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Einführung

Die Energie- und Klimaschutzfrage 
erfordert grundsätzlich die Bünde-
lung der Strategien zur Reduktion 
des Ressourcenverbrauchs, zur Ein-
sparung von Energie durch Technik 
und Nutzerverhalten, zur Erhöhung 
der Energieeffizienz und zur Nutzung 
regenerativer Energien. Dies gilt auch 
für die Quartiersebene. Deren Vorteile 
liegen in der Effizienzsteigerung ge-
genüber Einzellösungen (z. B. durch 
Wärmenetze) und der lokalen Vernet-
zung von Akteuren (z. B. auch durch 
wahrnehmbare Öffentlichkeitsarbeit, 
die Einzeleigentümer erreicht).

Ziel der ExWoSt-Studie „Anforde-
rungen an energieeffiziente und 
klimaneutrale Quartiere – EQ“ war 
es erstens, in fünf Städten und Ge-
meinden Quartiere und deren Ener-
giekonzepte zu untersuchen und 
den Stand der energetischen Stadt-
sanierung in deutschen Kommunen 
zu bewerten. Ein Fokus sollte dabei 
auf Quartieren mit Einzeleigentum 
liegen und nicht auf den an ande-
rer Stelle bereits umfangreich bear-
beiteten Großwohnsiedlungen. Der 
Prozess der Quartiersauswahl zeigte 
dabei, dass innenstadtnahe Quartiere 
mit teils historischen Baustrukturen 
und einem großen Anteil an Nicht-
wohngebäuden (Marburg-Nord-
stadt, Weißenfels-Alte Sparkasse, 
Naumburg-Südöstliche Innenstadt, 
mit Abstrichen Leipzig-Connewitz) 
ebenso wie verschiedene Strukturty-
pen des Wohnquartiers des 20. Jahr-
hunderts die relevanten Strukturen 
mit Herausforderungen in der ener-
getischen Stadtsanierung  darstellen. 
Letztere reichen von Gartenstädten 
(Sömmerda-Gartenberg) über Stadt-
erweiterungen der Nachkriegszeit 
mit Geschosswohnungsbau, Sied-
lungshäusern und verdichtetem 
Einfamilienhausbau  (Stade-Hahle, 
Rosenheim-Finsterwalder Au / Ai-
chergelände). Die Quartiere zeigen, 
dass die Kommunen die Herausfor-
derungen der energetischen Stadt-
sanierung erkannt haben, mit der 
Einbeziehung von Stadtwerken, 
Wohnungsbaugesellschaften und 
Energieexperten neue Akteure in die 

Quartiersentwicklung kommen und 
die Kommunen besondere Probleme 
bei der Ansprache von Einzeleigentü-
mern sehen. Zahlreiche Kommunen 
verfügen bereits über Ansätze in der 
Bilanzierung von Quartieren und der 
Erhebung der notwendigen Daten-
grundlagen.

Zweitens war es Aufgabe der Studie, 
auf Basis der qualitativen Erkennt-
nisse eine Mess- und Erhebungsme-
thodik zu erstellen, die eine Quan-
tifizierung des Energiebedarfs bzw. 
-verbrauchs auf der Analyseebene 
Quartier ermöglicht, dabei auf Erfah-
rungen aus den Bewertungsebenen 
Gebäude und Stadt / Region zurück-
greift und auch bestehende Ansätze 
zur Bilanzierung auf Quartiersebene 
miteinbezieht. Die Berechnungs-
methode wurde parallel als Excel-
Arbeitsmappe erstellt. Sie beinhaltet 
eine Startbilanz für die Themenbe-
reiche Gebäude und Verkehr jeweils 
mit Vorkette und ermöglicht Poten-
zialberechnungen und Prognosen. 
Im Rahmen des Projektes wurde eine 
erste Version der Excel-Tabelle von 
den beteiligten Akteuren in der Pra-
xis getestet. Hierfür wurden neben 
den zunächst beteiligten fünf Modell-
quartieren zwei weitere Pilotquartie-
re ausgewählt. Nach Projektabschluss 
wird dieses „Werkzeug“ im Internet 
zum kostenfreien Download ange-
boten. Damit steht den Kommunen 
demnächst ein relativ leicht zu hand-
habendes Planungsinstrument zur 
Verfügung.
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Zusammenfassung

Ziel der vorliegenden ExWoSt-Studie war es, 
in fünf Städten und Gemeinden Quartiere 
und deren Energiekonzepte zu untersu-
chen und auf dieser Basis eine Mess- und 
Erhebungsmethodik zu erstellen, die eine 
Quantifizierung des Energiebedarfs bzw. 
-verbrauchs auf der Analyseebene Quartier 
ermöglicht und dabei auf Erfahrungen aus 
den Bewertungsebenen Gebäude und Stadt 
/ Region zurückgreift. Die Berechnungsme-
thode wurde parallel als Excel-Arbeitsmap-
pe erstellt und in der kommunalen Praxis 
getestet. Hierfür wurden neben den bislang 
beteiligten fünf Modellquartieren zwei wei-
tere so genannte Pilotquartiere ausgewählt. 

In der Studie wird der Integration der Mo-
bilität in Energiekonzepte eine besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt. Sie spielt in 
Energiekonzepten und wissenschaftlichen 
Betrachtungen zum Thema Energie und 
Quartier aktuell meist nur eine untergeord-
nete Rolle. Die Vielfalt möglicher Fallkonstel-
lationen bzgl. Wohnungsmarkt, Gebäudety-
pologie und Eigentümerstruktur begründet 
den Forschungsansatz über mehrere Mo-
dellprojekte mit jeweils unterschiedlicher 
Ausgangssituation. Aufgabe der Studie war 
es zudem, den Stand der energetischen 
Stadtsanierungen in den Kommunen zu 
bewerten und auf dieser Basis Schlussfolge-
rungen für die Eignung und Ausgestaltung 
des Steuerungsinstruments „energetisches 
Quartierskonzept“ zu ziehen.

Die Studie startet mit der Antwort auf die 
Frage, welcher Quartiersbegriff auch im 
Hinblick auf die kommunale Anwendung 
eine angemessene Analyseebene darstellt 
(Kapitel 2.1). Strukturtypische Abgren-
zungen sind dabei in der bisherigen Städ-
tebauförderung weit verbreitet. Vor dem 
Hintergrund der energiefachlichen Fragen 
kommt nun u. U. eine weitere Netzstruktur 
(Fernwärme, Nahwärme) hinzu, deren Ein-
zugsbereiche eine Rolle spielen. Grundsätz-
lich empfiehlt die Studie aber, auf bewährte 
Abgrenzungsmuster (Bau- und Sozialstruk-
tur) zurückzugreifen und notfalls nachträg-
lich anhand von energiefachlichen bzw. ver-
kehrlichen Anforderungen oder anhand von 
Aspekten, die dem Konzept des Quartiers als 
Handlungsraum entstammen, den Umgriff 
zu modifizieren.

Die Energie- und Klimaschutzfrage erfor-
dert grundsätzlich die Bündelung der Stra-

tegien zur Reduktion des Ressourcenver-
brauchs, zur Einsparung von Energie durch 
Technik und Nutzerverhalten, zur Erhöhung 
der Energieeffizienz und zur Nutzung re-
generativer Energien. Dies gilt auch für die 
Quartiersebene (Kapitel 2). Eine Vielfalt 
von Maßnahmen ist hier sowohl im Gebäu-
de- als auch im Verkehrsbereich möglich. 
Dennoch ist der Quartiersbezug bei unter-
schiedlichen Maßnahmen unterschiedlich 
stark ausgeprägt. Die energetische Gebäu-
desanierung wird bspw. in erster Linie durch 
die Verfügbarkeit von Technologien, ihre 
Wirtschaftlichkeit und die Entscheidung 
jedes Eigentümers beeinflusst – der Quar-
tiersbezug ist eher indirekt. Bei Wärmenet-
zen liegt der Quartiersbezug unmittelbar auf 
der Hand. Quartierskonzepte leisten somit 
einen Zusatzeffekt v.a. in den beiden folgen-
den Bereichen: 

•	 Eine konkret auf die Bau- und Eigentü-
merstruktur abgestimmte Strategie er-
möglicht es, effiziente Ansätze zu wählen, 
zu denen auch Wärmenetze unterschied-
licher Größe zählen. Dies betrifft insbe-
sondere Bereiche, in denen die Potenziale 
bspw. durch Gebäudedämmung begrenzt 
sind. Der begrenzte räumliche Umgriff er-
möglicht auch gebietsbezogen sinnvolle 
rechtliche Regelungen, die übergreifend 
so nicht möglich wären. Für diese Stra-
tegiebildung steht im KfW-Programm 
„Energetische Stadtsanierung“ die Förde-
rung der Konzepterstellung.

•	 Die Sanierung ganzer Quartiere ermög-
licht Synergien zwischen den Akteuren 
und eröffnet ein öffentlichkeitswirksam 
wahrnehmbares Zeitfenster, in dem Ein-
zeleigentümer wie Gebäudeeigentümer 
vom ganzen Sanierungsprozess, aber auch 
von einzelnen Nachbarn, lernen können, 
Hemmnisse überwinden und zusätzlich 
motiviert werden. Für diese Vernetzung 
steht im oben genannten KfW-Förderpro-
gramm der Sanierungsmanager. 

Konfliktpotenzial bietet die Energetische 
Stadtsanierung jedoch bei den Fragen 
Gebäudesanierung versus Sozialverträg-
lichkeit, Dämmung versus Baukultur und 
Steigerung der Gebäudeeffizienz versus 
Wärmebedarfsdichte für Fernwärme. 

In dieser Studie wird der Quartiersbezug 
von Maßnahmen bewertet. Zentrales Ergeb-
nis ist hier, dass weiterer Forschungsbedarf 
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insbesondere bei Analyse der Wirkung von 
ökonomischen und rechtlichen Steuerungs-
instrumenten besteht. Nur mit dieser empi-
rischen Fundierung kann eine Modellierung 
des Energieverbrauchs in der Bewertungs-
methodik fundiert abgebildet werden.

Aufgabe einer Bilanzierung auf Quartierse-
bene ist es, Maßnahmen und Entwicklungs-
szenarien auf Quartiersebene vergleichend 
zu bewerten. Mit den dargestellten Refe-
renztools EFES aus Österreich, ECORegion, 
Energetischer Plausibilitätscheck, GemEB-
Tool und dem EnEff:Stadt-Bilanzierungstool 
liegen inzwischen einige Ansätze mit ver-
schiedenen Zielsetzungen und Detaillie-
rungsgraden vor. Die Unterschiede in Mo-
dellaufbau und Zweck zeigen, dass es kein 
Modell geben kann, das für alle Fragestel-
lungen ausreichend genau ist und gleichzei-
tig einfach zu bedienen ist. Der Ausweg aus 
diesem Dilemma bestand in der vorliegen-
den Studie darin, ein Grobmodell zu entwi-
ckeln, welches je nach Vorliegen von Daten 
und konkreter Fragestellung erweitert wer-
den kann. 

Kapitel 3 stellt daraufhin auf der abstrakten 
Ebene die Arbeitsschritte bei der energeti-
schen Quartiersbilanzierung dar. Folgende 
grundlegenden Weichenstellungen werden 
für die eigene Berechnungsmethodik ziel-
führend erachtet:

•	 Verkehr und Gebäude (mit ihrer Vorkette) 
werden zunächst getrennt voneinander 
modelliert und später auf der Ebene des 
Verbrauchs von Energieträgern zusam-
menaddiert.

•	 Ein Grobmodell ermöglicht die schnelle 
Generierung einiger weniger Ergebnisse, 
die dann zunehmend um die aufwändi-
gen Teile ergänzt werden können.

•	 Grundsätzlich gilt das Verursacherprinzip 
bei der Bilanzierung.

•	 Das Modell ermöglicht die Errechnung 
von Potenzialen (unter Ausblendung der 
Zeitschiene) und die Modellierung von 
Szenarien im eher kurzfristigen Zeitraum 
bis 2020.

•	 Energiebedarf und Energieverbrauch ha-
ben jeweils ihre eigenen Vor- und Nachtei-
le und werden anlassbezogen eingesetzt. 

Anhand des ersten Schrittes – der Startbi-
lanz zum gegenwärtigen Zeitpunkt – lassen 
sich die verschiedenen Datenquellen kate-
gorisieren. Hierbei konkurrieren objektbe-
zogene Vollerhebungen, Stichproben und 

quartiersspezifische Messungen mit Quar-
tierstypologien bzw. statistischen Daten, 
die auf übergeordneter räumlicher Ebene 
gewonnen wurden. In der Praxis muss im-
mer gemischt werden. Gerade im Verkehrs-
bereich liegen lokale Primärerhebungen oft 
nicht vor, so dass hier die Arbeit mit Quar-
tierstypologien sinnvoll ist. Die Studie ent-
wickelt diese selbst. Im Gebäudebereich ist 
bspw. die Arbeit mit der IWU-Gebäudetypo-
logie zielführend. Die Prognose von quar-
tiersspezifisch nicht beeinflussbaren Basis-
entwicklungen und tatsächlichen Effekten 
von quartiersbezogenen Maßnahmen bil-
den Schritt 2 und 3 der Modellierung. Zum 
Abschluss werden die Wirkungen in Gramm 
(g) CO

2
 summiert.

Zum Ende des Kapitels wird die eigene Bi-
lanzierungsmethodik vorgestellt, welche 
parallel in der erstellten Excel-Arbeitsmap-
pe dokumentiert ist. 

Das Berechnungsmodell gliedert sich über-
geordnet in einen Teil, der aufgrund des 
Energieverbrauchs auf Quartiersebene 
Energie- und CO

2
-Bilanzen unter Berück-

sichtigung der Vorkette erstellt. Dieser be-
ruht auf den Verbrauchsdaten aus den letz-
ten Jahren. Darauf aufbauend schließt ein 
Prognoseinstrument als Fortschreibung der 
vorangegangenen Bilanzierung bis zum Jahr 
2020 an, mit dem einzelne ausgewählte Sze-
narien für zukünftige Entwicklungen darge-
stellt werden können. In einer untergeord-
neten Ebene erfolgt die Modellierung der 
Teilbereiche Gebäude und Verkehr jeweils 
unter Berücksichtigung der Nutzer. 

Das hinterlegte Gebäudemodell nutzt ge-
bäudespezifische und zu erhebende Ein-
zeldaten auf der Gebäudeebene. Da eine 
Erhebung aller Gebäude im Quartier (insbe-
sondere zur Berechnung des Energiebedarfs 
im Ist-Zustand) einen teilweise erheblichen 
Aufwand darstellt, ist das Modell darauf 
angelegt, Einzelfragestellungen auch nur 
mit teilweisem Ausfüllen der Gebäudeliste 
(Geometriedaten, Gebäudetyp, leitungsge-
bundene Energieträger, keine gebäudespe-
zifischen Bedarfe oder Verbräuche) bearbei-
ten zu können. So ist auch mit der Eingabe 
des Gesamtverbrauchs der leitungsgebun-
denen Energieträger auf Quartiersebene die 
Erstellung einer Startbilanz möglich und 
Einsparpotenziale und Szenarien lassen 
sich vereinfacht berechnen.

Aufgrund der unzureichenden Verfügbar-
keit von quartiersbezogenen Daten zum 
Verkehrsaufkommen und zum Mobilitäts-
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verhalten arbeitet das Modell im Verkehrs-
bereich mit Mobilitätskenngrößen aus der 
deutschlandweiten Befragung „Mobilität 
in Deutschland“ (MiD) 2008, die mit Hilfe 
einer Raumstrukturtypologie differenziert 
werden.

Mit der vorgestellten Bilanzierungsmetho-
dik steht Kommunen und deren Beratern 
eine Grundstruktur für eine Quartiersbilan-
zierung zur Verfügung, so dass nicht jede 
Kommune damit von vorne anfangen muss. 
Dies ersetzt aber keine Detailberechnungen 
von Sonderfragen vor Ort. Auch bzgl. der 
Modellierung können zahlreiche Weiterent-
wicklungen Gegenstand weiterer Forschung 
sein.

Mit den Modellquartieren Leipzig-Con-
newitz, Marburg-Nordstadt, Rosenheim-
Finsterwalder Straße, Stade-Hahle und 
Weißenfels-Alte Sparkasse sowie den neu 
aufgenommenen Pilotquartieren Sömmer-
da-Gartenberg und Naumburg-Südöstliche 
Altstadt werden in Kapitel 4 sieben Quartie-
re untersucht, die bereits in anderem insti-
tutionellen Kontext Erfahrung mit der Arbeit 
auf Quartiersebene haben. Bewusst gewählt 
wurden dabei Quartiere mit Einzeleigen-

tum und nicht die an anderer Stelle bereits 
umfangreich bearbeiteten Großwohnsied-
lungen. Dennoch bilden die Quartiere ver-
schiedene Konstellationen von Baualters-
schwerpunkten und Wohnungsmarkttypen 
ab. Der Prozess der Quartiersauswahl zeigte 
dabei, dass innenstadtnahe Quartiere mit 
teils historischen Baustrukturen und ei-
nem großen Anteil an Nichtwohngebäuden 
(Marburg, Weißenfels, Naumburg, mit Ab-
strichen Leipzig) ebenso wie verschiedene 
Strukturtypen des Wohnquartiers des 20. 
Jahrhunderts die relevanten Strukturen mit 
Herausforderungen in der energetischen 
Stadtsanierung  darstellen. Letztere reichen 
von Gartenstädten (Sömmerda-Gartenberg) 
über Stadterweiterungen der Nachkriegszeit 
mit Geschosswohnungsbau, Siedlungshäu-
sern und verdichtetem Einfamilienhausbau  
(Stade-Hahle, Rosenheim-Finsterwalder Au 
/ Aichergelände). Der Anteil dieser Baual-
tersklassen am deutschen Gebäudebestand 
ist hoch. Die Quartiere zeigen u. a., dass 
die Kommunen die Herausforderungen der 
energetischen Stadtsanierung erkannt ha-
ben, besondere Probleme bei der Ansprache 
von Einzeleigentümern sehen und teilweise 
bereits über Ansätze in der Bilanzierung von 
Quartieren verfügen.

Abbildung 1:  Wohnungsbestände in Deutschland und Einsparpotenziale bezogen auf den unsanierten Gebäudetzustand   

Zusammenfassung

Die Abbildung zeigt mögliche Einsparpotenziale für Wohngebäude im Neubau und Bestand. Unsanierte und energetisch optimierte Gebäude können 
sich in ihrem Wärmeenergiebedarf um ein Vielfaches unterscheiden. Die Folge: hohe Nebenkosten und mögliche Leerstande.  
Quelle: BMVBS/BBSR 2012, S. 19
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Abstract

The objective of the Experimental Housing 
and Urban Development Study (ExWoSt) 
was to examine the energy concepts in the 
districts of five cities and communities and 
on this basis to develop a measurement 
and collection methodology that enables a 
quantification of the energy demand and/or 
energy consumption on the analysis level of 
the district, thereby falling back on experi-
ences from the evaluation level of the buil-
dings and city / region. The calculation me-
thodology has been compiled in parallel as 
an Excel workbook and tested in communal 
practice. For this, two additional so-called 
pilot districts were selected in addition to 
the other five model districts already parti-
cipating.     

The integration of mobility in energy con-
cepts was given particular attention in the 
study. Currently, this usually only plays a 
secondary role in energy concepts and sci-
entific observations on the subject of ener-
gy and districts. The variety of possible case 
constellations in regard to the housing mar-
ket, building typology and owner structure 
substantiates the research approach via 
numerous model projects with respectively 
differing starting situations. In addition, the 
task of the study was to assess the state of 
energetic urban regeneration in the com-
munities and on this basis draw conclusions 
for the suitability and layout of the control 
tool “energetic district concept“.   

The study begins with the answer to the 
question of which district definition repre-
sents an appropriate analysis level, also in 
regard to communal usage (Chapter 2.1). 
Structure-typical limitations are widespread 
here in previous urban development fun-
ding. Against the backdrop of energy rela-
ted questions another network structure 
potentially appears (district heating) the 
catchment area of which plays a role. Fun-
damentally however, the study recommends 
falling back on reliable demarcation models 
(building and social structure) and, if neces-
sary, modifying the encompassing layout 
later based on energy-related and/or traffic-
oriented requirements or based on aspects 
that stem from the concept of the district as 
a sphere of activity.  

The energy and climate protection question 
fundamentally requires the bundling of stra-
tegies to reduce resource consumption, save 

energy through technology and user con-
duct in order to increase energy efficiency 
and the usage of regenerative energies. This 
also applies to the district level (Chapter 2). 
A variety of measures is possible here both in 
the area of buildings as well as traffic. How-
ever, the relation to the district is evident to 
a varying degree with varying measures. The 
energetic renovation of buildings is for ex-
ample, first and foremost influenced by the 
availability of technologies, their profitabili-
ty and the decision of each owner – the rela-
tion to the district is rather indirect. In the 
case of heat grids the relation to the district 
is direct. District concepts thereby achieve 
an additional effect particularly in the two 
following areas:

•	 A concrete strategy aligned with the buil-
ding and owner structure makes it possible 
to choose efficient approaches, including 
heat grids of diverse sizes. This especially 
concerns areas in which potentials, for 
example, are limited by building insulati-
on. The limited spatial wrap-around also 
enables zoning legal regulations that are 
sensible, which would not have been ge-
nerally as possible. For this strategy deve-
lopment the promotion of concept crea-
tion is in the KfW’s program “Energetic 
Urban Regeneration“ (KfW – Credit Insti-
tute for Reconstruction).  

•	 The regeneration of whole districts ena-
bles synergies between the participants 
and opens a publicly effective perceivab-
le window of time in which the individual 
owners as well as the owners of the buil-
dings can learn about the whole regene-
ration process as well as about individual 
neighbours, overcome obstacles and be 
additionally motivated. In the KfW fun-
ding program the Regeneration Manager 
is in charge of this networking. 

However the questions of building renova-
tion versus social compatibility, insulation 
versus building culture and increasing buil-
ding efficiency versus heat flux density pro-
vides potential for conflict.

In this study the relativity of measures to the 
district is evaluated. The main result here is 
that there is fu rther need for research, es-
pecially in the analysis of the effects of eco-
nomic and legal control tools. Only with this 
empirical foundation can a model of the 
energy consumption in the evaluation me-
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thodology be portrayed in a substantiated 
way.

The function of balancing on the district 
level is to make a comparative assessment 
of measures and development scenarios 
on a district level. In the meantime, sever-
al approaches with different objectives and 
levels of detail exist with the featured refe-
rence tools EFES from Austria, ECORegion, 
Energetic Plausability Check, GemEB Tool 
and the EnEff: Stadt District Balancing Tool. 
The differences in model configuration and 
purpose show that there cannot be one sin-
gle model that is sufficiently precise for all 
questions and simultaneously easy to use. 
The way out of this dilemma in the study at 
hand was to develop a rough model that can 
be expanded depending on the presence of 
data and concrete questions.

On this basis Chapter 3 depicts the work 
steps of energetic district balancing on the 
abstract level. The following fundamental 
position of points are deemed conducive 
to reaching the objective for the calculation 
methodology here :  

•	 Traffic and building (with their upstream 
supply chain) are first modelled separa-
tely from each other and added together 
later on the level of the consumption of 
energy sources. 

•	 A rough model enables the fast generating 
of some few results that can then be in-
creasingly supplemented by the complex 
components.

•	 In general the “polluter-pays principle“ 
applies in the balancing.

•	 The model enables the calculation of 
potentials (setting aside the timeframe) 
and the modelling of scenarios in a more 
short-term timeframe by 2020.

•	 Energy demand and energy consumption 
have their respective advantages and dis-
advantages and will be set in where appro-
priate.

The diverse data sources can be categorised 
based on the first step – the opening balance 
at the current time. Here object-related sur-
veys, samplings and district-specific measu-
rements compete with district typologies or 
rather statistical data that has been gained 
on a higher spacial level. In practice there 
should always be a mix. Especially in the 
area of traffic local field research is often un-
available so work with district typologies is 
logical here. The study itself develops this. In 

the area of buildings the work with the IWU 
building typology is, for example, conducive 
for achieving the objective. The prognosis of 
district-specific unchangeable basis deve-
lopments and the actual effects of district-
related measures constitute Step 2 and 3 of 
the model. In conclusion the effects of CO

2 

in grams (g) is summarised.

At the end of the chapter the own balancing 
methodology is introduced, which is docu-
mented in parallel in the compiled Excel 
workbook.

The calculation model is structured prima-
rily in one part, which generates energy and 
CO

2
 balances based on the energy consump-

tion on the district level taking the upstream 
chain into consideration. This is based on 
the consumption data from the previous ye-
ars. On this basis a prognosis tool is establis-
hed as a forward projection of the preceding 
balance up to 2020, with which individually 
selected scenarios can be portrayed for fu-
ture developments. In the subordinate level 
the modelling of subareas building and traf-
fic takes place taking the user into account.  

The building model on file uses building-
specific and individual data to be collected 
on the building level. Since a survey of all 
buildings in the district (especially the cal-
culation of energy demand in the current 
state) represents a partially significant ex-
penditure, the model is set up to be able to 
process individual questions even when the 
building list is only partially filled in (geo-
metry data, building type, grid-bound ener-
gy sources, no building-specific demands or 
consumptions). Thus the compilation of a 
start balance is possible by entering the total 
consumption of grid-bound energy sources 
on the district level and savings potentials 
and scenarios can be calculated with ease. 

Because of the insufficient availability of 
district-related data on traffic volume and 
mobility behaviour the model in the area 
of traffic works with mobility parameters 
from the Germany-wide survey “Mobilität in 
Deutschland“ (MID – Mobility in Germany) 
2008, which are differentiated with the help 
of a typology of different spatial structures.

With the introduced balancing methodolo-
gy a basic structure for district balancing is 
available to communities and their consul-
tants so that not every community has to 
start from the beginning. But it does not re-
place detail calculations of special questions 
on location. Also in regard to the modelling, 

Anstract
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numerous further developments can be the 
object of further research.  

With the model districts Leipzig-Connewitz, 
Marburg-Nordstadt, Rosenheim-Finster-
walder Straße, Stade-Hahle and Weißenfels-
Alte Sparkasse as well as the newly incorpo-
rated pilot districts Sömmerda-Gartenberg 
and Naumburg-Südöstliche Altstadt, seven 
districts are examined in Chapter 4, which 
already have experience with work on the 
district level in other institutional contexts. 
Districts with private ownership were deli-
berately selected here as opposed to major 
housing developments that have already 
been developed extensively. 

However, the districts represent diverse 
constellations of building age emphasis and 
housing market types. The process of district 
selection shows hereby that districts close to 
the inner city with partially historical buil-
ding structures and a large percentage of 

non-residential buildings (Marburg, Wei-
ßenfels, Naumburg, with some exceptions 
Leipzig) as well as diverse structure types of 
the housing district of the 20th century, re-
present the relevant structures with challen-
ges in energetic city regeneration. 

The latter range from garden cities (Söm-
merda-Gartenberg) to urban expansions in 
post-war times with multi-storey residen-
tial construction, multi-family units and 
compact single family houses (Stade-Hahle, 
Rosenheim-Finsterwalder Au / Aichergelän-
de). The amount of building age classes in 
the German inventory of buildings is high. 
The districts show, among others, that the 
communities have recognised the challen-
ges of energetic city regeneration, see the 
special problems when addressing individu-
al owners and in part already have at their 
disposal approaches to balancing districts.   
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1.1	 Einordnung der Studie

Im Zuge der Klimaschutz- und Energieziele 
der Bundesregierung stellt sich die Aufgabe, 
im Gebäudebestand und im Verkehr Energie 
von vorne herein zu sparen, die Energieeffi-
zienz zu erhöhen und zunehmend regene-
rative Energiequellen zu nutzen. 

Energieeinsparung, Energieeffizienz und 
die Nutzung erneuerbarer Energien müs-
sen vor allem innerhalb der vorhandenen 
Strukturen erfolgen. Gebäude-, Quartiers- 
und Netzerneuerungen sowie die Anpas-
sung von Mobilitätsstrukturen werden je-
doch aufgrund kommunaler und privater 
Interessen in unterschiedlicher zeitlicher, 
räumlicher und qualitativer Dimension ge-
plant und durchgeführt. Dabei sorgen hohe 
Investitionsvolumina und langfristige In-
vestitionshorizonte für Pfadabhängigkeiten. 
Verschiedene Maßnahmenkombinationen 
können deshalb Synergien erzeugen oder 
im Konflikt zueinander stehen.

Die Betrachtung des Themas Energieein-
sparung und Energieversorgung auf der 
Quartiersebene ist an sich nicht neu. Zur 
Dimensionierung von Fernwärmenetzen 
spielt die Ermittlung des quartiersspezifi-
schen Wärmebedarfs bereits traditionell 
eine Rolle (vgl. Roth et al. 1980, Blesl et al. 
2010). Im Zuge der energetischen Sanierung 
sowie des Einsatzes erneuerbarer Energien 
fand der Quartiersansatz zunächst bei Groß-
wohnsiedlungen Berücksichtigung (vgl. den 
Wettbewerb „Energetische Sanierung von 
Großwohnsiedlungen“ des BMVBS 2009). 
Hier sind die Entscheidungsstrukturen 
durch die geringere Zahl an Eigentümern 
allerdings relativ einfach. Der größte Teil des 
deutschen Wohnungsbestandes befindet 
sich jedoch in Quartieren mit kleinteiligen 
Eigentümerstrukturen. Die Quartiersebene 
ist in der Städtebauförderung traditionell 
bereits eine Ebene, auf der die unterschied-
lichen Akteure zusammengeführt werden 
und gemeinsam integrierte Strategien ent-
wickeln.

Für die energetische Sanierung auf Quar-
tiersebene müssen die Erkenntnisse aus den 
Großwohnsiedlungen und den klassischen 
Quartiersansätzen in der Städtebauförde-
rung auf die neue Herausforderung über-
tragen werden. Denn hier treten bei der 

Umsetzung besondere Herausforderungen 
auf. Investitionsneigungen und -möglich-
keiten stellen sich für jeden Einzeleigen-
tümer anders dar. Gleichzeitig hängt die 
individuelle Investitionsrechnung auch 
vom Verhalten der Nachbarn ab. Die Viel-
falt möglicher Fallkonstellationen begrün-
dete den Forschungsansatz über mehrere 
Modellprojekte mit jeweils unterschiedli-
cher Ausgangssituation. Das Projekt ener-
getische Stadterneuerung (BMVBS / BBSR 
2012) zeigte hierbei bereits Ansätze auf. Ziel 
war eine Erweiterung der integrierten Stadt-
entwicklungskonzepte (INSEK) um Maß-
nahmen der Energieeinsparung, der Ener-
gieeffizienz und der Nutzung erneuerbarer 
Energien (so genannte INSEKe). 

Das Quartier scheint also für die energeti-
sche Sanierung des Gebäudebestandes und 
die Abstimmung mit Energieversorgung 
und Mobilität eine geeignete Analyse- und 
Handlungsebene. Aus diesem Grund hat die 
Bundesregierung mit dem KfW-Programm 
„Energetische Stadtsanierung“ ein eigenes 
Förderprogramm aufgelegt, welches über 
die Förderung der Erstellung von energeti-
schen Quartierskonzepten und von so ge-
nannten Sanierungsmanagern die Vernet-
zung und Entscheidungsunterstützung vor 
Ort verstärkt. Hierbei wurden 71 Modellvor-
haben in einer ersten Runde ausgewählt, die 
ab 2013 begleitend evaluiert werden. Ent-
sprechend erfolgt auch in dieser Studie der 
Forschungsansatz über Modellprojekte. Von 
den fünf ursprünglich ausgewählten Mo-
dellprojekten hat eines auch den Status als 
Modellprojekt im KfW-Programm beantragt 
und wurde ausgewählt. In der vorliegenden 
Studie wurden zudem zwei weitere Pilotpro-
jekte aus dem KfW-Programm nachträglich 
aufgenommen. 

Ziel der vorliegenden ExWoSt-Studie „An-
forderungen an energieeffiziente und kli-
maneutrale Quartiere“ (EQ) war es, in fünf 
Städten und Gemeinden Quartiere und 
deren Energiekonzepte zu untersuchen 
und auf dieser Basis eine Mess- und Erhe-
bungsmethodik zu erstellen, welche die 
Quantifizierung des Energiebedarfs bzw. 
-verbrauchs auf der Analyseebene Quartier 
ermöglicht und dabei auf Erfahrungen aus 
den Bewertungsebenen Gebäude und Stadt 
/ Region zurückgreift. Die Berechnungsme-

1  Stadtentwicklungspolitisches For-
schungsinteresse und Verlauf der Studie
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thode wurde parallel als Excel-Arbeitsmap-
pe erstellt und in der kommunalen Praxis 
getestet. Hierfür wurden neben den bislang 
beteiligten fünf Modellquartieren zwei wei-
tere Pilotquartiere ausgewählt. 

In der Studie wird der Integration der Mo-
bilität in Energiekonzepte eine besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt. Sie spielt in 
Energiekonzepten und wissenschaftlichen 
Betrachtungen zum Thema Energie und 
Quartier aktuell meist nur eine untergeord-
nete Rolle. Die Vielfalt möglicher Fallkonstel-
lationen bzgl. Wohnungsmarkt, Gebäudety-
pologie und Eigentümerstruktur begründet 
den Forschungsansatz über mehrere Mo-
dellprojekte mit jeweils unterschiedlicher 
Ausgangssituation. Aufgabe der Studie war 
es zudem, den Stand der energetischen 
Stadtsanierungen in den Kommunen zu 
bewerten und auf dieser Basis Schlussfolge-
rungen für die Eignung und Ausgestaltung 
des Steuerungsinstruments „energetisches 
Quartierskonzept“ zu ziehen.

1.2	 Forschungsdesign der Studie

Die Studie „Anforderungen an energieeffi-
ziente und klimaneutrale Quartiere“ (EQ) 
basierte insbesondere in den Teilen, welche 
die energetische Modellierung auf Quartier-
sebene betrafen, auf der eigenen wissen-
schaftlichen Arbeit der Autoren der Studie. 
Mehrere Veranstaltungen stellten jedoch 
sicher, dass ein unterstützender Input aus 
Wissenschaft und Praxis in die Konzeption 
der Berechnungsmethodik einfloss.

Zunächst fand am 13. Februar 2012 ein Ex-
pertenworkshop mit zehn eingeladenen ex-
ternen Wissenschaftlern statt, die sich mit 
der Modellierung von Energieverbrauch 
und CO2-Emissionen beschäftigen. Sie soll-
ten zur Frage Stellung nehmen, wie eine 
Modellierung auf Quartiersebene gestaltet 
werden könnte. Die Ergebnisse flossen in 
Kapitel 3 ein.

Abbildung 2:  Integriertes Stadtentwicklungskonzept unter Optimierung energetischer Belange

Quelle: BMVBS 2011, S. 20.
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Aufgabe der Untersuchung der Modellquar-
tiere war es, den Stand der energetischen 
Stadtsanierung zu evaluieren und gleichzei-
tig eine beispielhafte (Daten-)Grundlage für 
die Konzeption der Berechnungsmethodik 
zu haben. Die Einbindung der örtlichen Ak-
teure erfolgt durch Bereisungen seitens der 
Autoren der Studie, durch einen umfang-
reichen Fragebogen im Sommer 2012 sowie 
durch zwei Fachwerkstätten. Am 28. Febru-
ar 2012 in Marburg standen das gegenseiti-
ge Kennenlernen sowie der Austausch zum 
Stand der Dinge der energetischen Stadt-
sanierung im Vordergrund. Am 02. Oktober 
2012 in Rosenheim ging es v.a. um die An-
forderungen und Ausgangsvoraussetzungen 
der energetischen Modellierung.

Ende 2012 bestand die Möglichkeit, zwei 
weitere Pilotquartiere in das Projekt auf-
zunehmen, die zugleich am KfW-Förder-
programm „Energetische Stadtsanierung“ 
teilnehmen. Ihre Aufgabe war es, die Berech-
nungsmethodik zu testen. Der Workshop 
vom 05. Februar 2013 in Stade stellte den 
Vertretern aus den Modell- und Pilotquar-
tieren die Excel-Tabelle zur energetischen 
Bilanzierung vor und ermöglichte auch die 
Einbindung der neuen Standorte in den 
Austausch unter den Quartieren.

Stadtentwicklungspolitisches Forschungsinteresse und Verlauf der Studie

Bei der Abschlussveranstaltung am 14. März 
2013 im Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung in Berlin wurden 
die zentralen Erkenntnisse in einer mode-
rierten Diskussion zusammengefasst und 
das Berechnungsmodell vorgestellt.

Erste Fachwerkstatt in Marburg Abschlussveranstaltung
Fotos: IWU
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ranziehen, steht die Frage nach prägenden 
Eigenschaften des Raums im Vordergrund. 
Die Wechselwirkung von Raum, Wahrneh-
mung und Handlung wird also sehr stark 
von einer mehr oder weniger statisch-
deterministischen Sicht geprägt. Raum-
strukturen stellen in dieser Sichtweise 
„Container“, also Orte, Begrenzungen oder 
Kanalisierungen für (soziales) Handeln dar 
(Löw 2001: 51, Werlen 1997: 168 f.).

•	 Bei Forschungsansätzen, die die Ursachen 
und Folgen soziales Handeln als Erklärung 
für die Entstehung beobachteter Raum-
strukturen untersuchen, steht die Frage 
nach den Handlungsgrundlagen wie Ins-
titutionen, Ressourcenrestriktionen und 
Problemwahrnehmungen im Zentrum 
des Interesses. Die Wechselwirkung von 
Raum, Wahrnehmung und Handlung ist 
ex ante nicht definiert. Raumbildung und 
Raumstruktur werden als sich gegenseitig 
konstituierender Prozess wahrgenom-
men, der durch Regulierungspraktiken, 
historische Raumbildungen und kulturel-
le Ausprägungen beeinflusst wird. (Löw 
2001:158 ff.).

Das Quartier als Strukturtypus

Unter einem Quartier als stadträumlicher 
Strukturtypus wird eine städtische Subst-
ruktur verstanden, die sich aufgrund ihrer 
wesenstypischen strukturellen Eigenart, 
zusätzlich auch durch das Vorhandensein 
einer (sichtbaren) Grenze ablesbar von ih-
rer Außenwelt abgrenzt. Diese vor allem im 
Alltagssprachgebrauch verbreitete Definiti-
on von Quartier bezieht sich vor allem auf 
sichtbare, d.h. physische Eigenarten eines 
Quartiers. Abgrenzung und Strukturidenti-
tät sind Charaktereigenschaften, die nur vor 
dem Hintergrund einer Einbettung des Teil-
raumes in einen größeren, urbanen Kontext 
ablesbar sind. Was genau unter struktureller 
Eigenart zu verstehen ist, bleibt jedoch der 
jeweiligen wissenschaftlichen Fragestellung 
überlassen. 

Galster (2001: 2112) zählt unter räumlich ba-
sierten Attributen folgende Faktoren auf:

•	 Strukturtypische Charakteristika der 
Gebäude (Typ, Größe, Anordnung, Frei-
räume), Infrastrukturen (Straßenräume, 
Netzinfrastrukturen) und Umwelt (Topo-
graphie, Umweltzustand)

2  Handlungsansätze und Maßnahmen der 
energetischen Stadtsanierung

Die zentrale Fragestellung der Studie lautet, 
inwieweit durch integrierte Maßnahmen 
auf Quartiersebene Potenzialsteigerungen 
gegenüber einem unkoordinierten Vorge-
hen von Einzelakteuren (bspw. auf der Ge-
bäudeebene) entstehen.

Das folgende Kapitel beschäftigt sich zu-
nächst mit der Frage der Quartiersdefinition 
bzw. Abgrenzung von Quartieren. Sodann 
werden verschiedene Strategien und Maß-
nahmen zur Erreichung von Klimaschutz-
zielen auf Ihren Quartiersbezug geprüft und 
die relevanten Maßnahmen tabellarisch 
dargestellt. Die Darstellung der Konfliktfel-
der der energetischen Stadt-sanierung und 
der Hinweis auf rechtliche Instrumente ge-
ben vertiefte Informationen zu Detailfragen. 
Die Schlussfolgerungen bewerten zusam-
menfassend die Vorteile der Quartiersebene. 

2.1	 Quartiersabgrenzung 

Der Begriff Quartier ist von einer gewissen 
Unschärfe geprägt. Auch wenn die Frage 
nach der Definition von Quartieren und 
deren sinnvoller Abgrenzung im Rahmen 
der Quartiersentwicklung seit längerem 
diskutiert wird, so sollen hier vor dem Hin-
tergrund der speziellen Anforderungen des 
Themas Energie die wichtigsten Thesen 
kurz zusammengefasst werden. 

Der Begriff (Stadt)quartier bezeichnet im 
Allgemeinen eine räumlich konstituierte 
Teileinheit einer Stadt. Die territoriale Ab-
grenzung stellt den zentralen Punkt der 
Quartiersdefinition dar. Sie wird je nach 
wissenschaftlicher Herangehensweise von 
unterschiedlichen Raumbegriffen und Fra-
gestellungen beeinflusst. 

Hierbei lassen sich zwei wesentliche Raum-
begriffe unterscheiden, der physische 
Raum, der vor allem im städtebaulichpla-
nungspraktischen und ingenieurwissen-
schaftlichen Diskurs Anwendung findet; 
und der Handlungsraum, der vor allem im 
sozial- und kulturwissenschaftlichen Be-
reich verwendet wird. Beide unterscheiden 
sich primär durch die Art der Fragestellung: 

•	 Bei Forschungsansätzen, die Struktur-
parameter wie z. B. bauliche Strukturen 
oder Infrastrukturen physischer Räume 
als erklärende Variable, z. B. für beobach-
tetes Verhalten von sozialen Akteuren, he-
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•	 Soziodemographisches Profil (Demogra-
phie, Ethnien, sozialer und ökonomischer 
Status)

•	 Ausstattung mit öffentlichen Gütern 
(Schulen, Dienstleistungen, öffentliche 
Einrichtungen)

•	 Erreichbarkeitsmerkmale (Transportinf-
rastruktur, räumliche Distanz)

•	 Politische und soziale Netzwerke (Interak-
tion, Partizipation)

•	 Identifikatorische Potenziale: historische 
Signifikanz, Zugehörigkeitsgefühl

Ein stadtstruktureller Quartiersbegriff 
eignet sich vor allem zur quantitativen 
Untersuchung von statischen Struktur-
parametern, da die erhobenen Attribute 
räumlich verorteten physischen Struktu-
ren zugeordnet werden, z. B. der Energie-
verbrauch bestimmten baulichen Einhei-
ten, Personen oder Funktionseinheiten. 
Der Untersuchungsraum lässt sich bei ein-
mal gewählten Strukturkriterien eindeutig 
und einfach abgrenzen. Dadurch wir die 
quantitative Erfassung von Strukturattri-
buten vereinfacht. Die Abgrenzung kann 
anhand von flächigen Strukturmerkmalen 
(Baustruktur, Erschließungsstruktur, Bevöl-

Handlungsansätze und Maßnahmen der energetischen Stadtsanierung

kerungsstruktur) oder von Begrenzungs-
merkmalen (Verkehrswege, physische Bar-
rieren, administrative Grenzen) erfolgen. Es 
können materielle und nicht materielle Ka-
tegorien gewählt werden. Damit lassen sich 
multifaktorielle Indikatorensets zur Schät-
zung des Energieverbrauchs auf Quartierse-
bene konstruieren.

Der Rückgriff auf typische Strukturen, z. B. 
Siedlungsstrukturmuster, vereinfacht die 
Übertragbarkeit der Ergebnisse auf andere 
Untersuchungsräume.

Ein strukturtypischer Untersuchungsansatz 
hat aber auch bestimmte Einschränkungen 
zur Folge:

Die Quartiersabgrenzung hängt stark von 
den gewählten Strukturvariablen ab. Wird 
mehr als eine Abgrenzungsvariable ange-
wandt, sind die Quartiersdefinitionen nicht 
notwendigerweise kongruent (z. B. infra-
struktureller Abgrenzung durch ein Wär-
meversorgungsnetz verglichen mit der Ab-
grenzung durch die Gebäudetypologie im 
Quartier). Eine eindeutige Eingrenzung des 
Untersuchungsraums ist damit nicht mehr 
gegeben (vgl. Abbildung 5). 

Der strukturelle Quartiersbegriff unterstellt 
in gewissem Maße räumliche Determiniert-

Abbildung 3:  Mögliche Quartiersabgrenzungen nach Strukturen

Quelle: Eigene Darstellung
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raums an einen stärker an der sozialen Re-
alität orientierten Umgriff erfolgen. 

2.2	 Strategien, Instrumente und 
Maßnahmen

Strategien

Zur Erreichung der Energie- und Klima-
schutzziele lassen sich auf Quartiersebene 
ebenso wie auf der Ebene des Einzelnut-
zers und auf der übergreifenden Ebene des 
ganzen Landes oder einer Stadt bzw. Region 
grundsätzlich folgende verschiedenen Stra-
tegien in Kombination einsetzen:

•	 Suffizienzstrategien reduzieren den Res-
sourcenverbrauch bspw. durch Verrin-
gerung der Wohnfläche pro Person oder 
der physischen Mobilität. Dies dürfte 
in aller Regel, soweit sich die Reduzie-
rung des Ressourcenverbrauchs als Kon-
sumverzicht ausdrückt, politisch nicht 
konsensfähig sein. Nichtsdestotrotz ist 
festzustellen, dass die kontinuierliche Zu-
nahme der Haushaltszahlen in der letzten 
Jahrzehnten – und damit verbunden die 
Ausweitung des Wohnflächenkonsums 
der Bevölkerung – einen Beitrag zur Erhö-
hung des Energieverbrauchs im Gebäude-
sektor geleistet hat. Hauptursache hierfür 
ist der demographische Wandel und der 
damit verbundene Remanenzeffekt, der 
zum Verbleib älterer kleiner Haushalte 
in ihren großen Wohnungen führt. Mög-
liche Strategien bestünden deshalb in 
einer Erhöhung der Umzugsbereitschaft 
im Alter. Hierauf soll jedoch nicht weiter 
eingegangen werden. Da die Bundesre-
gierung darauf abzielt, die tägliche Neu-
inanspruchnahme von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen von derzeit ca. 80 ha auf 
30 ha zu senken, ergibt sich die Notwen-
digkeit, Flächen zu recyceln und Quartiere 
nachzuverdichten, um die notwendigen 
Wohnflächen auf weniger Siedlungsfläche 
zu realisieren.

•	 Strategien zur Energieeinsparung senken 
den Energiebedarf des Gebäudes durch 
bauliche Maßnahmen oder den Energie-
verbrauch des Nutzers durch Förderung 
eines sparsamen Verhaltens. Der Energie-
verbrauch im Verkehr wird bspw. durch 
sparsame Autos verringert.

•	 Strategien zur Erhöhung der Energieeffi-
zienz senken den notwendigen Energie-
einsatz zur Erreichung des gewünschten 
Outputs. Beispiele sind eine effiziente 

heit, z. B. Einheit von physischem Raum und 
Handlungsraum der Bewohner. Dies ent-
spricht nicht unbedingt der Realität. Ermit-
telte technische Energieeinsparpotenziale 
können durch eingeschränkte Handlungs-
macht (z. B. fehlende Verfügungsrechte über 
Grund und Boden) der Bewohner nur in 
bestimmtem Maße aktivierbar sein. Es ist 
daher zu prüfen, in wie weit die Größe des 
gewählten Quartiers eine wirksame Partizi-
pation möglichst vieler Nutzer und Bewoh-
ner beeinflusst.

Das Quartier als Handlungsraum

Eine akteursbezogene Wirkungsanalyse 
technisch orientierter Stadtumbaustrategi-
en ermöglicht es zuletzt auch, die Frage der 
Übertragbarkeit und instrumentellen Steu-
erung von Modernisierungspraktiken diffe-
renzierter zu beantworten, als die ein rein 
strukturbezogener Ansatz erlaubt (Über-
tragbarkeit von Steuerungsmodellen anstel-
le von technischen Maßnahmen).

Schlussfolgerungen für die Quartiersab-
grenzung

Die Schwierigkeit, einen auf individuel-
ler Wahrnehmung basierten, handlungs-
raumorientierten Quartiersansatz in dieser 
Studie zu verwenden, ergibt sich aus der 
diesem Ansatz inhärenten Unschärfe. Es er-
scheint deshalb aus praktischen Erwägun-
gen heraus sinnvoll zu sein, ein zweistufiges 
Verfahren zur endgültigen Abgrenzung von 
Quartieren zu wählen:

•	 Im ersten Schritt wird das Quartier anhand 
bestimmter struktureller Eigenschaften 
(z. B. relative Homogenität der baulichen 
Struktur) oder physischer, ggf. auch. ad-
ministrativer Grenzen festgelegt, wobei 
offen bleibt, auf welche Attribute sich die 
geforderten Eigenschaften, Homogeni-
tät und/oder Begrenzung, beziehen bzw. 
durch welche Tatsachen diese erzeugt 
werden (gemeinsame Entstehungszeit 
oder Entstehungsumstände, topographi-
sche oder infrastrukturelle Grenzen etc.). 
Hier wird insbesondere auch auf bereits 
bestehende Umgriffe (z. B. Sanierungsge-
biete o.ä.) zurückgegriffen.

•	 Im zweiten Schritt wird während des lau-
fenden Untersuchungsprozesses über-
prüft, ob der vordefinierte Quartiersum-
griff mit der sozialen und ökonomischen 
Wahrnehmung oder der Governance-
Perspektive kongruent ist. Gegebenenfalls 
sollte eine Anpassung des Untersuchungs-
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Heizungstechnik oder die Bildung von 
Fahrgemeinschaften bzw. eine spritspa-
rende Fahrweise.

•	 Regenerative Energien sorgen für eine kli-
maneutralere Erzeugung des dann noch 
notwendigen Energieeinsatzes. Erneu-
erbare Energien haben – in Abhängigkeit 
vom Energieträger – jedoch einen subs-
tanziellen Flächen- und Investitionsbe-
darf und Auswirkungen auf den umlie-
genden Raum bzw. die Umwelt, so dass 
die Möglichkeiten begrenzt sind.

Die quantitativen Potenziale der einzelnen 
Strategien sind ebenso unterschiedlich wie 
die Potenziale in den beiden Bereichen Ge-
bäude und Verkehr. 

In ihrer Summe umfassen die Strategien 
das gleiche Maßnahmenrepertoire wie die 
gleichsam klassische verkehrsplanerische 
Ziel-Trias aus Vermeidung, Verlagerung und 
verträglicher Abwicklung des Verkehrs („drei 
V einer integrierten Verkehrsplanung“). Al-
lerdings sind beide Kategorisierungen nicht 
deckungsgleich bzw. eineindeutig ineinan-
der überführbar. Aufgrund des Fokus‘ auf 
den Energieeinsatz im Verkehr erscheint es 
zielführend anstatt der „drei V“ die obigen 
Strategien zugrunde zu legen.

Abbildung 4:  CO2-Emissionen und ihre Einflussgrößen 

Quelle:  Eigene Darstellung

Arten von Instrumenten

Die Energiewende erfordert große Anstren-
gungen der öffentlichen Hand, um die be-
stehenden Hindernisse für Gebäudebewoh-
ner, -eigentümer und Verkehrsteilnehmer 
zu einem energiesparenden und klimaneu-
tralen Verhalten zu überwinden.

Dabei besteht die Problematik darin, dass 
viele Maßnahmen zwar wirtschaftlich sind. 
Bei der Sanierung des Gebäudebestandes 
beispielsweise ist die Wirtschaftlichkeit aber 
gerade dann gegeben, wenn die Maßnah-
men in die üblichen Sanierungszyklen ein-
gebunden sind (z. B. Dämmung der Außen-
wand im Zuge einer ohnehin notwendigen 
Putzerneuerung). Diese Sanierungszyklen 
reichen aber nicht aus, um die Klimaschutz-
ziele zu erreichen. Darüber hinaus agieren 
gerade private Gebäudeeigentümer nicht 
unbedingt als rationaler homo oeconomic-
us. Vielmehr sind oft ein hohes Alter der 
Eigentümer, Finanzierungsprobleme oder 
mangelnde Perspektiven Gründe für das 
Unterbleiben von Energiespar- und ande-
ren Modernisierungsmaßnahmen. Mit der 
Mobilisierung privater Einzeleigentümer 
befassen sich zwei ExWoSt-Forschungsfel-
der des BMVBS/BBSR, ‚Eigentümerstand-
ortgemeinschaften‘ (ESG) und ‚Kooperation 
im Quartier‘ (KIQ). Neben den insgesamt 
positiven energetischen Effekten von ‚ESG‘ 
für eine kompakte Innenentwicklung, gibt 
es insbesondere im Projekt ‚KIQ‘ Ansätze 
zur gemeinschaftlichen, energiesparenden 
Quartiersentwicklung.

Handlungsansätze und Maßnahmen der energetischen Stadtsanierung
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Instrumente zur Überwindung dieser Hin-
dernisse lassen sich folgenden Gruppen zu-
ordnen:

•	 Technologische Lösungen sind sowohl 
im Bereich der Haustechnik, dem Einsatz 
erneuerbarer Energien als auch im Be-
reich der Mobilität die Grundlage, damit 
der Energiebedarf sinkt und die Effizienz 
steigt. Beispiele sind die Solarthermie 
oder die Elektromobilität bei verbesser-
tem Strom-Mix.

•	 Ökonomische Anreizinstrumente – und 
zwar positive wie Förderprogramme oder 
negative wie emissionsbestrafende Steu-
ern – schaffen Anreize für die Nutzer, sich 
sparsam zu verhalten oder Investitionen 
in sparsame und effiziente Technologien 
zu tätigen.

•	 Rechtliche Instrumente, bspw. im Bereich 
der Energieeinsparverordnung oder bei 
den Festsetzungsmöglichkeiten im Bau-
planungsrecht sorgen für einen Zwang, zu 
den Klimaschutz- und Energiezielen der 
Politik beizutragen.

•	 „Weiche“ Instrumente bauen nichtmone-
täre Hemmnisse bei Nutzungs- und Inves-
titionsentscheidungen (z. B. durch Infor-
mationen an Hauseigentümer) bzw. bei 
Entscheidungen zur Verkehrsmittelwahl 
ab (z. B. Mobilitätsmanagement).

Tabelle 1 zeigt beispielhaft für den Verkehrs-
bereich, wie sich für nahezu jede Kombina-
tion aus Strategie und Art des Instrumen-
tes mögliche Maßnahmen finden lassen. 

Maßnahmen auf Quartiersebene

Die Auflistungen im Verlauf dieses Kapitels 
zeigen quartiersspezifische Maßnahmen 
zur Erreichung der Energie- und Klima-
schutzziele im Bereich Gebäude und Nutzer 
sowie im Bereich Verkehr und Mobilität. 

Tabelle 1: Beispielhafte Anwendung der Instrumente zur Umsetzung der Strategien

                       Strategie

Instrumente

Verringerung von 

Verkehrsaufwand Energieintensität des 
Verkehrs

CO2-Intensitäöt des 
Energieeinsatzes

Technologische z. B. Verkehrsinformation z. B. sparsame Antriebe z. B. alternative Energien

Ökonomische / Monetäre z. B. Maut z. B. Kraftstoffbesteuerung z. B. Emissionshandel

Planungs- und ordnungs-
rechtliche

z. B. verkehrssparsame 
Siedlungsstruktur

z. B. Stellplatzbeschränkung z. B. Reglementierung der 
Emissionen

Weiche - z. B. Fahrgemeinschaftsför-
derung

-

Quelle: Eigene Darstellung

Als auf Quartiersebene relevante Hand-
lungsansätze werden all jene einbezogenen, 
die von Akteuren der kommunalen bzw. 
Quartiersebene angewendet werden kön-
nen. Dies sind insbesondere planerische 
sowie ein Teil der ordnungsrechtlichen In-
strumente. Dagegen liegen monetäre Inst-
rumente sowie wie Setzung des ordnungs-
rechtlichen Rahmens ganz überwiegend in 
der Hand des Bundes1 und technologische 
Instrumente im Handlungsbereich der In-
dustrie.2

Ausgehend von einem Verständnis der Stu-
die, dass die Einflussnahme auf die Energie-
effizienz eines konkreten Quartiers im Mit-
telpunkt steht, werden daher nachfolgend 
nur jene Instrumente und Maßnahmen 
betrachtet, die sich isoliert in einem Quar-
tier anwenden lassen. Wesentliche Kriterien 
hierfür sind, dass 

•	 die Kompetenz, Federführung oder Ver-
antwortung für die Maßnahme bei der 
Kommune oder bei einem anderen Part-
ner auf kommunaler oder Quartiersebene 
liegt und 

•	 die Maßnahme sich räumlich und institu-
tionell auf ein Quartier (ggf. einschließlich 
dessen unmittelbaren infrastrukturellen 
Umfeldes) bezieht.

Insbesondere im Verkehrsbereich fällt diese 
Abgrenzung nicht immer leicht. Nicht be-
rücksichtigt werden deshalb Maßnahmen, 
die in der Regel in einem über das Quartier 
hinausgehenden räumlichen Umgriff anset-
zen (z. B. Lieferservices, Ersatz physischer 
Mobilität durch Informationstechnologie), 
wesentlich auf nicht-quartiersbezogenen 
Verkehr wirken (z. B. Parkleitsysteme, Pfört-
nerampeln, Park & Ride) oder vorrangig 
beim Neubau von Quartieren zum Tragen 
kommen (Konzeption des ÖPNV-Netzes).

Im Folgenden ist deshalb jeweils angegeben, 
wie stark der Quartiersbezug einzuschätzen 
ist.

(1)	

Ausnahmen sind beispiels-
weise bauplanungsrechtliche 
Instrumente (Festsetzungen im 
Bebauungsplan) oder bauord-
nungsrechtliche Instrumente 
(kommunale Stellplatzsatzun-
gen).
(2)
Auf kommunaler Ebene kann 
jedoch auf den Einsatz von 
Technologien Einfluss ge-
nommen werden: vgl. z. B. 
Förderung energieeffizienter 
Neubauten durch die Bau-
leitplanung oder kommuna-
le Grundstücksverkäufe, die 
Einrichtung kommunaler Um-
weltzonen im Hinblick auf den 
Einsatz von Abgasfiltertechno-
logien; Ausweisung von spezi-
ellen Stellplätzen für Elektro-
fahrzeuge.
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Tabelle 2: Maßnahmen auf Quartiersebene im Bereich Gebäude / Städtebau

Handlungsfeld Städtebau (physische Maßnahmen)

Maßnahmen Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Energetische Durch die Sanierung der Außenhülle Die Sanierung von Die (bauliche) Maßnahme 
Sanierung von (Fenster, Außenwanddämmung, Däm- Gebäuden spart Energie am Gebäude liegt primär 
Gebäuden mung des Kellers und Dämmung des (Sanierung der Gebäude- im Entscheidungsbereich 

obersten Geschosses) kann ein sehr hülle) bzw. nutzt die Energie des Eigentümers bzw. im 
hohes Potenzial an Energieeinsparung effizienter (Anlagentechnik) Regelungsbereich des 
gehoben werden. Wegen des höheren nationalen Gesetzgebers. 
Umsetzungsgrades ist der Austausch Mögliche Skaleneffekte auf 
von Heizkesseln durch effizientere Quartiersebene entstehen, 
und neuere Anlagen inzwischen von wenn ein Eigentümer grö-
geringerer Bedeutung. Die Beeinflus- ßere Bestände in räumlicher 
sung der Sanierungsrate erfolgt durch Nähe zueinander besitzt (z. 
das Ordnungsrecht, Förderprogram- B. ein kommunales Woh-
me sowie weiche Maßnahme wie nungsunternehmen). Dieser 
Information und Marketing. Effekt ist aber eher der 

Eigentümerstruktur als der 
Raumstruktur geschuldet.

Handlungsfeld Städtebau (physische Maßnahmen)

Maßnahmen Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Neuere und Der Ersatz bspw. von offenen durch Die Sanierung von Gebäu- Über das Bauplanungsrecht 
kompaktere kompaktere Gebäudetypologien oder den spart Energie (Sanie- bzw. Strategien zur syste-
Gebäude durch die Aufstockung von Bestandsimmo- rung der Gebäudehülle) matischen Nachverdichtung 
Nachverdichtung bilien senkt den Energiebedarf pro bzw. nutzt die Energie effizi- ist der Quartiersbezug ge-
oder Ersatzneu- Quadratmeter Wohn- bzw. Nutzflä- enter (Anlagentechnik). Die geben. Wegen potenzieller 
bau che. Nicht zuletzt dürften gemeinsam Gebäudekubatur, also das Widerstände von Nachbarn 

mit den Neubauten die bestehenden Verhältnis von Oberfläche zu gegen Nachverdichtungen 
Gebäude(teile) saniert werden. Damit Volumen, hat einen Einfluss und deren Abhängigkeit 
stiege auch die Modernisierungsrate auf den Wärmebedarf eines vom Generationswech-
für die bestehenden Gebäude. Quadratmeters Wohn- bzw. sel bei den Eigentümern 

Die Folgen einer erhöhten städtebau-
lichen Dichte auf die Verkehrsgene-
rierung werden in der Verkehrstabelle 
separat diskutiert.

Nutzfläche. Kompakte 
Gebäude senken den Ener-
giebedarf. Mit zunehmender 
energetischer Qualität der 
Außenhülle verliert die Ku-

dürfte die Wirkung allerdings 
begrenzt sein. Da auch 
Bestandsgebäude im 
Regelfall auf gute Niveaus 
saniert werden können und 

batur allerdings an Einfluss Ersatzneubau zusätzliche 
auf den Energiebedarf. graue Energie verbraucht 

(vgl. BMVBS (Hg.) 2012b), 
ist der Effekt der Strategie 
nicht immer positiv.

Handlungsfeld Wärmenetze

Maßnahmen Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Neubau von Bei Neubauten wird ein Wärmenetz Abhängig von der lokalen Über das Erfordernis räum-
Gebäuden mit gewählt. Bei Bestandsgebäuden stellt Situation kann ein Wärme- licher Nähe ist ein klarer 
Wärmenetzen ein großer Gebäudeeigentümer auf ein netz eine besonders effizi- Quartiersbezug gegeben.
/ Sanierung im Wärmenetz um oder Einzeleigentümer ente Art der Energieversor-
Bestand mit schließen sich zusammen. gung darstellen. Außerdem 
Umstellung auf besteht die Möglichkeit, 
Wärmenetze regenerative Energieträger 

zu nutzen.

Dezentrali- Durch starke Verbrauchsrückgänge in Abhängig von der lokalen Die Maßnahme findet auf 
sierung von Folge von Bevölkerungsrückgängen Situation kann hiermit der Mesoebene zwischen 
Wärmenetzen und einer besseren energetischen eine Effizienzsteigerung Gebäude und Gesamtstadt 

Gebäudequalität kann ein effizienter verbunden sein. Außerdem statt. Es besteht deshalb 
Betrieb von Wärmenetzen gefährdet besteht die Möglichkeit, ein starker Quartiersbezug, 
sein. Eine Dezentralisierung – meist regenerative Energieträger auch wenn Größe und 
unter Einbindung dezentraler zu nutzen. Zuschnitt des infrastrukturel-
Energieerzeugung aus regenerativen len Quartiers in Größe und 
Quellen – kann hier die energie- bzw. Zuschnitt einzelfallbezogen 
CO -effizientere Lösung sein.2 sehr unterschiedlich sein 

können.

Erweiterung von Durch Veränderungen des Gebäu- Abhängig von der lokalen Die Erweiterung von Wär-
Wärmenetzen debestandes bzw. von Nutzungs- Situation kann hiermit menetzen hat einen klaren 

strukturen kann ein Ausbau des eine Effizienzsteigerung Quartiersbezug.
Wärmenetzes erforderlich werden. verbunden sein. Außerdem 
Eine frühzeitige Ein- und Anbindung besteht die Möglichkeit, 
der (zusätzlichen) Nutzer an das regenerative Energieträger 
Wärmenetz kann daher notwendig zu nutzen.
werden.
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Anpassung von In Rückbaugebieten kann die Wahl Abhängig von der lokalen Die Maßnahme findet auf 
Baustrukturen der Umbaustrategie (flächiger oder Situation kann hiermit der Mesoebene zwischen 
an Wärmenetze disperser Rückbau) anhand der eine Effizienzsteigerung Gebäude und Gesamtstadt 

Erfordernisse eines effizient zu verbunden sein. Außerdem statt. Es besteht deshalb ein 
betreibenden Bestandswärmenetzes besteht die Möglichkeit, starker Quartiersbezug.
ausgerichtet werden. In locker be- regenerative Energieträger 
bauten Gebieten kann der Rückgang zu nutzen.
des Wärmebedarfs in Folge der 
Sanierung der Gebäude durch eine 
Nachverdichtung kompensiert werden 
und zum effizienten Betrieb der Netze 
beitragen.

Handlungsfeld Wärmeerzeugung durch erneuerbare Energien

Maßnahmen Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Handlungsfeld In Industriebetrieben, bei der Stromer- Nutzung regenerativer Die Maßnahme findet auf 
Wärmeerzeu- zeugung (-> Kraft-Wärme-Kopplung) Energien der Mesoebene zwischen 
gung durch und im Grau- und Schwarzwasser Gebäude und Gesamtstadt 
erneuerbare stehen ungenutzte Abwärmepoten- statt. Es besteht deshalb 
Energien ziale zur Verfügung, die vor Ort wie ein starker Quartiersbezug, 

quartiersübergreifend genutzt werden auch wenn Größe und 
können. Zuschnitt des infrastrukturel-

len Quartiers in Größe und 
Zuschnitt einzelfallbezogen 
sehr unterschiedlich sein 
können.

Geothermie Während die Tiefengeothermie eher Nutzung regenerativer Bei einem koordinierten 
eine Energiegewinnungsform auf der Energien Einsatz auf Quartiersebene 
Stadt- oder Regionsebene bis hin- sind bei oberflächennaher 
unter zu großen Quartieren darstellt, Geothermie Skaleneffekten 
kann die oberflächennahe Geothermie zu vermuten. Auch Tie-
und die damit verbundene Heizung fengeothermie kann einen 
mit Wärmepumpen auch durch Quartiersbezug haben.
Einzeleigentümer von Einzelgebäuden 
realisiert werden. Allerdings sind hier 
wiederum Mindestabstände zwischen 
den Anlagen zu beachten.

Kleinwindkraft- Während Windräder im Regelfall au- Nutzung regenerativer Ähnlich wie bei Photo-
anlagen ßerhalb urbaner Quartiere zum Einsatz Energien voltaik und Geothermie 

kommen, sind Kleinwindkraftanlagen könnten hier in Zukunft bei 
theoretisch auch im bebauten Bereich gebäudeübergreifenden 
(z. B. auf Gebäuden) denkbar Lösungen Skaleneffekte zu 

erwarten sein. – Allerdings 
ist die Wirtschaftlichkeit 
problematisch.

Biomasse Insbesondere Brachflächen können Nutzung regenerativer Da die Strategie im Regelfall 
für den Anbau von Energiepflanzen- Energien nicht zur Bewirtschaftungs-
genutzt werden, ggf. als Zwischen- strategie von Eigentümern 
nutzung oder als Dauernutzung durch von Brachflächen zählt, 
Umgestaltung zu Frischluftentste- kann im Rahmen von Quar-
hungsgebieten oder -schneisen im tierskonzepten ein Anstoß 
Rahmen von Stadtumbaumaßnahmen gegeben werden.
(vgl. die Neufassung von § 171a 
BauGB durch die Klimanovelle). Auch 
hier ist die Wirtschaftlichkeit proble-
matisch bzw. schwer darstellbar.

Handlungsfeld Elektrizität

Maßnahmen Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Kraft-Wärme- Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt Hocheffiziente Lösung Gerade bei quartiersspezifi-
Kopplung gleichzeitig mechanische Energie schen Blockheizkraftwerken 

(i.d.R. umgewandelt in Strom) und ist der Quartiersbezug 
Wärme. Ungenutzte Abwärme wird unmittelbar gegeben.
in der Heizperiode damit vermieden. 
KWK-Lösungen stehen inzwischen in 
unterschiedlichen Anlagengrößen auf 
verschiedensten Ebenen zwischen 
Gebäude und Gesamtstadt zur 
Verfügung. Das Verhältnis zwischen 
Strom- und Wärmemenge ist aber 
nur innerhalb gewisser Grenzen 
modifizierbar.
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Photovoltaik Photovoltaik wird durch die Einspei- Nutzung regenerativer Als gemeinsames Projekt ei-
severgütung erheblich gefördert. Für Energien ner räumlich nahen sozialen 
den Einzeleigentümer rechnen sich Gruppe ist ein Quartiersbe-
damit auch kleinteilige Investitionen. zug gegeben.
Es ist jedoch von Skaleneffekten 
auszugehen, wenn die Anlagen größer 
dimensioniert und an besonders 
günstigen Orten platziert werden 
können. Öffentliche Gebäude und 
Restflächen bieten hier Potenziale. 
Die Finanzierung kann wie bei den so 
genannten Bürgersolaranlagen durch 
eine Vielzahl an Teilhabern organisiert 
werden. Auch verschiedene Institutio-
nen wie z. B. Vereine oder Kirchenge-
meinden sind geeignet.

Smart Grids Smart Grids vernetzen verschiedene Erhöhung der Effizienz Auf Quartiersebene sind 
dezentrale Stromerzeuger mit Zwi- Ansätze mit dezentralen 
schenspeichern, Netzmanagement, Speichern oder quartiers-
Erzeugern und Verbrauchern. spezifischen Verbrauchern 

(z. B. Elektrotankstellen) 
denkbar.

Handlungsfeld prozessuale Maßnahmen und Akteure

Maßnahmen Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Einbindung von Veränderungen des Wärmenetzes Erhöhung der Effizienz Die Einbindung von Ver-
Versorgungsträ- bzw. der Struktur sind mit den zustän- durch Abstimmung von sorgungsträgern mit ihrem 
gern digen Versorgungsträgern rechtzeitig Maßnahmen Know-how auf Quartier-

zu erörtern. Eine Einbindung ist sebene ist als prozessu-
notwendig, da die damit verbundenen ale Maßnahme von hoher 
Maßnahmen in der Netzstruktur nicht Bedeutung.
unerhebliche Abstimmungsbedarfe 
mit erheblichen Investitions- und 
Folgekosten auslösen können.

Bau- und Der Einsatz erneuerbarer Energien Die Sanierung bzw. Neupla- Sobald die Kommune zu-
zivilrechtliche kann durch eine Vielzahl von recht- nung von Gebäuden spart ständig für die gültige Sat-
Regelungen lichen Möglichkeiten auf der Quar- Energie (Gebäudehülle) bzw. zung ist oder zivilrechtlich 

tiersebene befördert werden. Hierzu nutzt die Energie effizienter eine Vertragspartei darstellt, 
zählen Regelungen im Bebauungsplan (Anlagentechnik) ist ein klarer Quartiersbezug 
oder vertragliche Regelungen bei der gegeben.
Veräußerung öffentlicher Grundstücke.

Lerneffekte bei Die Dämmung von Außenwänden, Die Sanierung von Bei kleinteiligen Eigentü-
der Sanierung Keller und Dach / oberster Geschoss- Gebäuden spart Energie merstrukturen können auf 
von Außenhülle decke, der Einsatz von Fenstern mit (Sanierung der Gebäude- Quartiersebene Lerneffekte 
und Anlagen- geringen Wärmeverlusten und die hülle) bzw. nutzt die Energie durch Erfahrungsaustausch 
technik Verwendung von effizienter Anlagen- effizienter (Anlagentechnik) und Beratung entstehen.

technik senken den Wärmebedarf von 
Gebäuden massiv.

Energielotsen Das Nutzerverhalten hat einen Energieeinsparung Energielotsen sind vielfach 
und Öffentlich- großen Einfluss auf den tatsächlichen eine Strategie von Großver-
keitsarbeit für Energieverbrauch. Aus Unkenntnis mietern, sie können aber 
Nutzer oder Bequemlichkeit bleiben viele auch auf Quartiersebene 

Einsparpotenziale ungenutzt. unabhängig von der Eigen-
tümerstruktur zum Einsatz 
kommen. Erfahrungen be-
stehen bspw. in zahlreichen 
Soziale-Stadt-Gebieten. Die 
Quartiersebene bildet einen 
geeigneten Handlungsraum.

Energieberatung Private Gebäudeeigentümer sind Die Sanierung von Energieberatungen können 
und Öffentlich- vielfach mit der Sanierung ihrer Gebäuden spart Energie vor Ort angeboten und 
keitsarbeit für Immobilien überfordert – und zwar (Sanierung der Gebäude- durchgeführt werden. Die 
Eigentümer bzgl. Technik, Organisation und hülle) bzw. nutzt die Energie Quartiersebene bildet hierfür 

Finanzierung. Deshalb werden auch effizienter (Anlagentechnik) einen geeigneten Hand-
wirtschaftliche Maßnahmen oft nicht lungsraum.
umgesetzt. Niederschwellige Angebo-
te der Energieberatung können dazu 
beitragen, die Modernisierungsrate zu 
erhöhen.
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Umzugsmanage- Die Erhöhung der Energieeffizienz von Suffizienz, Energieeinspa- Die Maßnahme ist nur dann 
ment für ältere Gebäuden wird teilweise durch den rung durch Erhöhung der erfolgreich, wenn der Quar-
Haushalte steigenden Wohnungsbedarf in Folge Sanierungsrate in Folge von tiersbezug gegeben ist.

der trotz stagnierender Bevölkerung Umzügen
steigenden Zahl an Haushalten kon-
terkariert. Aufgrund der schwierigen 
Anpassbarkeit des Wohnungsbestan-
des an kleinere Haushaltsgrößen und 
den in weiten Teilen der Bevölkerung 
steigenden Wohlstand steigt damit die 
Wohnfläche pro Person kontinuierlich. 
Strategien zur Erhöhung der Mobilität 
von älteren Haushalten sind in der 
Praxis nur bedingt erfolgreich. Gerade 
institutionelle Vermieter können durch 
Angebote im Quartier jedoch die 
Bereitschaft zu einem Umzug – in 
eine sanierte, aber kleinere Wohnung 
– erhöhen.

Tabelle 3: Maßnahmen auf Quartiersebene im Bereich Verkehr und Mobilität

Handlungsfeld Rahmenbedingungen der Mobilität

Maßnahmen Beschreibung Wirkmechanismus Quatiersbezug

Quartiersver- Quartiersverdichtung bedeutet die Verkürzung von Einkaufs-, Ausbil- Die Maßnahmen 
dichtung bauliche Nachverdichtung von Be- dungs-, Besorgungs- und Freizeit- kann quartiersbe-

standsquartieren durch die Schließung verkehren zogen umgesetzt 
von Baulücken, die Bebauung von 
Freiflächen, die Aufstockung von 
Gebäuden sowie die Belegung wenig 
genutzter (Neben-) Gebäude mit 

Veränderung des Modal Split bei 
diesen Wegezwecken zugunsten des 
nicht-motorisierten Individualverkehrs

werden.

intensiveren Nutzungsformen. Folge 
ist eine höhere Bevölkerungs- bzw. 
Nutzungsdichte. 
Kompakte Quartiere mit höherer 
Wohn- und Nutzungsdichte begüns-
tigen kurze Wege zwischen Wohnung 
und quartiersinternen Wohnfolgeein-
richtungen (Einzelhandel des täglichen 
Bedarfs, Kinderbetreuungseinrichtun-
gen) und damit auch die Nutzung der 
Nahmobilitäts-Verkehrsmittel Fuß und 
Rad. Zudem steigern sie den Kreis 
potenzieller Nutzerinnen und Nutzer 
im Umfeld von ÖPNV-Haltestellen 
und Leihfahrrad- oder Carsharing-
Stationen.

Nutzungsmi- Je mehr Wohnfolgeeinrichtungen Verkürzung von Einkaufs-, Ausbil- Die Maßnahmen 
schung und im Quartier selbst angesiedelt sind dungs-, Besorgungs- und Freizeit- kann quartiersbe-
Stärkung (Grad der Nutzungsmischung), desto verkehren.  zogen umgesetzt 
dezentraler kürzer werden die Wege zu diesen Veränderung des Modal Split bei werden´.,
Funktionen Einrichtungen und desto größer sind diesen Wegezwecken zugunsten des 

die Chancen für die Nutzung nicht- nicht-motorisierten Individualverkehrs
motorisierter Verkehrsmittel. Bestehen-
de Nutzungsmischungen werden 
unterstützt und im Bestand gestärkt. 
Dezentrale öffentliche Einrichtungen 
wie Schulen, Kindertagesstätten, 
Gemeindezentren, Bürgerhäuser und 
Bürgerbüros können als „Kerne“ der 
Stadtteilentwicklung erhalten, betrie-
ben und ausgebaut werden.  
Flankierend können in der Bauleitpla-
nung bestehende Nutzungsmischun-
gen unterstützt und die Entstehung 
von Nutzungskonzentrationen 
(Einkaufszentren, Mittelpunktschulen 
etc.) an nicht integrierten Standorten 
vermieden werden. 
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Beeinflussung 
des privaten 
Stellplatzange-
bots

Mit Hilfe der kommunalen Stellplatz-
satzung kann das Stellplatzangebot 
bei Neubauten und baugenehmi-
gungspflichtigen Umnutzungen im 
Bestand gesteuert werden. Das 
Pkw-Stellplatzangebot bestimmt 
maßgeblich die MIV-Erreichbarkeit 
eines Standorts und damit die Ver-
kehrsmittelwahl der Nutzerinnen und 
Nutzer sowie der Besucherinnen und 
Besucher eines Standortes. Zugleich 
bestimmen Verfügbarkeit und Nutzbar-
keit von Fahrrad-Stellplätzen maßgeb-
lich die Nutzung des Fahrrades. 
Stellplatzbeschränkungen zielen 
darauf ab, die Anzahl von Pkw-
Stellplätzen auf privatem Grund zu 
begrenzen und damit indirekt auf 
eine Verringerung der Pkw-Dichte 
hinzuwirken. Im öffentlichen Raum ist 
dann eine Parkraumbewirtschaftung 
notwendig, um eine Verlagerung des 
Parkdrucks in den öffentlichen Raum 
zu vermeiden. Auch ein Verzicht auf 
Stellplatzbaupflichten ist möglich, 
wenn flankierende Maßnahmen (bspw. 
Mobilitätsmanagement) eine Verringe-
rung der Parkraumnachfrage erwarten 
lassen.  
Generell steht die Beeinflussung des 
privaten Pkw-Stellplatzangebots in 
einem verkehrlichen, städtebauli-
chen und immobilienwirtschaftlichen 
Beziehungsgeflecht und erfordert eine 
integrierte, interdisziplinäre Herange-
hensweise. 
Die Nutzung des Fahrrades kann 
vergleichsweise einfach durch zeitge-
mäße Anforderungen an Anzahl und 
Beschaffenheit (Lage, Zugänglichkeit, 
Größe, Ausbildung der Fahrradstän-
der) von Fahrradabstellmöglichkeiten 
gefördert werden.

Verringerung der Pkw-Verfügbarkeit

Erhöhung der Fahrrad-Verfügbarkeit

Verschiebung von Modal Split-Antei-
len vom motorisierten Individualver-
kehr (MIV) zum Fahrrad (u.a.)

Der Quartiersbe-
zug kann durch 
eine Zonierung der 
Anforderungen 
an die Anzahl der 
erforderlichen 
bzw. zulässigen 
Stellplätze bzw. 
Anzahl und 
Qualität der Fahr-
radabstellplätze in 
der Stellplatzsat-
zung hergestellt 
werden.

Handlungsfeld verhaltensbezogene Strategien

Maßnahmen Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Verkehrsüber-
wachung und 
-kontrolle

Die Einhaltung bestehender Re-
gelungen im Verkehr wird wirksam 
kontrolliert und Verstöße werden 
geahndet. Beispiele sind die Kontrolle 
von Geschwindigkeiten und die Über-
wachung des ruhenden Verkehrs für 
den Kfz-Verkehr oder auch allgemeine 
Verkehrskontrollen (Beleuchtung, Fahr-
zeugsicherheit) für den Fahrradverkehr. 
Auf diese Weise können Behinderun-
gen und Gefährdungen nichtmotori-
sierter Verkehrsteilnehmerinnen und 
-teilnehmer abgebaut werden.

Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen insbesondere für Fußgänger und 
Radfahrer, dadurch Erhöhung von 
deren Modal-Split-Anteil

Ein Quartiersbe-
zug ist insofern 
herstellbar, als auf 
quartiersspezifi-
sche Probleme (z. 
B. Gehwegparken) 
gezielt durch 
Kontrollen reagiert 
werden kann.

Mobilitäts-
marketing, 
Kampagnen

Mit dem breiten Instrumentenreper-
toire des Marketings können gezielt 
energieeffiziente und klimafreundliche 
Mobilitäts-Verhaltensweisen gefördert 
und entsprechende Mobilitätsange-
bote in Bewusstsein und tägliche 
Handlungspraxis gebracht werden.

Veränderung des Modal Split zuguns-
ten von ÖPNV, Fuß und Rad (sowie 
teilöffentlichen Mobilitätsangeboten)

Ggf. Verringerung der Wegelängen 
durch veränderte Zielwahl

Als Beispiele auf 
Quartiersebene 
kommen etwa 
quartiersbezogene 
Informationen über 
das örtliche Mobi-
litätsangebot oder 
lokale Kampagnen 
zur Förderung des 
Radverkehrs in 
Frage. Letzteres 
kombinieren mit 
Einzelhandel.

Handlungsansätze und Maßnahmen der energetischen Stadtsanierung
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Handlungsfeld Organisation und Mobilitätsangebote

Maßnahme Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Mobilitätsma-
nagement für 
Unternehmen, 
Schulen, Wohn-
standorte, ...

Durch gezielt auf einzelne Verkehrs-
erzeuger wie Unternehmen, Schulen 
oder Wohnquartiere abgestimmte 
Mobilitätskonzepte kann deren Mobi-
lität effizienter und klimafreundlicher 
gestaltet werden. Das Mobilitätsma-
nagement bedient sich dabei des 
gesamten planerischen Instrumenten-
repertoires von Infrastruktur über Mo-
bilitätsangebote bis hin zu Information, 
Service und Öffentlichkeitsarbeit. 
Seine besondere Wirksamkeit erreicht 
es durch den konkreten Zielgruppen- 
und Ortsbezugbezug, der auch das 
Marketing erleichtert.

Veränderung des Modal Split zuguns-
ten von ÖPNV, Fuß und Rad (sowie 
teilöffentlichen Mobilitätsangeboten 
wie Mitfahrdiensten)

Mobilitätsmanage-
ment ist nicht a 
priori quartiers-
bezogen, kann 
aber spezifisch 
für Einrichtungen 
und Institutionen 
in einem Quartier 
angewendet 
werden.

Carsharing Carsharing-Systeme ermöglichen 
die regelmäßige und vergleichsweise 
spontane Nutzung nicht-privater Pkw. 
Im Vergleich zu klassischen Leihwagen 
sind Carsharing-Fahrzeuge für die 
Nutzer leichter zugänglich und ihre 
Standorte sind verteilt, d.h. in der 
Regel wohnortnah. Einige Syste-
me ermöglichen auch die Abgabe 
von Fahrzeigen an einem anderen 
Standort. Carsharing trägt dazu bei, 
den privaten Pkw-Besitz zu verringern 
und dabei auch die Pkw-Nutzung 
dahingehend zu verändern, dass der 
Pkw nur bei Wegen in Anspruch ge-
nommen wird, für die keine akzeptable 
Verkehrsmittelalternative zur Verfügung 
steht.

Potenzielle Verringerung der Verfüg-
barkeit privater Pkw, ggf. Erhöhung 
der Pkw-Verfügbarkeit für Personen, 
die nicht über einen eigenen Pkw 
verfügen

Im Saldo Veränderung des Modal 
Split zugunsten von ÖPNV, Fuß und 
Rad (sowie teilöffentlichen Mobili-
tätsangeboten)

Carsharing als sol-
ches ist nicht allein 
in einem Quartier 
umsetzbar, son-
dern bedarf einer 
größeren Verbrei-
tung. Das kon-
krete Carsharing-
Angebot kann und 
sollte aber durch 
Wahl geeigneter 
Carsharing-Stand-
orte und durch 
lokale Vermark-
tungsstrategien 
quartiersspezifisch 
gestaltet werden.

Öffentliche 
Leihfahrrad-
Systeme

Leihfahrrad-Systeme ermöglichen 
die regelmäßige und vergleichsweise 
spontane Nutzung nicht-privater 
Fahrräder.

Verbesserung der Fahrrad-Verfüg-
barkeit, Veränderung des Modal Split 
zugunsten des Fahrrades

Leihfahrrad-Syste-
me sind nicht allein 
in einem Quartier 
umsetzbar, 
sondern bedürfen 
einer größeren, 
stadtweiten 
Verbreitung. Das 
konkrete Leihfahr-
rad-Angebot kann 
und sollte aber 
quartiersspezifisch 
gestaltet werden, 
z. B. bei der Wahl 
der Standorte und 
beim Marketing. 
.

Handlungsfeld fließender motorisierter Individualverkehr (IV)

Maßnahme Beschreibung Wirkmechnismus Quartiersbezug

Tempolimits / 
Verkehrsberuhi-
gung

Die Beschränkung des Tempos auf 
Quartiersstraßen unter die Innerorts 
geltende Höchstgeschwindigkeit von 
50km/h soll zur Verringerung der 
Lärm- und Abgasemissionen und zu 
einer besseren Verträglichkeit des Kfz-
Verkehrs mit anderen Verkehrsarten 
sowie mit den Randnutzungen beitra-
gen. Hierzu gehören die Ausweisung 
von Tempo 30-Zonen / verkehrsbe-
ruhigte Geschäftsbereiche und die 
Einrichtung von verkehrsberuhigten 
Bereichen (Z 325 StVO).

Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen insbesondere für Fußgänger und 
Radfahrer, dadurch Erhöhung von 
deren Modal-Split-Anteil

Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden.
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Straßenraumge-
staltung

Mit unterstützenden Gestaltungs-
maßnahmen (Fahrbahnverengungen, 
Einpflasterungen, etc.) kann eine 
Reduzierung und Verstetigung der 
Geschwindigkeiten erreicht werden. 
Ein dem angestrebten Geschwindig-
keitsniveau entsprechendes Straßen-
bild trägt zu höherer Akzeptanz, zu 
gleichmäßigerer Fahrweise und damit 
zu einer günstigeren Schadstoffbilanz 
bei. 
Neue Ansätze, wie z. B. Shared Space 
bzw. Begegnungszonen, leisten 
ebenfalls einen Beitrag zu niedrigeren 
Kfz-Geschwindigkeiten. Hier wird 
der öffentliche Straßenraum unter 
weitgehendem Verzicht auf bauliche 
Trennung der Verkehrsarten und auf 
verkehrliche Restriktionen so gestaltet, 
dass der Verkehr nach dem Prinzip 
der wechselseitigen Rücksichtnahme 
aller Verkehrsteilnehmer abläuft.

Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen insbesondere für Fußgänger und 
Radfahrer, dadurch Erhöhung von 
deren Modal-Split-Anteil

Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden.

Handlungsfeld Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)

Maßnahme Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Handlungsansätze und Maßnahmen der energetischen Stadtsanierung

Dichte ÖPNV-
Erschließung 
und Haltestel-
lenqualität

Durch eine flächendeckende Erschlie-
ßung mit Haltestellen-Einzugsberei-
chen von max. 200m (Bus) bzw. 400m 
(Straßenbahn) werden die Wege zwi-
schen Wohnung und Haltestelle kurz 
gehalten und die Nutzung des ÖPNV 
gefördert, insbesondere dann, wenn 
die Wege zum Pkw-Stellplatz nicht 
kürzer sind (siehe Handlungsfeld ru-
hender motorisierter Individualverkehr). 
Die Haltestellen sollen gut zugänglich 
(barrierefrei, direkt), in belebtem 
Umfeld angeordnet und entsprechend 
bekannter Qualitätsstandards (Witte-
rungsschutz, Aufenthaltsfläche, Sitz-/ 
Ablagemöglichkeit) ausgerüstet sein.

Veränderung des Modal Split zuguns-
ten des ÖPNV

Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden.

Ausbau Fahrten-
angebot

Durch den Ausbau und eine bessere 
Qualität des Fahrtenangebots, also 
häufigere Fahrten, einen erweiterten 
Bedienungszeitraum, bessere zeitliche 
Abstimmung von Linien, Taktverkehre 
und die Sicherung von Anschlüssen, 
bestehen mehr Fahrtmöglichkeiten 
im ÖPNV und die Nutzbarkeit wird 
verbessert.

Veränderung des Modal Split zuguns-
ten des ÖPNV

Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden.

Informations-
system

Aktuelle, leicht verständliche und 
gut verfügbare Informationen über 
das ÖPNV-Angebot verbessern 
die Zugänglichkeit und erhöhen die 
Akzeptanz des ÖPNV. Quartiersbe-
zogene Beispiele sind dynamische 
Fahrgastinformationen an Haltestellen 
und in wichtigen Einrichtungen oder 
die Herausgabe quartiersbezogener 
Fahrplanhefte und deren Verteilung an 
alle Haushalte.

Veränderung des Modal Split zuguns-
ten des ÖPNV

Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden..
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Handlungsfeld Radverkehr

Maßnahme Beschreibung Wirkmechnismus Quartiersbezug

Ausbau Radver-
kehrsnetz

Durch die Schaffung eines durch-
gehend flächenhaften Angebots für 
den Radverkehr mit sachgerechter 
Führung auf allen Netzelementen 
(Straßen, eigene Radverkehrsanlagen, 
Gemeinsame Fuß- und Radwege etc.) 
wird die Nutzung des Fahrrads als 
Alltagsverkehrsmittel gefördert. Durch 
Neubau oder Ausbau von eigenen 
Radverkehrsanlagen (z. B. Radwege, 
Schutzstreifen) erhalten Rad fahrende 
Personen eigene Verkehrsräume. 
Sie erhöhen Sicherheit und Komfort 
des Radverkehrs und steigern seine 
Präsenz in der öffentlichen Wahrneh-
mung. Durch die Gewährleistung der 
Durchlässigkeit eines Quartiersnetzes 
für den Radverkehr (Öffnung von 
Einbahnstraßen, Aufhebung von Netz-
unterbrechungen des Kfz-Verkehrs für 
den Radverkehr) wird das Radfahren 
erleichtert und die Erreichbarkeit 
wichtiger Ziele gegenüber der Pkw-
Nutzung gefördert.

Veränderung des Modal Split zuguns-
ten des Radverkehrs

Die Maßnahmen 
kann quartiers-
bezogen umge-
setzt werden.

Ausbau Fahr-
radabstellan-
lagen

Sichere und komfortable Fahrradab-
stellanlagen an den Quellen und Zielen 
des Radverkehrs (Wohnung, Arbeits-
platz, Einkaufsziele etc.) sind eine 
wesentliche Voraussetzung für eine 
intensive Fahrradnutzung. Im Mittel-
punkt stehen dabei leicht zugängliche 
Fahrradabstellanlagen am Wohnort, 
die einen jederzeitigen Zugriff auf das 
Rad ermöglichen, sowie diebstahlsi-
chere und bequeme Fahrradabstellan-
lagen an den Zielen.

Veränderung des Modal Split zuguns-
ten des Radverkehrs

Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden.

Handlungsfeld Fußverkehr

Maßnahme Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersebzug

Ausbau und 
Verbesserung 
Fußwegenetz

Wesentliche Erfolgsfaktoren für das 
Zu-Fuß-Gehen sind die Qualität der 
Wege – insbesondere im Hinblick 
auf ihre Barrierefreiheit – und das 
Vorhandensein eines geschlossenen, 
engmaschigen Fußwegenetzes. 
Eine barrierefreie Gestaltung des 
öffentlichen Raumes erleichtert das 
Zu-Fuß-Gehen. Von Barrierefreiheit 
profitieren neben Personen mit Mobili-
tätseinschränkungen grundsätzlich alle 
Menschen, die zu Fuß unterwegs sind. 
Barrierefreiheit ist auch im ÖPNV ein 
wesentlicher Handlungsansatz; das 
allgemeine Straßennetz fungiert dabei 
auch als Zugangsnetz für den ÖPNV. 
Im Fußverkehr ist die Differenzierung 
zwischen einem Hauptwegenetz und 
einem untergeordneten Nebennetz 
sinnvoll I m Fußwegenetz integriert 
sein sollen Aufenthaltsflächen und 
Erlebnisräume wie z. B. Parks und 
Spielplätze.  
Neben baulichen Maßnahmen spielen 
Gestaltung und Umfeldqualität für 
Hauptfußwegenetze eine entschei-
dende Rolle, wie beispielsweise ist die 
Führung durch belebte Bereiche.

Veränderung des Modal Split zuguns-
ten des Fußverkehrs

Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden.
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Handlungsfeld ruhender motorisierter Individualverkehr (IV)

Maßnahme Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Parkraumbewirt-
schaftung

Durch die räumliche und zeitliche 
Beschränkung des Parkens und durch 
die Erhebung von Parkgebühren wird 
der ruhende Kfz-Verkehr geordnet 
und die Ausnutzung der Parkflächen 
optimiert. Hohe Parkgebühren und 
stark beschränkte Parkflächen können 
auch zu Änderungen der Zielwahl 
oder - bei starken, solitären Zielen - zu 
Änderungen der Verkehrsmittelwahl 
führen.Bewohnerparken als Parkbe-
vorrechtigung für Anwohner ist ein 
Instrument im Rahmen der Parkraum-
bewirtschaftung, um Ausnahmen von 
Parkrestriktionen für die Bewohner 
eines Quartiers zu schaffen.

Verringerung des MIV-Zielverkehrs Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden.

Quartierspark-
plätze- und 
-garagen

Durch den Bau von (kostenpflichtigen) 
Quartiersparkplätzen oder -garagen, 
insbesondere im Zusammenhang mit 
dem Verzicht auf die Herstellung von 
Pkw-Stellplätzen direkt an der Woh-
nung, kann zum einen in bestehenden 
dichten Quartieren der öffentliche 
Straßenraum vom ruhenden Verkehr 
entlastet werden. Zum anderen kann 
auf die Pkw-Nutzung im Vergleich zu 
den Verkehrsmitteln des Umweltver-
bundes insofern Einfluss genommen 
werden, als dass die Fahrradver-
fügbarkeit an der Wohnung höher 
und die Entfernungen zur nächsten 
ÖPNV-Haltestelle nicht weiter ist als 
die Entfernung zum Pkw-Stellplatz.

Verringerung der Pkw-Verfügbarkeit 
durch Erhöhung des Zugangswider-
standes

Ggf. Verschiebung von Modal Split-
Anteilen vom MIV zum Fahrrad u.a.

Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden.

Handlungsfeld Vernetzung der Verkehrsmittel

Maßnahme Beschreibung Wirkmechanismus Quartiersbezug

Mobilitätsstationen sind Orte, an 
denen ÖPNV-Haltestellen, Fahr-
radabstellanlagen sowie Leihrad- 
und Carsharing-Stationen räumlich 
miteinander verknüpft sind. Diese 
Kombination erleichtert ein inter- und 
multimodales Mobilitätsverhalten, bei 
dem wegspezifisch das geeignetste 
Verkehrsmittel gewählt wird bzw. die 
einzelnen Etappen eines Wegs mit 
dem jeweils geeignetsten Verkehrsmit-
tel zurückgelegt werden.

Veränderung des Modal Split zu-
gunsten von ÖPNV, Fuß und Fahrrad 
durch inter- und multimodales 
Verhalten.

Die Maßnahmen 
kann quartiersbe-
zogen umgesetzt 
werden.

Quelle: Eigene Darstellung
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2.3	 Konfliktfelder der energeti-
schen Stadtsanierung

Wirtschaftlichkeit und Sozialverträglich-
keit

Im Rahmen energetischer Quartierskonzep-
te können frühzeitig Aspekte der Wirtschaft-
lichkeit für Gebäudeeigentümer und deren 
Mieter abgeschätzt werden. Dies ist eng ver-
bunden mit der weiteren Fragestellung der 
Sozialverträglichkeit entsprechender Maß-
nahmen auf der Objektebene für die betref-
fenden Nutzer, hier insbesondere der Mieter.

Da die betreffenden Gebäude in energetisch 
aufzuwertende Quartiere häufig auch Mo-
dernisierungsrückstand und -bedarf auf-
weisen, ist mit der Umlage der anfallenden 
Kosten auch der Aspekt der sozialen Ver-
träglichkeit der Mietkosten zu betrachten. 
In aufwertungsbedürftigen Quartieren kann 
dies Auswirkungen auf den verfügbaren 
Wohnraum für bestimmte Bewohner haben 
und zu Veränderungen in der sozialen Zu-
sammensetzung führen. 

Dabei bieten bundespolitische Regelungen 
wie die Kappungsgrenze im Mietrecht bzw. 
die Pflicht zur Trennung von Instandhal-
tung und Modernisierung bei der Moder-
nisierungsumlage nach § 559 BGB  bereits 
Ansätze zum Schutz des Mieters. Auch das 
Wohngeld unterstützt Niedrigeinkommens-
bezieher, da sich gestiegene Kaltmieten 
nach einer Sanierung zumindest bis zum 
Höchstbetrag auch in höherem Wohngeld 
niederschlagen. Für die Kommunen gibt es 
zusätzlich folgende Handlungsansätze:

•	 Für Kommunen mit kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaften mit Wohnungs-
beständen im Quartier besteht die Mög-
lichkeit, den Prozess einer energetischen 
Quartierssanierung frühzeitig unter sozia-
len Gesichtspunkten zu beachten und zu 
steuern. Zudem sind mit der Wohnungs-
wirtschaft Zielvereinbarungen möglich, 
die Energieeffizienz und Bezahlbarkeit 
der Mieten sicherstellen.

•	 Im Rahmen des besonderen Städtebau-
rechts können Maßnahmen getroffen 
werden, um „Luxusmodernisierungen“ 
auszuschließen und gleichzeitig energeti-
sche Sanierungen nicht zu behindern.

•	 Mietspiegel, die detailliert nach Lage und 
energetischen Merkmalen differenzieren, 
stellen sicher, dass Aufwertungsprozesse 
sich nur begrenzt in schlechteren Woh-
nungen niederschlagen.

•	 Entsprechende Regelungen im Transfer-
leistungssystem Kosten der Unterkunft 
/ Kosten der Heizung stellen sicher, dass 
Transferleistungsempfänger auch die 
Miete in energetisch sanierten Wohnun-
gen bezahlt bekommen.

Bei der Frage nach dem Aus-, Um- oder 
Neubau von Wärmenetzen sollte den so-
zialen Aspekten, d. h. insbesondere der zu 
erwartenden Heizkostenentwicklung, inso-
fern Rechnung getragen werden, als bei der 
Entscheidungsfindung nicht nur die (aus 
ökologischen Gründen zu minimierende) 
Primärenergie als Argument Eingang findet, 
sondern auch die (aus sozialen Gründen zu 
minimierende)  Endenergie.

Dämmung und Baukultur

Der Konflikt zwischen baukulturellen An-
forderungen – die eben nicht nur die denk-
malgeschützten Gebäude betreffen – und 
den bautechnischen Anforderungen an eine 
immer weitergehende Effizienz der Gebäu-
dehülle ist inzwischen in eine teilweise po-
lemisch geführte Diskussion gemündet. Die 
Quartiersebene bietet den Ansatz dafür, die 
Konflikte lokal zu lösen. Pauschale Antwor-
ten gibt es aber nicht. Weder ist es zweck-
dienlich, alle Quartiere mit historischer 
Bausubstanz mit Fernwärme zu versorgen, 
noch sollten alle Gebäude mit Außenwand-
dämmung versehen werden. Grundsätzlich 
ist es aber auch Aufgabe von Architektur 
und Bautechnik, mit geänderten Anforde-
rungen an das Bauen auch gestalterisch um-
zugehen.

Während das EEWärmeG bereits heute eine 
Quartierslösung beim Nachweis der Nor-
merfüllung erlaubt, ist dies in der EnEV der-
zeit nicht enthalten. Auch § 24 Abs. 2 EnEV 
erlaubt es nicht, von dem gebäudebezoge-
nen Ansatz der EnEV zugunsten einer quar-
tiersbezogenen Betrachtung abzuweichen.

Die Quartierslösung ist hier allerdings 
durchaus ambivalent. Während sie in Be-
standsquartieren geeignet sein könnte, die 
Zahl der Ausnahmen zu reduzieren, ist in 
Neuquartieren die Gefahr gegeben, dass 
die durch die KfW-Kredite stark verbreitete 
Übererfüllung der EnEV zu Minderleistun-
gen an anderer Stelle genutzt würde. 

Gebäudeenergieeffizienz und Fernwärme

Der Einsatz regenerativer Energien und die 
Steigerung der Energieeffizienz von Ge-
bäuden sind zwei wichtige Strategien zur 
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Erreichung der Klimaschutzziele. In Bezug 
auf die Fernwärme können beide Strategien 
jedoch in einem Konfliktverhältnis zueinan-
der stehen, da sie sich gegenseitig verteu-
ern. Durch die zunehmende Effizienz der 
Gebäudehülle sinkt die Abnahme von Fern-
wärme und steigen die Leitungsverluste. 
Umgekehrt sind die Fernwärmenetzbetrei-
ber auf Refinanzierung ihrer Investitionen 
angewiesen und legen diese bei Erhöhung 
der Gebäudeenergieeffizienz auf die gerin-
gere Wärmemenge um. Die Ausweitung von 
Fernwärmenetzen oder die Teilung in meh-

rere kleinere Netze können hier Strategien 
sein, um sich den geänderten Herausforde-
rungen zu stellen.

2.4	 Exkurs: Ausgewählte Rechts-
fragen der energetischen 
Stadtsanierung

Im nachfolgenden werden anhand von drei 
ausgewählten Themengebieten rechtliche 
Fragen im Zusammenhang mit der energe-
tischen Sanierung von Bestandsquartieren 
kurz dargestellt.

Handlungsansätze und Maßnahmen der energetischen Stadtsanierung

Sachlage zum Anschluss- und Benutzungszwang (ABZ)

Der Thematik des ABZ in Bezug auf eine energieeffiziente Versorgung eines Bestandsquartiers (Nah- und Fernwärmenet-
ze) kann eine entscheidende Rolle bei der zukünftigen Quartiersentwicklung zukommen. Im Gegensatz zu Neubauquar-
tieren ist es bei Bestandsquartieren um ein vielfaches schwieriger, bestimmte Verpflichtungen hinsichtlich der Nutzung 
erneuerbarer Energien gegenüber den Eigentümern auszusprechen. Denn die Gebäude und deren bestehende Energie-
versorgung in dem Quartier genießen grundsätzlich Bestandsschutz. Materiell rechtlich richten sich die Rahmenbedin-
gungen des Rechts betreffend den Einsatz Erneuerbarer Energien (Vgl. nur § 3 EEWärmeG) daher vorrangig an Neubau-
ten aus und erfassen nur Bestandsbauten der öffentlichen Hand, und nur dann wenn eine grundlegenden Renovierung 
vorgenommen wird (Vgl. § 3 Abs. 2 und 3 EEWärmeG – Stichwort: Vorbildfunktion, § 1a EEWärmeG). Die Bundesländer 
sind aber nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 EEWärmeG berechtigt, für bereits errichtete Gebäude eine Pflicht zur Nutzung erneu-
erbarer Energien festzulegen (sog. Öffnungsklausel). In Baden-Württemberg gibt es  beispielsweise seit 1.1.2008 das 
Erneuerbare-Wärme-Gesetz Baden-Württemberg (EWärmeG BW), welches die Eigentümer von Bestandsgebäuden seit 
dem 1.1.2010 verpflichtet, beim Austausch der Heizungsanlage 10 % des jährlichen Energiebedarf durch erneuerbare 
Energien zu decken (§ 4 Abs. 2 EWärmeG BW). Sofern private Eigentümer von Bestandsgebäuden verpflichtet werden, 
muss jedoch das Eigentumsgrundrecht (Art. 14 GG) als Grenze Beachtung finden und die Verpflichtung insgesamt 
verhältnismäßig (abgeleitet aus dem Rechtsstaatsprinzip, Art. 20 Abs. 3 GG) sein. 

§ 16 EEWärmeG ermächtigt die Kommunen seit dem 01.01.2009, einen ABZ auch für die Zwecke des Klima- und 
Ressourcenschutzes zu begründen. Notwendige Voraussetzung hierfür ist aber, dass es eine landesrechtlichen Ermäch-
tigungsgrundlage für den Anschluss und die Benutzung des Netzes der öffentlichen Fernwärme- und/oder Fernkäl-
teversorgung gibt. In der Regel finden sich solche Ermächtigungsgrundlagen in den jeweiligen Gemeinde-ordnungen 
(Beispiele: § 19 Abs. 2 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) – „Fernheizung“ bzw. § 14 Abs. 1 der Sächsischen 
Gemeindeordnung (SächsGemO) – „Fernwärmeversorgung“). In Baden-Württemberg beispielsweise war der Klima- 
und Ressourcenschutzes bereits vor 2009 in der Gemeindeordnung als Zweck benannt (§ 11 GemO BW – hier wirkt § 
16 EEWärmeG nur klarstellend). Auch das Bundesverwaltungsgericht hat bereits Anfang 2006 entschieden, dass die 
Anordnung eines ABZ auch aus Gründen des Klimaschutzes nicht gegen Bundes- bzw. Europarecht verstößt (Urt. v. 
25.1.2006, 8 C 13/05, KommJur 2006, 348 ff.). Die Ermächtigungsgrundlagen in den Gemeindeordnungen sehen – 
soweit ersichtlich bis auf die Regelung im Bundesland Bayern – einen Anschluss- und Benutzungszwang für Fernwärme 
auch im Bestand vor. Letzteres bedarf jedoch einer hinreichenden Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
und wird i. d. R. dazu führen, dass in der betreffenden Satzung nachvollziehbare Ausnahmen und Übergangsregelungen 
vom ABZ vorgesehen werden müssen, da ansonsten die Satzung nicht wirksam sein dürfte (Vgl. nur Fall der Marburger 
Solarsatzung aus dem Jahr 2008, VG Gießen, Urt. v. 12.05.2010, 8 K 4071/08.GI, kostenlos abrufbar unter: www.lareda.
hessenrecht.hessen.de; die damalige Satzung beruhte jedoch auf einer – zwischenzeitlich aufgehobenen – Ermächti-
gungsgrundlage aus der Hessischen Bauordnung). Der ABZ kann über § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich im Bebauungs-
plan festgesetzt werden. 

Hierneben kann über das Instrument der städtebaulichen Verträge (s. V.) gemäß § 11 BauGB die Errichtung und Nutzung 
von Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von 
Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder KWK mit einzelnen Eigentümern bzw. Eigentümergemein-
schaften wirksam vereinbart werden (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BauGB; siehe auch Nr. 5). 
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Sachlage zur Abfrage von Daten im Rahmen der Vorbereitung der energetischen Sanierung: 
Bau- und datenschutzrechtliche Einschätzung

Die in Kapitel 3 vorgestellte Berechnungsmethodik und damit letztendlich auch der Erfolg einer energetischen Sa-
nierung eines Bestandsquartiers hängt ganz maßgeblich von den zur Verfügung stehenden Informationen und Daten 
über die bestehenden Gebäude und deren energetischer Anlagenausstattung und Energieverbräuche ab. Gerade 
die Quartiere, in denen noch kein energetisches Quartierskonzept existiert, bedürfen einer grundlegenden Untersu-
chung. Insoweit ist auch das ExWoSt-Forschungsvorhaben EQ bei der Erlangung der notwendigen Informationen und 
Daten auf die Mitwirkung öffentlicher und privater Eigentümer und sonstiger Beteiligter angewiesen. Erst eine nahezu 
vollständige Datengrundlage kann ein realistisches Bild des energetischen Status quo liefern. Die BauGB-Novelle 2013 
enthält Änderungen bzw. Ergänzungen in den Absätzen 2 – 4 des § 136 BauGB. Dabei wird der Klimaschutzbelang 
als städtebaulicher Missstand aufgenommen und als Beurteilungsgrundlage auch die Gesamtenergieeffizienz der 
Bebauung und der Versorgungseinrichtungen. 

Somit kann die Auskunftspflicht grundsätzlich auf § 138 BauGB sowie hinsichtlich der öffentlichen Aufgabenträger 
auf § 139 BauGB gestützt werden. Trotz des Wortlautes „sollen“ in § 139 BauGB ist davon auszugehen, dass es 
kaum Fälle geben wird, in denen die öffentlichen Aufgabenträger die Unterstützungsleistung berechtigt verweigern 
könnten (vgl. nur: Schmitz, in: Spannowsky/Uechtritz, Beck’scher Online-Kommentar BauGB, § 139, Rn. 3, Stand: 
01.08.2012). Neben dem BauGB gibt es noch andere Spezialgesetze, die teilweise wichtige Regelungen im Zusam-
menhang mit der Informationsbeschaffung enthalten und die für die Informationsweitergabe ein landesgesetzliche 
Regelung verlangen (Vgl. z. B. § 19 Abs. 5 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz). Wichtig wird es hierbei sein, dass 
eine entsprechende bundesweite Harmonisierung der Regelung vorgenommen wird.

Sachlage zur Abfrage von Daten im Rahmen der Vorbereitung der energetischen Sanierung: 
Bau- und datenschutzrechtliche Einschätzung

Bestandsquartiere befinden sich sowohl im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) als auch in Gebieten, die mit 
(qualifizierten) Bebauungsplänen überplant sind (§ 30 BauGB). Sofern eine energetische Sanierung eines Bestands-
quartieres erfolgen soll, kann man daher mittels Änderung der bestehenden Bebauungspläne bzw. Neuaufstellung 
eines Bebauungsplanes die erforderlichen Rahmenbedingungen für eine energetische Sanierung schaffen. Durch die 
Klimaschutznovelle 2011 („Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemein-
den“ vom 22. Juli 2011, BGBl. I S. 1509, in Kraft getreten zum 30.7.2011) hat der Gesetzgeber den Klimaschutz im 
BauGB weiter ausgebaut und dem Klimaschutz eine eigenständige Bedeutung als ein allgemeines Ziel der Bauleitpla-
nung zukommen lassen (§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB). In der Praxis stellen regelmäßig so genannte integrierte energeti-
sche Quartierskonzepte (informelle Planung nach § 1 Abs. 7 Nr. 11 BauGB) Grundlage für eine gezielte energetische 
Sanierung von Bestandsquartieren dar.  

Die Kommune hat dabei – beispielhaft – die Möglichkeit folgende Festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen: Nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB kann – sofern überhaupt im Siedlungsbereich vorhanden – für Brachflächen / ungenutzte 
Gebäude in öffentlicher Hand die konkrete Stellung der (zukünftigen) baulichen Anlage festgesetzt werden (Stichwort: 
Südausrichtung). Daneben können – als Ergänzung zu einem ABZ – die Versorgungsflächen usw. und deren Leitungs-
führung nach § 9 Abs. 1 Nrn. 12 und 13 BauGB festgesetzt werden. Zur praktikablen Umsetzung der Festsetzung 
des § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB hat man auch die Anlage zur Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV) durch die Klima-
schutznovelle um zwei neue Planzeichen ergänzt. Danach können auch im Bebauungsplan nunmehr die Planzeichen 
Erneuerbare Energien (EE) und Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) verwendet werden. Über § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB i. V. 
m. den jeweiligen Gemeindeordnungen kann ein ABZ festgesetzt werden. Nach dem neu gefassten § 9 Abs. 1 Nr. 23b 
BauGB ist nunmehr klargestellt, dass auch technische Maßnahmen festgesetzt werden können. Die Festsetzung von 
technischen Maßnahmen kann insbesondere auch der Umsetzung der Vorgaben aus dem EEWärmeG dienen. 

Ebenso kann die Kommune ergänzende Regelungen zur energetischen Sanierung in einem städtebaulichen Vertrag 
mit den Eigentümern vereinbaren. Auf § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BauGB ist bereits oben zur Sachlage des Anschluss- 
und Benutzungszwangs eingegangen worden. Nach der mit der Klimaschutznovelle neu eingeführten Nr. 5 des § 11 
Abs. 1 Satz 2 BauGB können auch ganz spezifische Anforderungen an die energetische Qualität von Gebäuden fest-
gelegt werden. So wurde die Möglichkeit geschaffen, über Anforderungen des Energiefachrechts durch vertragliche 
Regelungen hinauszugehen (Vgl. S. 7, Muster-Einführungserlass zur Klimaschutznovelle, abrufbar unter: http://www.
is-argebau.de). Für die Bestandsquartiere ebenfalls von besonderer Relevanz ist der neue § 248 BauGB, wonach so-
wohl im beplanten Gebiet als auch im unbeplanten Innenbereich eine Erleichterung („geringfügige Abweichungen“) für 
Maßnahmen an bestehenden Gebäuden zum Zwecke der Energieeinsparung im Hinblick auf das festgesetzte Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der überbaubaren Grundstücksfläche sowie des Einfügens i. S. d. § 34 Abs. 1 
Satz 1 BauGB zugelassen worden ist (Bsp.: nachträgliche Wärmedämmung, Einbau/Anbau von technischen Anlagen). 
Nach Satz 2 des § 248 BauGB werden dabei ausdrücklich auch die Anlagen der solaren Strahlungsenergie in, an und 
auf Dach- und Außenwandflächen in den Regelungsbereich einbezogen. 

2.5 Schlussfolgerungen: Vor-
teile der Maßnahmen auf 
Quartiersebene

Die Darstellung der Maßnahmen im Gebäu-
de- und Verkehrsbereich (Kapitel 2.2) hat 
gezeigt, dass der Quartiersbezug an vielen 
Stellen gegeben ist. Nicht immer ist er zwangs-
läufig, es ist jedoch festzustellen, dass die mitt-
lere Betrachtungsebene zwischen Gebäude 
/ Verkehrsteilnehmer und Stadt zusätzliche 
Gestaltungsmöglichkeiten in technischer 
und instrumenteller Hinsicht birgt. Dabei soll 

allerdings nicht verschwiegen werden, dass 
zentrale Stellschrauben (z. B. Rahmenbedin-
gungen für Mobilitätskosten, Energieeinspar-
verordnung) nach wie vor auf der nationalen 
Ebene beheimatet sind. Die Quartiersebene 
kann somit nur eine sinnvolle Ergänzung zu 
bundespolitischen Rahmensetzungen sein. 

Systematisiert sind auf Quartiersebene ge-
genüber dem Einsatz von Instrumenten, die 
auf Einzelnutzer (Gebäude, Verkehrsteilneh-
mer), die Gesamtstadt oder die Bundes-/ 
Landesebene zugeschnitten sind, folgende 
Vorteile zu sehen:
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•	 Skaleneffekte: Sie entstehen, wenn grö-
ßere Einheiten effizienter arbeiten als 
kleinere. Bspw. dürfte ein gemeinsames 
Blockheizkraftwerk im Regelfall für eine 
kleinere Siedlung effizienter sein als viele 
kleinteilige Heizkessel. Analoges gilt für 
Carsharing im Vergleich zu privaten Pkw.

•	 Externe Effekte: Sie entstehen, wenn posi-
tive Nebeneffekte entstehen und als Syn-
ergien genutzt werden. Ein Beispiel bildet 
die Nutzung industrieller Abwärme und 
die Einspeisung in ein Wärmenetz oder 
eine Verkehrserschließung im ÖPNV, die 
dem Stadtzentrum Kunden zuführt.

•	 Reduzierung von Transaktionskosten: 
Hiermit sind Lerneffekte gemeint, die – 
ähnlich wie bei Skaleneffekten – in größe-
ren Einheiten wie dem Quartier auftreten. 
Bei der Sanierung durch Einzeleigen-
tümer kann durch Energieberatung auf 
Quartiersebene der Aufwand für die Bera-
tung geringer sein als der Gesamtaufwand 
für Information und Fortbildung aller Ei-
gentümer. Vergleichbare Effekte sind im 
Bereich der Mobilitätsberatung und des 
Mobilitätsmanagements zu erwarten.

•	 Vorteile gebietsbezogener Regelungen des 
Ordnungsrechts oder der Förderpolitik: 
Sie entstehen, wenn ordnungsrechtliche 
oder förderpolitische Instrumente auf der 
Quartiersebene genauer und situations-
adäquater angewandt werden können als 
auf der Ebene größerer räumlicher Ein-
heiten (Ordnungsrecht auf Bundesebene, 
Satzung auf Ebene der Kommune, För-
derprogramm auf Bundes- oder Landes-
ebene). Der Bebauungsplan ist hierfür ein 
geeignetes, aber auch von seinem Rege-
lungsumfang her beschränktes Beispiel. 

Diese aus der systematischen Auswertung 
der möglichen Maßnahmen gewonnene 
Liste deckt sich weitgehend mit den Ergeb-
nissen aus der Analyse der Praxisbeispiele in 
Kapitel 4.4. Eine Bewertung der Zusatzeffek-
te des Quartiersansatzes gegenüber einem 
unabgestimmten Vorgehen, gemessen in 
eingesparten Tonnen CO

2
 oder Kosten, ist auf 

der abstrakten Ebene nicht möglich. Hierzu 
sind auf die Ausgangsbedingungen vor Ort 
abgestimmte konkrete Berechnungen nötig, 

die dem Einzelfall und der Anwendung der 
Berechnungsmethodik aus Kapitel 3 vorbe-
halten bleiben. Die vergleichende Evaluie-
rung insbesondere von Maßnahmen, die le-
diglich Anreize schaffen, deren Umsetzung 
aber entscheidungsautonom durch Akteure 
vor Ort erfolgt (z. B. notwendige Fördersätze 
in einem Förderprogramm, Auswirkung der 
Bedienungsqualität im ÖPNV auf den Modal 
Split), stellt ohnehin noch ein weites Feld für 
die künftige Forschung dar.

Die oben genannten Vorteile waren auch 
leitend bei der Einführung des KfW-Förder-
programms „Energetische Stadtsanierung“. 
Das energetische Quartierskonzept zielt auf 
eine Strategiebestimmung und die Ausnut-
zung von Synergien ab. Der Sanierungsma-
nager soll anschließend für eine Vernetzung 
im Quartier und die Reduzierung von Trans-
aktionskosten sorgen. Für die Maßnahmen 
an sich - und zwar sowohl für die Erhöhung 
der Energieeffizienz im Gebäudebereich als 
auch für die Energieversorgung - muss auf 
die klassischen Programme der KfW zurück-
gegriffen werden. Hervorzuheben ist beim 
KfW-Förderprogramm „Energetische Stadt-
sanierung“ der innovative Ansatz, dass ein 
KfW-Programm erstmalig räumliche Krite-
rien an die Förderung anlegt, die eng an die 
Gebiete und an die Systematik der Städte-
bauförderung angelehnt sind. 

Der Vorteil der quartiersspezifischen Förde-
rung besteht darin, dass eine Konzentration 
von öffentlichen Mitteln zeitlich und räum-
lich genau an den Stellen erfolgt, an denen 
vor dem Hintergrund des Lebenszyklus von 
Gebäuden und Eigentümern der Effekt am 
größten ist und – vor dem Hintergrund so-
zialer Herausforderungen – der Handlungs-
bedarf hoch. Die lokale Begrenzung ermög-
licht bspw. Fördersätze, die an anderer Stelle 
entweder durch Rahmenbedingungen wie 
die Altersstruktur keine Investitionen in-
duzieren würden oder für umfangreiche 
Mitnahmeeffekte (bei solventen Gebäudeei-
gentümern, die ohnehin sanieren) sorgen . 
Diese Vorteile würden auch für eine räum-
lich konzentrierte Förderung von Investitio-
nen gelten.  

Handlungsansätze und Maßnahmen der energetischen Stadtsanierung
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3	 Erarbeitung der  
EQ-Berechnungsmethodik

Ziel der Modellierung in der Studie „An-
forderungen an energieeffiziente und kli-
maneutrale Quartiere“ ist es, klima- und 
energierelevante Maßnahmen auf Quar-
tiersebene zu bewerten und verschiedene 
Handlungsalternativen für die Gestaltung 
zukünftiger Entwicklungspfade gegenein-
ander abzuwägen. Für die Konzeption ei-
ner integrierten Entwicklung ist auch die 
Integration der Bereiche Gebäude, Ener-
gieversorgung, Gewerbe und Verkehr in ein 
Modell Voraussetzung für eine umfassende 
Betrachtung. Adressaten sind Kommunen 
und Energieversorger bzw. deren fachlich 
qualifizierte Auftragnehmer (Planungsbü-
ros, Sanierungsträger, Ingenieurbüros etc.). 
Quartiersmodellierung dient nicht dem 
Benchmarking von Quartieren untereinan-
der – denn dazu sind die baulichen, nut-
zungsstrukturellen und soziostrukturellen 
Ausgangsvoraussetzungen zu unterschied-
lich.

3.1	 Bisherige Ansätze zur Bilanzie-
rung und Modellierung

In der Praxis finden sich bereits einige Tools 
zur Modellierung des Energieverbrauchs 
und der CO

2
-Emissionen nach begrenzten 

räumlichen Einheiten im Einsatz. Sie wer-
den im Folgenden kurz vorgestellt.

ECORegion

ECORegion
Kommerzielles Bilanzierungs- 
und Monitoringwerkzeug auf 
Stadtebene

Autoren:
Firma Ecospeed, Zürich

Auftraggeber/Fördermittel-
geber: 
Klimabündnis europäischer 
Städte(climate alliance), 
Frankfurt a.M.

Laufzeit: 
bis 2010

Das kommerzielle Bilanzierungswerkzeug 
ECORegion der Firma Ecospeed wird von 
zahlreichen Mitgliedern des Klimabünd-
nisses, eines europäischen Netzwerks 
von ca. 1.500 Kommunen, angewandt. 
Es bilanziert  auf der Ebene von Städ-
ten und Gemeinden ab dem Jahr 1990 bis 
zum Jahr vor der Anwendung und eröff-
net die Möglichkeit, Prognosen für künf-
tige Entwicklungen selbst zu erstellen.  
Die Startbilanz von ECORegion basiert auf 
der Anzahl der Einwohner, der Anzahl der 
in der Kommune/Stadt Erwerbstätigen und 
deren Zuordnung zu den einzelnen Wirt-
schaftszweigen sowie bundesdeutschen 
Mittelwerten des Energieverbrauchs und 
im Programm hinterlegten Verbrauchs- und 
Emissionsfaktoren. Sowohl die Zahl der 
Einwohner als auch die Zahl der Erwerbs-
tätigen nach Wirtschaftszweigen über den 
betrachteten Zeitraum müssen vom Nutzer 

eingegeben werden. Es handelt sich hierbei 
zunächst um einen Top-Down-Ansatz. Über 
die Startbilanz werden Verbrauchsdaten 
für die unterschiedlichen Energieträger er-
zeugt (Endenergie), aus denen die Vorkette 
des Energieverbrauchs und die dazugehö-
rigen CO

2
-Emissionen berechnet werden. 

Diese Daten der Startbilanz können nun in 
der Endbilanz mit bekannten Verbrauchs-
werten für z. B. Strom, Erdgas, Fernwärme, 
Heizöl, Verkehr und erneuerbaren Energie-
trägern überschrieben werden. Auf dieser 
Ebene handelt es sich in Teilen bereits um 
einen Bottom-Up-Ansatz. Die wichtigsten 
Verbrauchsdaten sind für Städte und Kom-
munen meist verfügbar, jedoch fehlen in der 
Regel Informationen zum Verbrauch einzel-
ner Energieträger, wie z. B. Erdöl, Holz und 
Kohle, Flüssiggas usw., da diese nicht auf 
regionaler Ebene erfasst werden. Deshalb 
werden diese Werte und einige verursacher-
induzierte Emissionen (z. B. der Beitrag des 
Flugverkehrs, des Güterverkehrs usw.) nach 
bundesdeutschen Mittelwerten berechnet, 
womit es sich bei dem gewählten Bilanzie-
rungsansatz um eine Mischform zwischen 
Top-Down und Bottom-Up handelt. Von 
großem Vorteil ist, dass eine Berechnung für 
die Endenergie oder die Berücksichtigung 
der gesamten Vorkette (Life Cycle Analysis 
- LCA) möglich ist. Weiterhin bietet ECORe-
gion die Möglichkeit, die regional erzeugte 
Energie, wie Strom und Fernwärme, in den 
Bilanzierungen zu berücksichtigen. Neben 
den genannten Vorteilen und Möglichkeiten 
weist ECORegion aber auch verschiedene 
Nachteile auf:

•	 Es handelt sich um ein internetbasiertes 
Tool, dessen eingegebene Daten zentrali-
siert gesammelt werden, und dessen Be-
rechnung zentral erfolgt und daher nicht 
beeinflussbar ist. 

•	 Es basiert auf vorgegebenen Eingabemas-
ken, der Quellcode ist nicht verfügbar und 
eingesetzte Berechnungsalgorithmen ge-
rade auf der Ebene der Startbilanz sind 
nicht transparent (black box). So ist ein 
Einsatz zu Forschungszwecken stark be-
schränkt. 

•	 Es ist ein kostenpflichtiges Lizenzprodukt 
einer Schweizer Firma mit all den damit 
verbundenen wirtschaftlichen Risiken 
und Abhängigkeiten.
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•	 Die in ECORegion auf Stadtebene bedeut-
same Erfassung der Erwerbstätigen oder 
der Zulassungszahlen ist auf Quartierse-
bene nicht praktizierbar. Somit ist die als 
Basis dienende Startbilanz nicht bere-
chenbar.

•	 ECORegion alleine ermöglicht aufgrund 
der erhaltenen Bilanzierungsresultate nur 
sehr begrenzt Interpretationen über kon-
krete Einsparungspotenziale (begrenzte 
Bewertungs- und Planungsmöglichkeit).

Verfahren zur Entwicklung einer digitalen 
Wärmebedarfskarte

Verfahren zur Entwicklung 
einer digitalen Wärmebe-
darfskarte

Abschätzung des Wärmebe-
darfs von Quartieren unter 
Nutzung von Fernerkundung

Autoren:
Blesl et al. / TU Stuttgart

Auftraggeber/Fördermittel-
geber: 
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie 
(BMWi), AGFW e.V.

Laufzeit: 
bis 2010

Im Rahmen des Forschungsprojekts (Blesl 
et al. 2010) wurde eine automatisierte Me-
thode zur Abschätzung gebäudebezogener 
Wärmebedarfe ganzer Siedlungsgebiete 
entwickelt und erprobt. Die Abschätzung 
des Wärmebedarfs diente als Grundlage für 
die Potenzialbewertung einer verstärkten 
Fernwärmeversorgung in Deutschland.

Das Verfahren beruht auf der Rekonstruk-
tion der Geometrie beheizter Gebäude 
mittels Fernerkundungsbilddaten. Die Un-
tersuchung basiert auf der automatisierten 
Erkennung von Gebäudetypen und ihrer 
wärmetechnischen Klassifizierung im Rah-
men von luftgestützten Messungen. Dabei 
können großflächige Siedlungsstrukturen 
in einem Zug vermessen werden. Eine defi-
nitorische Abgrenzung des Untersuchungs-
raums findet bei der Datenerhebung nicht 
statt, kann aber flexibel im Zuge der Daten-
auswertung erfolgen. 

Dabei ist das Verfahren dreistufig ausgelegt. 
Im ersten Schritt werden mit Hilfe von La-
serscanning dreidimensionale Struktur-
analyen des Gebäudebestandes erstellt. Im 
zweiten Schritt werden die Gebäude anhand 
einer vordefinierten Gebäudetypologie klas-
sifiziert und ihre energetisch relevanten Pa-
rameter (beheizte Nutzfläche, Art der Nut-
zung, Qualität der Gebäudehülle) mit Hilfe 
von gebäudetypspezifischen Durchschnitts-
werten ermittelt. Zur besseren Kalibrierung 
der angesetzten energetischen Qualität der 
Gebäudehülle (etwa durch Modernisierun-
gen) werden thermografische Erkenntnisse, 
die während der Fernerkundung erstellt wur-
den, mit in die Festlegung der thermischen 
Qualität einbezogen. Im letzten Schritt wird 
der spezifische Wärmebedarf berechnet. Da-
bei wird von nutzungsspezifischen Innen-
raumtemperaturen ausgegangen. 

Das Projekt kombiniert großflächige, statis-
tische Schätzverfahren zum Energiebedarf 
von Siedlungsstrukturen mit gebäudeschar-
fen Berechnungsverfahren. Über die grobe, 
quantitative Erfassung des energetischen 
Zustands aller Gebäude im Untersuchungs-
raum lassen sich auf einfache Weise z. B. 
Einsparpotenziale von quartiersbezogenen 
Modernisierungsmaßnahmen oder Poten-
ziale alternativer Wärmebezugssysteme für 
beliebige städtische Teilräume berechnen. 
Die Berechnung von Dach- und Fassaden-
flächen könnte auch bei der Ermittlung von 
Energieerzeugungspotenzialen (thermoso-
lar und Photovoltaik) genutzt werden. Un-
schärfen ergeben sich bei der angewandten 
Methode der Datenerhebung (Fernerkun-
dung) vor allem dadurch, dass aus der er-
fassten Gebäudekubatur nicht immer ein-
deutige Rückschlüsse auf die Nutzung (vor 
allem bei komplexen Mischnutzungen und 
Sonderbauten) bzw. das beheizte Volumen 
(z. B. ausgebaute Dachgeschosse) abzulei-
ten sind. Das Verfahren eignet sich nicht für 
die Verbrauchsmessung nicht statischer Sys-
teme, z. B. von Mobilität.

EFES

EFES (Energieeffiziente Entwicklung von 
Siedlungen, vgl. Dallhammer 2010; www.
energieeffizientesiedlung.at) wurde durch 
das Österreichische Institut für Raumpla-
nung entwickelt als Bewertungswerkzeug 
für Siedlungen (im weitesten Sinne synonym 
interpretierbar als Quartiere). Es verknüpft 
objektspezifische Basisdaten, die auf Ebe-
ne des Einzelgebäudes zu erfassen sind, wie 
z. B. Baualter, Gebäudezustand, Heizwärme-
bedarf, öffentliches Verkehrsmittelangebot 
und vieles mehr. Diese werden kombiniert 
mit aggregierten Mittelwerten höherer re-
gionaler Bezugsräume (Stadt, Bezirk, Land, 
z. T. auch österreichweiten, bzw. schweizeri-
schen statistischen Mittelwerten), wenn auf 
kleinräumiger Ebene keine entsprechenden 
Daten verfügbar sind. Der Bilanzierungsan-
satz greift also nicht auf die realen Daten des 
Energieverbrauchs im Quartier zurück wie 
ECORegion, sondern nimmt Bezug auf den 
abstrakten Wärmebedarf von Gebäuden. In 
der Methodik verbindet es einen strikten 
Bottom-Up-Ansatz auf der Gebäudeebene 
mit nicht quartiersbezogenen statistischen 
Top-Down-Daten. Es ist daher eher ein Be-
wertungs- und Planungsinstrument als ein 
Bilanzierungstool.

EFES
Tool zur energetischen Quar-
tiersbewertung mit Gebäuden 
und Verkehr

Autoren:
Dallhammer et al. / Österrei-
chisches Institut für Raumpla-
nung, Wien

Auftraggeber/Fördermittel-
geber: 
Österreichische Forschungs-
förderungsgesellschaft mbH

Laufzeit: 
2008 bis 2010

Erarbeitung der EQ-Berechnungsmethodik
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Auch wenn das Tool grundsätzlich der 
hier vorgelegten Bewertungsmethodik am 
nächsten kommt bzw. in einzelnen Aspek-
ten detaillierter ist (z. B. separate Berück-
sichtigung unterschiedlicher Wegezwecke 
im Verkehr), so sind trotzdem folgende 
Nachteile bzw. Weiterentwicklungsmöglich-
keiten zu konstatieren:

•	 Eine exakte Erfassung und Einbeziehung 
des tatsächlichen Energieverbrauchs er-
folgt nicht. 

•	 Da dynamische Daten nicht in die Berech-
nung einfließen, sind die Monitormög-
lichkeiten begrenzt. Zudem werden keine 
Basisentwicklungen, die auf Quartierse-
bene nicht beeinflussbar sind, aber an-
dere Rahmenbedingungen in der Zukunft 
schaffen werden, in das Modell einberech-
net (z. B. Änderung des nationalen Strom-
Mixes, Verbrauchssenkung bei Kfz).

•	 Die gewählte Methodik impliziert eine 
ceteris paribus-Analysemöglichkeit von 
Effizienzsteigerungspotenzialen, d.h. 
alle anderen Einflussfaktoren bleiben 

bei einer Änderung eines bestimmten 
Faktors gleich (Exogenitätsannahme). 
Dies ist jedoch eine modellhafte Verein-
fachung, z. B. ist die Wohnstandortwahl 
von Haushalten sowohl eine Ursache als 
auch eine Folge einer bestimmten Modal 
Split-Präferenz des jeweiligen Haushaltes. 
Eine Änderung des Modal Splits oder der 
baulichen Dichte hat daher auch Einfluss 
auf die sozioökonomische Struktur der 
Haushalte im Quartier. Derart komplexe 
Entwicklungen sind in einem vergleichs-
weise einfachen und bedienbaren Tool 
schwer bis gar nicht zu implementieren. 
Es offenbart sich dabei ein Dilemma zwi-
schen Genauigkeit und Einfachheit der 
Modellierung.

•	 Die Erfassung und energetische Bewer-
tung aller Gebäude ist aufwändig. Eine 
Fortführung der energetischen Gebäude-
zustände für ein Monitoring der erreich-
ten Ziele ist ebenfalls mit hohem Aufwand 
verbunden. Aus Genauigkeitsgründen ist 
zumindest in der Startbilanz eine Erfas-
sung aller Gebäude zumindest in typisier-
ter Form jedoch erforderlich. 

Abbildung 5: Nutzeroberfläche

Quelle: www.energieeffizientesiedlung.at



37Erarbeitung der EQ-Berechnungsmethodik

GemEB-Tool 

Die Planungssoftware GemEB-Tool wur-
den im Rahmen des Forschungsprogramms 
EnEff:Stadt des Bundeswirtschaftsministe-
riums vom Lehrstuhl für Bauklimatik und 
Haustechnik der TU München entwickelt. 
Die Autoren prägen dabei den Begriff der 
Energieleitplanung als Schnittstelle zwi-
schen der übergeordneten Energienut-
zungsplanung (auf Stadtebene, analog zum 
Flächennutzungsplan) und der konkreten 
Projektplanung. Die Planungssoftware soll 
die Energieleitplanung unterstützen und 
wird exemplarisch für die Gemeinde Isma-
ning angewandt. Die Besonderheit liegt da-
bei darin, dass das Werkzeug im Open-Sour-
ce-Geoinformationssystem Quantum-GIS 
als Plugin verwendet werden kann. Dadurch 
kann die Flächenermittlung im GIS direkt 
mit energetischen Berechnungen verknüpft 
werden. Der Automatismus ist jedoch be-
grenzt, da Berührungsflächen angrenzen-
der Gebäude oder Gebäudedurchfahrten, 
wie sie oft bei innerstädtischen Bebauung 
vorkommen, nur in aufwändiger Einzel-
betrachtung erfasst und in Abzug gebracht 
werden können. 

Inhaltlich liegt der Fokus auch hier auf der 
Wärmebedarfsermittlung von Siedlungs-
strukturen. Damit können Entscheidun-
gen wie bspw. ein Anschluss an ein Tiefen-
geothermie-Fernwärmenetz abgesichert 
werden. Die Planungssoftware arbeitet 
allerdings rein auf der Ebene des Einzelge-
bäudes, so dass für viele unterschiedliche 
Gebäude ebensoviele einzelne energetische 
Bewertungen nötig sind.

Energetischer Plausibili-
tätscheck

Abschätzung des Wärmebe-
darfs von Quartieren

Autoren:
Koziol et al. / TU Cottbus

Auftraggeber/Fördermittel-
geber: 
Land Brandenburg, Minis-
terium für Infrastruktur und 
Landwirtschaft

Laufzeit: 
bis 2011

Der Energetische Plausibilitätsscheck ist 
ein Rechenwerkzeug, das im Auftrag des 
Brandenburgischen Ministeriums für Infra-
struktur und Landwirtschaft vom Lehrstuhl 
Stadttechnik der BTU Cottbus entwickelt 
wurde (vgl. Koziol 2011). Ziel des Modells ist 
es, den Wärmebedarf von Siedlungsstruktu-
ren in GWh /(m² a) abzuschätzen vor dem 
Hintergrund des Rückbaus in Ostdeutsch-
land und der Sanierungstätigkeit, welche die 
Tragfähigkeit von Energieversorgungssyste-
men beeinflusst. Das Werkzeug ist auf die 
Bereiche Gebäude und Energieversorgung 
begrenzt. Bemerkenswert ist die Untertei-
lung in ein Grobmodell und ein Feinmodell. 
Demnach kann sowohl mit Siedlungsstruk-
turtypen als auch mit Gebäudetypen gear-
beitet werden. Bei der Gebäudetypologisie-
rung wird auf die IWU-Gebäudetypologie 
(vgl. Loga / Diefenbach / Born 2011) zurück-
gegriffen, wobei drei unterschiedliche Sa-
nierungsklassen gebildet werden. Für jeden 
Siedlungsstrukturtyp werden prozentual die 
Anteile der Gebäudetypen bzw. deren Sa-
nierungsstufen eingetragen. Die Zuordnung 
der Gebäude zu einer Klasse erfolgt im Rah-
men einer Begehung durch Besichtigung 
von außen.

Das Brandenburgische Ministerium für In-
frastruktur und Landwirtschaft plant, von 
seinen Stadtumbau-Kommunen die An-
wendung des „Energetischen Plausibili-
tätschecks“ zu fordern. Auch in diesem Mo-
dell gibt es keine Dynamisierung – allerdings 
wird für die Wahl der Energieversorgung 
eine Vorher-Nachher-Analyse ermöglicht. 
Der energetische Zustand der Gebäude be-
zieht sich jeweils nur auf einen Zeitpunkt.

GemEB-Tool
Gemeindebilanzierungssoft-
ware GemEB (GemeindeEner-
gieBeratung)

Abschätzung des Wärmebe-
darfs von Quartieren unter 
Nutzung von GIS

Autoren:
Hausladen et al. / TU Mün-
chen

Auftraggeber/Fördermittel-
geber: 
Forschungsprogramm 
EnEff:Stadt des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft 
und Technologie (BMWi) (bis 
Programmversion 1.3)

Laufzeit: 
bis 2008-2011

Energetischer Plausibilitätscheck
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Die hier zunächst exemplarisch betrachte-
ten Tools bilden unterschiedliche Anforde-
rungen ab (dynamisierte Bilanzierung bei 
ECORegion, Wärmebedarfsermittlung beim 
Energetischen Plausibilitätscheck sowie 
beim GemEBTool und abstrakte Bewertung 
von Effizienzsteigerungspotenzialen auf der 
Quartiersebene bei EFES). Gemeinsam ist 
aber allen eine Erfassung von Energiever-
brauch bzw. -bedarf auf Quartiersebene, 
was auch für die vorliegende Studie die zen-
trale Aufgabe darstellte. 

Der Vergleich der existierenden Modelle so-
wie der Expertenworkshop, der im Rahmen 
dieser Studie am 13. Februar 2012 mit zehn 
eingeladenen Wissenschaftlern stattfand, 
lässt die Autoren zu folgenden Schlussfol-
gerungen des Standes der Technik bezüglich 
der energetischen Quartiersmodellierung 
gelangen:

•	 Die Modellierung auf Quartiersebene an 
sich stellt eine Innovation dar. Auf der ei-
nen Seite gibt es nun zahlreiche Akteure, 
die sich damit beschäftigen, auf der ande-
ren Seite sind nicht alle Experten von der 
Notwendigkeit einer „dritten räumlichen 
Ebene“ zwischen Gesamtstadt und Ein-
zelgebäude überzeugt. 

•	 Ein entscheidendes Argument zur Bilan-
zierung auf Quartiersebene ist, dass so-
ziodemographische, bauliche und wirt-
schaftliche Unterschiede zwischen den 
einzelnen Quartieren auf einer räumlich 
größeren Ebene wie einer Stadt oder Kom-
mune verschwimmen und deren quar-
tiersspezifischen Merkmale dann nicht 
mehr für individuelle Strategien der Ener-
gieeinsparung und CO

2
-Minderung aus 

den Bilanzen erkennbar sind. 

•	 Die Modellierung auf Quartiersebene 
hat ihre eigenen Anforderungen. Ein 
Quartier ist nicht nur ein Teil einer Stadt 
oder eine Aggregation aller Gebäude 
und/oder Verkehrsteilnehmer. Gegen-
über der gesamtstädtischen Ebene sind 
umfangreicher Fragen zur Abgrenzung 
eines Quartiers und zur Behandlung 
quartiersübergreifender Energieströme 
zu beantworten. Gegenüber der Ebene 
der Gebäude / Verkehrsteilnehmer sind 
sinnvolle Aggregationsformen zu finden, 
damit Ausgangsdaten mit vertretbarem 
Aufwand überhaupt erhoben werden kön-
nen. Ein Beispiel sind Gebäudetypologien 

(3)
http://www.eneff-stadt.info/
de/publikationen/publikation/
details/leitfaden-fuer-eneff-
stadt-projektleiter/

EnEff:Stadt-Bilanzierungstool 

„In der Phase der Antragstellung der 
EnEff:Stadt-Projekte wird in der Regel eine 
erste Bilanzierung der zu untersuchenden 
Quartiere in energetischer Hinsicht er-
stellt. Die auf dieser Grundlage bewilligten 
EnEff:Stadt-Projekte umfassen dann in der 
Regel eine Planungsphase, eine Umset-
zungsphase und eine Phase der messtechni-
schen Begleitung. Für jede dieser Phasen ist 
eine energetische Bilanzierung des zu unter-
suchenden Quartiers zu erstellen. Um diese 
Bilanzen vergleichbar zu machen, hat das 
Fraunhofer Institut für Bauphysik (IBP) ein 
Excel-Bilanzierungstool erarbeitet, das als 
Werkzeug für diese Quartiersbilanzierung 
eingesetzt werden soll. Es stellt sicher, dass 
die Bilanzierung nach einer einheitlichen 
Methode erfolgt und ermöglicht damit eine 
gewisse Vergleichbarkeit – innerhalb des 
Projektes über die einzelnen Projektphasen 
hinweg sowie mit anderen EnEff:Stadt-Pro-
jekten.“ 3

Die Excel-Tabelle selbst arbeitet mit einer 
Gebäudeliste, wobei für jedes Gebäude der 
Energiebedarfskennwert im Ausgangs- und 
Zielzustand eingetragen werden muss. Au-
ßerdem sind Ergebnisse von Messungen – 
ebenfalls gebäudeweise – einzugeben. Da-
mit sind sehr detaillierte Datenerfassungen 
notwendig. Das Tool stellt damit weniger 
eine Unterstützung der breiten Masse von 
Kommunen dar, als vielmehr eine Datenein-
gabemaske für detailliert zu beforschende 
Modellvorhaben. Sollten die Angaben von 
allen EnEff:Stadt-Projekten so zur Verfügung 
gestellt werden, entsteht damit eine hervor-
ragende Datenbasis zum Thema energeti-
sche Stadtsanierung. Das Tool bearbeitet 
auch das Thema Kälteversorgung.

3.2	 Schlussfolgerungen zum Stand 
der Bilanzierung und Modellie-
rung

Vorhandene Tools erfassen in den meisten 
Ansätzen die Bereiche / Sektoren Wohnge-
bäude und Gewerbe sowie teilweise Indus-
trie und Verkehr, wobei die Vorketten den 
jeweiligen Nutzern zugeordnet werden und 
die öffentlichen Gebäude dem Gewerbe. 
Zwischen Wohnen und Gewerbe (Arztpraxis 
in Wohnhaus, Hausmeisterwohnung) ent-
stehen ebenso Abgrenzungsprobleme wie 
zwischen Gewerbe und Industrie. 

EnEff: Stadt-Bilanzierungs-
tool

Modellierung von Maßnahmen 
der Energetischen Stadtsa-
nierung für Gebäude und ihre 
Energieversorgung 

Autoren:
Fraunhofer IBP

Auftraggeber/Fördermittel-
geber: 
Forschungsprogramm 
EnEff:Stadt des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und 
Technologie (BMWi)

Laufzeit: 
bis 2012
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oder Siedlungsstrukturtypologien, welche 
den Aufwand gegenüber einer Einzelbe-
urteilung von Gebäuden reduzieren. 

•	 Der Innovationsgrad des Modells steigt, 
wenn man Mobilität und Gebäudebereich 
in ein Modell integriert.

•	 Vor allem im Verkehrsbereich sowie – 
bereichsübergreifend – bezüglich der 
energiebilanzbezogenen Wirksamkeit 
von Maßnahmen bzw. Instrumenten zur 
Umsetzung von Maßnahmen, liefert der 
gegenwärtige Forschungs- und Erkennt-
nisstand nur unzureichende quantitative 
Angaben.

•	 Es gibt nicht ein Modell zur Beantwortung 
aller Fragen rund um Energieverbrauch 
und Quartier, sondern die Modellkonzep-
tion richtet sich nach der zu beantworten-
den Fragestellung. Eine Wärmebedarfsbe-
rechnung des Energieversorgers hat eine 
andere Aufgabe als eine umweltpolitische 
Bewertung von Handlungsalternativen (z. 
B. Förderung Wärmeschutz vs. Erweiterung 
des Fernwärmenetzes und Umstellung auf 
regenerative Energieträger). Daraus lässt 
sich die Forderung ableiten, Modelle nicht 
zu überfrachten, sondern mit schlanken 
Basisstrukturen (Grobmodell) und optio-
nalen Verfeinerungen zu einzelnen The-
menbereichen zu arbeiten (verschiedene 
angekoppelte Detailmodelle). 

Insbesondere die letzten beiden Punkte zei-
gen, dass im Rahmen einer zeitlich relativ 
kurzen Studie nur ein begrenzter Beitrag zur 
Weiterentwicklung der Thematik geleistet 
werden kann.

3.3	 Arbeitsschritte und Datenquel-
len der Modellierung

Ein Modellierungsprozess auf Quartierse-
bene lässt sich grundsätzlich in folgende 
Schritte unterteilen:

•	 Die Startbilanz4: Sie erfasst den Status quo 
und zeigt insbesondere, wie sich die ein-
zelnen Energieverbraucher quantitativ 
zueinander verhalten. Von Bedeutung ist 
hier die klare Definition, welche Energie-
verbräuche dem Quartier zugeordnet wer-
den und welche nicht (Bilanzierungsprin-
zip bzw. Bilanzierungsregeln).

•	 Die Prognose von Basisentwicklungen: 
Einen hohen Einfluss auf den künftigen 
Energieverbrauch und die CO

2
-Emissio-

nen haben grundlegende Entwicklungen, 
die auf Quartiersebene nicht beeinfluss-
bar sind (z. B. die Änderung des natio-
nalen Strommixes), aber im Sinne eines 
„Trendszenarios“ als wesentliche Rah-
menbedingungen trotzdem berücksich-
tigt werden müssen.

•	 Die Prognose der Effekte von Maßnahmen 
auf der Quartiersebene bzw. die Berech-
nung des Potenzials von Maßnahmen

•	 Die Summierung von Basisentwicklung 
und quartiersspezifischen Maßnahmen 
in energetischer Hinsicht (wenn dies im 
Rahmen einer gemeinsamen Zeitschiene 
möglich ist)

•	 Die Abschätzung von Kosten zur Errei-
chung des Potenzials bzw. der Prognose-
werte zum Zeitpunkt X. 

(4)
Der Begriff ist nicht zu ver-
wechseln mit dem in ECORegi-
on als Startbilanz bezeichneten 
groben Berechnungsverfah-
ren, welches alleine auf sta-
tistischen Verbrauchswerten 
aufbaut
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Abbildung 6: Arbeitsschritte der Modellierung

Quelle: Eigene Darstellung
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Diese Gliederung war auch leitend bei der 
Entwicklung des eigenen Berechnungsmo-
dells. Die folgende Abbildung 8 veranschau-
licht die Schritte. 

Startbilanz eines Quartiers

In Arbeitsschritt 1 der Modellerstellung 
erfolgt die Modellierung des Energiever-
brauchs bzw. der CO

2
-Emissionen zum ak-

tuellen Zeitpunkt und auf Quartiersebene 
(hier benannt als Startbilanz). 

Für den Gebäudebereich und seine Vorket-
te sind die wichtigsten Monitoringgrößen 
bei der Erfassung der CO

2
-Emissionen ei-

nes Gebietes – sei es nun eine Stadt oder ein 
Quartier – der Verbrauch der Energieträger 
Strom, Erdgas, Fernwärme und soweit als 
möglich, Heizöl.

Als Ergebnis aus bisherigen Studien und 
eigenen Überlegungen können folgende 
grundsätzlichen methodischen Ansätze un-
terschieden werden, welche die Basis für die 
Wahl der eigenen Modellierungsansätze bil-
den (vgl. zusammenfassend Abbildung 12):

Einzeldatenaggregation

Hier werden – wie im österreichischen Tool 
EFES im Gebäudebereich (Dallhammer et 
al. 2008) – die Daten von einzelnen Nutzern 
(Energiebedarf / -verbrauch der Einzelge-
bäude, quartiersinterne Stromerzeugung, 
Verkehrsteilnehmer usw.) zu einem Quartier 
aggregiert. Der Aufwand für eine energeti-
sche Bewertung eines jeden einzelnen Ge-
bäudes nach EnEV kann jedoch sehr hoch 
sein, zumal sich der Energiebedarf aus ver-
schiedenen Bauteilen zusammensetzt (Au-
ßenwand, Kellerdecke, oberste Geschossde-
cke, Fenster, Heizung).

Im Gebäudebereich ist deshalb zwischen 
den Arbeitsschritten Gebäudegeometrie, 
Erfassung der Bauteile und Erfassung des 
aktuellen energetischen Zustandes der Bau-
teile zu trennen.

Gebäudegeometrien können dabei durch 
folgende Verfahren in unterschiedlicher Tie-
fe, nach gewünschtem Detaillierungsgrad 
erfasst und Gebäudeflächen wie Außenwän-
de, Kellerdecken und Dachflächen berech-
net werden. In Zunehmender Erfassungstie-
fe wäre zu nennen:

•	 die Verwendung von Gebäudetypologie 
wie die IWU-Gebäudetypologie Gebäude-
typologie (vgl. Loga / Diefenbach / Born 
2011) - dies liefert bezüglich der Geome-
trie von Standard-Wohngebäuden aller-
dings nur sehr ungenaue Werte, kann aber 
bspw. zur Abschätzung des Anteils der 
Fensterflächen verwendet werden.

•	 der Import von Gebäudeumringen (Peri-
metern) aus Geoinformationssystemen 
sowie die grobe Abschätzung einer mitt-
leren  Höhe aus der Erfassung von Stock-
werkszahlen oder existierenden 3D- Mo-
dellen (Level of Detail 1 oder 2). 

•	 Auswertung von Luftbildern bezüglich 
des Ausbaugrades von Dächern und Be-
rücksichtigung beheizter Dachgeschosse 
bei der Bestimmung der mittleren Ge-
bäudehöhe (z. B. 50 % der Dachstockhöhe 
hinzuaddieren bei komplett ausgebautem 
Dach ohne Gauben) sowie Abzug sich be-
rührender beheizter Flächen zweier an-
grenzender Gebäude und Abzüge infolge 
von Gebäudedurchfahrten.    

•	 Begehung des Gebäudebestandes zur Ge-
bäudehöhenbestimmung (mittels einfa-
chem Laserdistanzmesser) und Abschät-
zung des Fensterflächenanteiles.
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Abbildung 7: Gebäudetypologie

Problemfälle bei der Modellierung von thermisch relevanten Gebäudeaußenflächen: Teilweise ange-
baute Seitenwände, Hofdurchfahrten und kleine Zwischenräume zwischen Gebäuden 
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Fotos: IWU
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Bei der Erfassung der einzelnen Bauteile ist 
es sinnvoll, mit Gebäudetypologien zu ar-
beiten. So kann beispielsweise der Anteil der 
bereits genannten Fensterflächen als grobe 
Näherung aus der Typologie entnommen 
werden und muss nicht gebäudeweise be-
stimmt werden. Die Gebäudetypologie lie-
fert Mittelwerte für die U-Werte spezifischer 
Gebäudetypen und Baualtersklassen zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Gebäudes und 
somit die Möglichkeit, den Energiebedarf 
zur Erstellungszeit vereinfacht rechnerisch 
zu bestimmen. 

Die Typologisierung stößt jedoch dann an 
ihre Grenzen, wenn zusätzlich zu unter-
schiedlichen Gebäudetypen auch noch 
unterschiedliche energetische Sanierungs-
zustände berücksichtigt werden sollen. Die 
vielfach verwendete IWU-Gebäudetypo-
logie differenziert nicht nach Graden der 
energetischen Sanierung, sondern bein-
haltet nur den energetischen Ausgangszu-
stand, verschiedener Erstellungszeiträume. 
Die aktuelle energetische Qualität des Ist-
Zustandes der jeweiligen Gebäudeteile (z. 
B. nach einer ersten Wärmedämmung) ist 
sehr aufwändig. Mit einer Begehung kann 
abgeschätzt werden, ob bereits energetische 
Maßnahmen an der Fassade durchgeführt 
wurden oder ein Austausch von Fenstern 
stattfand. Aussagen über Dämmstärke und 
U-Wert der Fenster sind jedoch nur sehr be-
grenzt möglich. Informationen über eventu-
elle Dämmung von Dach und Kellerdecken 
sind gar nicht zu erhalten.

Dies hindert Kommunen aber nicht, eige-
ne Typologien zu erstellen, die die Spezifi-
ka der örtlichen Baustruktur wiedergeben. 
So hat die Stadt Naumburg im Pilotquartier 
der Studie eine eigene Typologie für die un-
terschiedlichen Sanierungszustände ihrer 
denkmalgeschützten Gebäude im Pilotge-
biet südöstliche Altstadt entwickelt. 

Ansätze zur Vereinfachung der komplexen 
energetischen Bewertung bestehen in den 
folgenden Lösungen:

•	 Komplette Gebäudebewertungen über 
vereinfachte Verfahren zur Bedarfskenn-
wertermittlung wie das Kurzverfahren 
Energieprofil (Loga et al. 2005), das Ener-
giepunktesystem für die Gebäudebewer-
tung in Mietspiegeln (Knissel / v. Malottki 
et al. 2010) oder das hier gewählte verein-
fachte Verfahren - hier entsteht allerdings 
ein hoher Aufwand bei der Bewertung.    

•	 Simulation der Häufigkeitsverteilung von 
Bedarfskennwerten. Die Menge der Ge-
bäude wird hier als synthetische Populati-
on aufgefasst, so dass dem einzelnen Ge-
bäude zwar kein richtiger Wert zugewiesen 
wird, die Summe aller Gebäude allerdings 
einen für die jeweilige Gebäudetypologie 
repräsentative Verteilung verschiedener 
energetischer Zustände wiedergibt.

•	 Bildung von verschiedenen Sanierungs-
stufen wie im „Energetischen Plausibili-
tätschecks“ von Koziol. Durch die Aggre-
gation zu Bedarfskennwerten bzw. drei 

Abbildung 8: Energetischer Plausibilitätscheck

Quelle: BMVBS
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Sanierungsstufen lässt sich allerdings 
der energetische Sanierungsfortschritt 
im durch Einzelmaßnahmen geprägten 
Gebäudebestand von Einzeleigentümern 
nur bedingt in seinem zeitlichen Verlauf 
modellieren.

Im Verkehrsbereich liegen Individualdaten 
im Regelfall nicht vor.

Erhebung auf Quartiersebene

Hier wird eine jahresbezogene empirische 
Datenerfassung auf Quartiersebene vorge-
nommen. Es ist von Vorteil, hier Daten über 
mehrere Jahre hinweg zu erfassen und ein-
zupflegen. Zu unterscheiden ist zwischen:

•	 Messungen des Quartierswertes: im Ge-
bäudebereich kann der Energieverbrauch 
des gesamten Quartiers als Summe zumin-
dest für die leitungsgebundenen Energie-
träger über die lokalen Netzbetreiber er-
mittelt werden. Dies ist meist getrennt für 
Wohn- und gewerbliche Nutzung einge-
schränkt möglich. Kleine Betriebe, wie z. 
B. Arztpraxen, kleine Geschäfte und ähn-
liches als Bestandteil von Wohngebäuden, 
werden jedoch hier meist zusammen mit 
letzteren erfasst. Für die Heizung mit Öl 
müssen geeignete Hochrechnungsverfah-
ren angewendet werden, wie sie z. B. bei 
der Energie- und CO

2
-Bilanzierung von 

Städten und Kommunen zur Anwendung 
kommen. Im Verkehrsbereich ist die di-
rekte Verbrauchserfassung zumindest 
schwierig. Ansatzpunkte ergeben sich 
aber beispielsweise bei der quartiersspe-
zifischen Bestimmung des Kfz-Bestands 
oder durch Auswertungen der ÖPNV-Be-
treiber, z. B. von Ein- und Aussteigern an 
den Haltestellen im Quartier. Umfassende 
Verkehrserhebungsdaten, auf die sich eine 
Bilanzierung vollständig stützen kann, lie-
gen in der Regel nicht vor und sind auch 
nicht mit vertretbarem Aufwand herstell-
bar.

•	 Messungen von Einzelwerten: in einigen 
Modellquartieren der vorliegenden Studie 
war es möglich, Energieverbrauchsda-
ten für leitungsgebundene Energieträger 
auch auf der Ebene der Einzelgebäude 
(mehrere Eigentümer) oder zumindest 
der Baublocks oder Gruppen vergleichba-
rer Gebäude (Gewährleistung der Einhal-
tung des Datenschutzes) zu erhalten. 

•	 Vollerhebungen und Stichprobenbefra-
gungen: In der bisherigen Diskussion sind 
repräsentative geschichtete Stichproben-
erhebungen sowohl für den Verkehrsbe-

reich als auch für den Gebäudebereich 
noch nicht in hinreichender Menge und 
Qualität in Verwendung. In den Fachwerk-
stätten mit den Kommunen wurde jedoch 
eine große Offenheit für das Thema geäu-
ßert. Zu achten ist auf Repräsentativität. 
Auf Aspekte der Auskunftspflicht und des 
Datenschutzes geht Kapitel 2.4 ein.

Sowohl bei der Messung von Einzelwerten 
als auch bei Stichprobenbefragungen ist auf 
die korrekte Hochrechnung auf das gesamte 
Quartier zu achten.

Nutzung von Quartierstypologien

Hier wird auf eine Typologisierung von 
Quartieren auf empirischer Basis zurück-
gegriffen, wie sie beispielsweise von Koziol 
2011 und Blesl et al. 2010 für den Gebäude-
bereich (Siedlungsstrukturtypen) verwen-
det wird. Auch hier besteht wiederum die 
Schwierigkeit darin, den Grad der energeti-
schen Sanierung von Gebäuden adäquat zu 
berücksichtigen. Zudem ist die Genauigkeit 
insbesondere in heterogenen Bestandsquar-
tieren sehr eingeschränkt, weswegen auf das 
Verfahren wegen des damit verbundenen 
Qualitätsverlustes im Gebäudebereich nicht 
weiter zurückgegriffen wird.

Im Verkehrsbereich ist die Quartierstypo-
logisierung ein viel versprechender Ansatz. 
Das österreichische Tool EFES greift die auf 
die Schweizer Ergebnisse von Marconi et al. 
2000 zurück. Für Deutschland liegen Stan-
dardwerte für eine quartiersspezifische Ab-
schätzung des Verkehrsaufkommens einzel-
ner Quartierstypen beispielsweise aus den 
Regelwerken der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) vor; sie 
weisen allerdings einen großen Wertekorri-
dor aus und sind daher nur bedingt brauch-
bar. Im Rahmen der vorliegenden Studie 
wurde deshalb im Verkehrsbereich eine ei-
gene Typologie auf Basis der Befragung Mo-
bilität in Deutschland (MiD) 2008 erstellt.

Nutzung übergeordneter Statistiken

Hier werden statistische Mittelwerte (oder 
Häufigkeitsverteilungen) größerer räumli-
cher Einheiten auf ein Quartier herunter-
gebrochen. Dies kann gesamthaft als auch 
bei einzelnen fehlenden Energieträgern 
geschehen. Diese einfache Vorgehenswei-
se führt im Gebäudebereich dazu, dass die 
Ergebnisse je nach Umfang des Einsatzes 
statistischer Daten nicht exakt im Detail bis 
gänzlich ungenau  sind. Ohne übergeordne-
te statistische Daten kommt allerdings kein 

Erarbeitung der EQ-Berechnungsmethodik
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Modell aus, da sonst auch angestrebte Maß-
nahmen nicht sinnvoll im Modell abgebil-
det werden. Sinnvoll ist es, statistische Mit-
telwerte mit lokalen Schlüsselparametern 
zu koppeln, die einen Bezug zu Geschehen 
im Quartier herstellen.  Im Verkehrsbereich 
liegt für Deutschland mit der Untersuchung 
„Mobilität in Deutschland (MiD) 2008“ eine 
Grundlage vor, um den Verkehrsaufwand 
(Pkm) zumindest für bestimmte soziodemo-
graphische und räumliche Strukturen diffe-
renziert abschätzen zu können. Dies bildete 
die Basis für die erwähnte Quartierstypolo-
gie.

Schlussfolgerungen für die eigene Modellie-
rung in der Studie EQ

Im Gebäudebereich wird grundsätzlich ein 
gestuftes Vorgehen vorgeschlagen. Dies 
startet bei der Erhebung auf Quartiersebene 
über eine Abfrage bei den Netzbetreiber- 
und Versorgungsunternehmen und führt in 
detaillierteren Fall zu einer Modellierung 
aller Gebäude in verschiedenen Detaillie-
rungsgraden. Dabei kommt die IWU-Ge-
bäudetypologie zum Einsatz.

Im Verkehrsbereich soll dem hohen For-
schungsbedarf in diesem Themenbereich 
Rechnung getragen werden, indem eine 
multivariate Sonderauswertung des Da-
tensatzes „Mobilität in Deutschland“ nach 
Raumtypen und Sozialstruktur durchge-
führt wird. Die Nutzung übergeordneter Sta-
tistiken ist hier also das Verfahren der Wahl, 
wobei zur Plausibilisierung auch Erhebun-
gen von Verkehrskenngrößen im Quartiers 
sowie Quartierstypologien herangezogen 
werden können.

Prognose von Basisentwicklungen

„Basisentwicklungen“ sind übergeordnete 
Entwicklungen von denen erwartet wird, 
dass sie ohne staatlichen oder kommunalen 

Abbildung 9: Verschiedene Herangehensweisen und Datenquellen für die energetische Modellierung 
auf Quartiersebene

Quelle: Eigene Darstellung

Eingriff erfolgen, teils vollkommen losgelöst 
vom Quartier (z. B. der bundesdeutscher 
Strommix), teils als Entwicklung innerhalb 
des Quartiers (durchschnittliche Sanie-
rungsrate). Es ist wichtig als Basistrend sol-
che angenommenen Entwicklungen zuerst 
zu modellieren. Sie umfassen u.a.:

•	 die soziodemographische Entwicklung 
mit einem geänderten Wohn-, Heiz- und 
Verkehrsverhalten bzw. sonstigem Kon-
sumverhalten

•	 die Änderung des Strommixes im Zuge der 
Energiewende oder die Veränderung des 
Brennstoffmixes im Wärmemarkt

•	 die stärkere Verwendung von verbrauchs-
armen Autos oder die Zunahme von Elek-
troautos oder Kleinfahrzeugen

•	 die bereits vorhandenen Sanierungsquo-
ten im Gebäudebereich

Für die Prognose der Basisentwicklungen 
bestehen folgende Möglichkeiten der Be-
rücksichtigung im Modell:

Nichtberücksichtigung der Basisentwicklung 
im Modell

Eine Basisentwicklung wird ignoriert und 
nicht in die Berechnungsmethodik einge-
baut. Dies kann im Einzelfall sinnvoll sein, 
wenn eine zukünftige Entwicklung keinen 
Quartiersbezug hat, sie in ihrer Richtung 
noch nicht vorgezeichnet ist (z. B. die künfti-
ge Änderung des Strommixes auf nationaler 
Ebene) und/oder sie keine Interdependen-
zen mit anderen modellierten Sachverhal-
ten hat. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
die Wirkung nicht sensitiv im Hinblick auf 
das Ergebnis ist. Im Grundsatz sollten aber 
alle wichtigen erkennbaren Entwicklungen 
im Modell berücksichtigt sein oder zumin-
dest durch Szenarien mit Quellen aus über-
geordneten statistischen Daten eingebun-
den werden.
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Bereitstellung eigener Daten durch den 
Nutzer

Eine Basisentwicklung ist im Modell als 
exogene Variable enthalten. Dies bedeutet, 
dass ein Nutzer die entsprechenden Daten 
selbst eintragen muss. Das Verfahren eröff-
net grundsätzlich die Möglichkeit, alle im 
Hinblick auf das Ergebnis wichtigen Sach-
verhalte zu berücksichtigen. Aus wissen-
schaftlicher Sicht ist dies sinnvoll, da keine 
Prognosen auf unsicherer Basis getroffen 
werden. Allerdings sind möglichen Nutzern 
viele Einflussfaktoren der zukünftigen Ent-
wicklung im Regelfall gar nicht bekannt, so 
dass diese eigene Recherche und aufwän-
dige Prognose betreiben müssen oder die 
praktische Anwendbarkeit des Modells stark 
eingeschränkt wird.

Hinterlegung von Werten aus Sekundärstu-
dien

Eine Basisentwicklung wird im Modell auf 
Basis von Ergebnissen aus anderen empi-
rischen Studien eingebunden. Dies kann 
einerseits textlich durch einen Verweis auf 
entsprechende Studien geschehen, ande-
rerseits können in einem Rechenwerkzeug 
übliche Werte („default values“) hinterlegt 
werden, die dann zur Anwendung kommen, 
wenn ein Modellnutzer keine eigenen Wer-
te einträgt. Damit steigt die Anwendbarkeit 
des Modells deutlich und es wird dem Prin-
zip Rechnung getragen, dass ein Grobmo-
dell einfach zu bedienen sein soll und im 
Falle des Vorliegens besserer Daten jederzeit 
verfeinert werden kann. Es besteht jedoch 
die Gefahr, dass Ergebnisse kommuniziert 
werden, ohne auf bestehende Unsicherhei-
ten oder die fehlende Eignung für Rankings 
hinzuweisen.

Eigene prognostische Forschung

Die Autoren der Studie quantifizieren die 
Basisentwicklung an Hand von eigenen Er-
hebungen und Studien. Eine eigene prog-
nostische Forschung war im Rahmen der 
Studie EQ allerdings nicht leistbar. Ziel der 
Studie war es vielmehr, eine Bilanzierungs-
methodik zu konzipieren. Diese muss be-
züglich aller quantitativen Bewertungen 
von Basisentwicklungen auf Ergebnisse 
aus anderen Forschungsprojekten, auf Er-
kenntnisse aus den Modellquartieren oder 
aus anderen Referenzprojekten zurückgrei-
fen. Insbesondere Reboundeffekte (z. B. 
Bewohner sanierter Wohnungen lieben es 
wärmer, kleine Haushalte in großen unsa-
nierten Wohnungen / Einfamilienhäusern 

heizen nicht alle Räume) sind dabei ein 
empirisches Problem, das auf weiteren For-
schungsbedarf hinweist.

Schlussfolgerungen für die eigene Modellie-
rung in der Studie EQ

Klarer Favorit der Bearbeiter ist die Hinter-
legung von Werten aus Sekundärquellen, 
da sie eine gute Anwendbarkeit garantiert. 
Ein ähnliches Vorgehen ist auch aus dem 
Tool ECORegion bekannt. In Fällen, in de-
nen eine Entwicklung (zum Beispiel demo-
graphische Entwicklung) den Kommunen 
deutlich besser bekannt ist als dem Ersteller 
der Berechnungsmethodik wird auf die Ein-
gabe exogener Variabler durch den Anwen-
der zurückgegriffen. Sollten die Auswirkun-
gen von Entwicklungen gänzlich unbekannt 
sein und hierzu auch keine begründeten 
Referenzstudien vorliegen, so wird – so we-
nig wie möglich und so viel wie nötig – eine 
Entwicklung im Modell nicht berücksichtigt.

Die Leistung der Studie EQ besteht also vor 
allem darin ein Modell zu erstellen, relevan-
te Studien zu Basisentwicklungen zusam-
menzutragen und diese in das Modell zu 
integrieren. Die Anwender des Modells wer-
den in die Lage versetzt, in Eigenregie das 
Modell zu verbessern und an die individuel-
le Quartierssituation anzupassen.

Bewertung der Wirkung von quartiersbe-
zogenen Maßnahmen / Instrumenten im 
Hinblick auf CO2-Einsparung

Energie- und CO
2
-Bilanzierungsinstrumen-

te sollen den Ist-Zustand oder einen zeitli-
chen Verlauf über die letzten Jahre erfassen. 
Sie stellen das entscheidende Monitoring-
Instrument dar, mit dem es erst möglich ist, 
den aktuellen Energieverbrauch zu erfas-
sen und zu verfolgen. Dies ist notwendig, 
um definierte Klimaschutzziele überhaupt 
quantitativ darstellen und deren Einhaltung 
nachverfolgen und überprüfen zu können. 
Interpretieren lassen sich die so erhalte-
nen Daten und Informationen aber auch 
nur dann richtig, wenn man die kausalen 
Zusammenhänge zwischen Prozessen und 
Energieverbrauch innerhalb des Bilanzie-
rungsobjektes (Quartier) kennt. Ansonsten 
besteht die Gefahr von Fehlschlüssen, die 
zwar zu sachlich richtigen Ergebnissen füh-
ren, aber nicht im Interesse einer Stadt oder 
eines Quartieres liegen dürften. 

Eine Modellierung der Wirksamkeit von 
Maßnahmen setzt voraus, dass die rele-
vanten Maßnahmen in einem begründeten 

Erarbeitung der EQ-Berechnungsmethodik
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Verfahren ermittelt werden. Sind die Maß-
nahmen quartiersspezifisch, sollten diese 
so vorselektiert werden, dass ein Quartiers-
bezug eindeutig erkennbar ist. Eine Beein-
flussbarkeit durch die öffentliche Hand und 
ein Bezug zu integrierten Energiekonzepten, 
falls vorhanden, sind hier meist zielführend. 
Zu diesem Zweck kann auf die Maßnahmen-
listen in Kapitel 0 als Hilfsinstrument hinge-
wiesen werden. 

Bei der Bewertung der Wirkung von Maß-
nahmen oder Instrumenten zum Errei-
chen von Zielen im Hinblick auf die CO

2
-

Einsparungen, gilt im Grunde genommen 
ähnliches wie für die Prognose der Basis-
entwicklungen. Es bestehen folgende Mög-
lichkeiten:

•	 Die Maßnahme wird nicht bewertet. 

•	 Die Bewertung der Maßnahmen wird als 
exogene Variable behandelt. Kommunen 
können hier also eigene Wirkungsab-
schätzungen treffen.

•	 Die Bewertung der Maßnahmen erfolgt 
auf Basis von anderen Studien, Ergebnis-
sen aus den Modellquartieren oder an-
deren Referenzprojekten. Die aus dieser 
Sekundäranalyse gewonnenen Ergebnisse 
können jederzeit durch eigene Einschät-
zungen der Kommunen überschrieben 
werden.

•	 Die Bewertung der Maßnahmen erfolgt 
durch eigene Evaluationen von Beispiel-
projekten o.ä.

Schlussfolgerungen für die eigene Modellie-
rung in der Studie EQ

Ebenso wie bei der Startbilanz sei auch hier 
darauf hingewiesen, dass eine eigene prog-
nostische Forschung nicht Bestandteil der 
Studie EQ war. 

Gerade im technischen Bereich garantiert 
auch hier die Hinterlegung von Werten aus 
Sekundärquellen eine gute Anwendbarkeit. 
In Fällen, in denen Wirkungen von Maß-
nahmen entweder nicht bekannt sind oder 
den Kommunen deutlich besser bekannt ist 
als dem Ersteller der Berechnungsmetho-
dik, wird auf die Eingabe exogener Variabler 
durch den Anwender zurückgegriffen. 
Diese Arbeit unter Berücksichtigung der 
Bandbreite möglicher Unsicherheiten be-
trifft insbesondere den instrumentellen 
Bereich. Bei der Frage, mit welchen recht-
lichen, ökonomischen oder weichen Inst-
rumenten bekannte technische Lösungen 
zur Verbrauchsreduktion umgesetzt werden 

und welche Potenziale für Energieeffizienz 
und erneuerbare Energien tatsächlich ge-
nutzt werden (z. B. mit welcher Förderung 
steigt die Sanierungsquote auf welches Ni-
veau), sind der Quantifizierung enge Gren-
zen gesetzt, da entsprechende empirische 
Ex-Ante-Studien kaum vorliegen. Der An-
wender kann mit der Berechnungsmethodik 
jedoch gewisse Korridore wahrscheinlicher 
Entwicklungen simulieren.

Summation der Maßnahmen und der 
Basisentwicklungen

In diesem Arbeitsschritt werden die Effekte 
der Maßnahmen und der Basisentwicklun-
gen bzgl. des Energieverbrauchs zusam-
mengeführt und Energieträger bezogen in 
den CO

2
-Ausstoß umgerechnet. 

Kosten für Maßnahmen, Einschätzung der 
Wirtschaftlichkeit und Berechnung von 
CO2-Vermeidungskosten

Kostendaten liegen nur sehr begrenzt vor, 
wobei große Unterschiede bestehen. Im 
Bereich der Energieeffizienz von Gebäuden 
war und ist die Berechnung von Kosten Ge-
genstand umfangreicher Forschungen. Dies 
ist auf die Anforderungen des Wirtschaft-
lichkeitsgebots der EnEV bzw. der Anforde-
rungen der EPBD an das Kostenoptimum 
zurückzuführen. Insbesondere im Verkehrs-
bereich bestehen aber noch erhebliche 
Kenntnislücken. Im Bereich der gebäude-
übergreifenden Energieversorgung sind die 
Kosten zudem schwer standardisierbar und 
von der konkreten lokalen Situation abhän-
gig.

Mangels fundierter Kostendaten über alle 
Sektoren hinweg kann im Rahmen der Stu-
die EQ auf diese Thematik nicht näher ein-
gegangen werden. Mit eigenen Kostendaten 
mögen die Kommunen dies aber tun kön-
nen. 

Ein sinnvoller Indikator in diesem Zusam-
menhang sind die CO

2
-Vermeidungskosten. 

Dabei werden die Kosten ins Verhältnis zu 
den möglichen Einsparungen gesetzt. Mit 
eigenen Kostendaten können beispielsweise 
die CO

2
-Vermeidungskosten von Mobilitäts-

management denen der Bürgersolaranlage 
gegenüber gestellt werden.

Wirtschaftlichkeit bedeutet, dass das Ver-
hältnis von Kosten zu Erträgen über ei-
nen gesetzten Zeitraum positiv ist. Auf der 
Quartiersebene ist dabei zu unterscheiden 
zwischen Bewohnern (= Gebäudenutzern 
bzw. Verkehrsteilnehmern im Quellverkehr), 
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Eigentümern von Immobilien, Verkehrsteil-
nehmern im Zielverkehr, der öffentlichen 
Hand sowie öffentlichen Unternehmen (z. B. 
Stadtwerke). Dabei bestehen durchaus wi-
derstreitende Interessen und unterschiedli-
che Ergebnisse je nach Akteur („Wirtschaft-
lichkeit für wen?“).  

3.4	 Grundlegende Weichenstel-
lungen für die eigene Berech-
nungsmethodik

In diesem Kapitel sollen zunächst grund-
legende Weichenstellungen für die eigene 
Modellierung erläutert werden, die sich ent-
weder aus den Referenzprojekten ableiten 
oder bewusste eigene Entscheidungen dar-
stellen.

Grundstruktur

Grundsätzlich arbeitet die Berechnungsme-
thodik relativ getrennt mit den Bereichen 
Gebäude und Verkehr. Erst auf der Ebene 
des Verbrauchs an verschiedenen Energie-
trägern werden beide Berechnungsstränge 
zusammengeführt.

Der Gebäudebereich umfasst die Wohnge-
bäude mit den Haushalten, aber teilweise 
auch einzelnen Dienstleistungsbetrieben 
und Kleinbetrieben. Wohngebäude sind 
Gebäude, die nach ihrer Zweckbestimmung 
überwiegend (d.h. nach dem Schwerpunkt-
prinzip des Statistischen Bundesamtes zu 
über 50 %) dem Wohnen dienen. Nicht-
Wohngebäude sind alle anderen Gebäude. 
Öffentliche Infrastruktur ist im Regelfall ge-
bäudegebunden und wird dann auch dort 
bilanziert (Klärwerke, Schwimmbäder). Ein-
zelne nicht gebäudegebundene Infrastruk-
turen (Ampelanlagen, Straßenbeleuchtung 
(Pumpleistung für die Wasserversorgung) 
werden sozusagen als „Gebäude ohne Au-
ßenhülle“ betrachtet, so dass sie Strom ver-
brauchen, aber keine Wärme.

Der Verkehr umfasst alle Verkehrsträger, das 
heißt den motorisierten Individualverkehr 
(MIV), den öffentlichen Verkehr (ÖV) und 
den Rad- und Fußverkehr. Unterschieden 
wird außerdem zwischen privatem Verkehr 
an normalen Tagen, privatem Verkehr an 
anormalen Tagen und Wirtschaftsverkehr.

Als Summe ergibt sich der Verbrauch der 
Energieträger Strom, Erdgas, Fernwärme, 
Heizöl, Benzin etc. (Endenergie) als wich-
tigste Monitoringgröße in zeitlicher Ab-
folge.  Für jeden einzelnen Energieträger 
werden nun aus den Verbrauchswerten die 

damit verbundenen CO
2
-Emissionen be-

rechnet. Hierbei ist zu bedenken, dass für 
den Strom auf Basis der Endenergie oder 
auch für die Fernwärme, falls deren Erzeu-
gung außerhalb des Quartieres erfolgt, keine 
Emissionen anfallen, da diese der Vorkette 
zuzuordnen sind. Die Vorkette, also der zur 
Bereitstellung der Energie notwendige Auf-
wand an Energie bzw. der hierfür notwen-
dige Ausstoß an CO

2
, wird jedem einzelnen 

Energieträger zugeordnet. Der Energiever-
brauch und die CO

2
-Emissionen der Vorket-

te bilden zusammen mit der verbrauchten 
Endenergie und deren CO

2
-Emissionen den 

Gesamtverbrauch bzw. die Gesamtemis-
sionen. Dabei müssen die Ströme über die 
Quartiersgrenze strukturiert betrachtet wer-
den. Hierauf wird im Folgenden vertieft ein-
gegangen.

Grobmodell und Zusatzmodule

Bei der energetischen Quartiersmodellie-
rung ergibt sich folgendes Dilemma: 

•	 Einerseits soll ein Modell wegen der be-
schränkten Verfügbarkeit von Daten bzw. 
des Ziels der einfachen Handhabbarkeit 
für Anwender möglichst schlank sein.

•	 Andererseits soll ein Modell offen sein 
für unterschiedliche Fragestellungen und 
spezifische Probleme in einzelnen Kom-
munen, für die dann auch gesonderte Da-
ten vorliegen.

Sinnvoll ist deshalb – ähnlich zu ECORe-
gion – in jedem Fall eine grob vereinfach-
te Anfangsbilanz, die im Wesentlichen auf 
die bekannten Verbrauchswerte einzelner 
Energieträger für das gesamten Quartiers, 
gekoppelt mit allgemein statistisch be-
gründeten Verbrauchswerten der restlichen 
Energieträger in Kombination mit erfassten 
Durchschnittsnutzern zurückgreift. Damit 
liegen schnell Ergebnisse mit bereits hoher 
Aussagekraft vor. 

Vor dem Hintergrund der lokal unterschied-
lichen Verfügbarkeit von Daten soll damit 
erstens erreicht werden, dass Modellquar-
tiere mit einer ungünstigen Datenlage 
ebenso an einer Modellierung teilnehmen 
können wie Quartiere mit einer idealen Aus-
gangslage. Allerdings ist dann die Genauig-
keit begrenzt. Dies muss von den Anwen-
dern berücksichtigt werden. 

Zweitens sind abhängig von der Frage-
stellung und dem Zeitpunkt im Prozess 
der Sanierung unterschiedliche Grade an 
Detaillierung sinnvoll. Eine Auswahl von 
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Fördergebieten anhand einer Potenzialab-
schätzung oder die Modellierung von Wär-
mebedarfsdichten bei der Entscheidung für 
oder gegen Fernwärme benötigt ein sehr viel 
niedriges Detaillierungsniveau als die Be-
rechnung von Einsparpotenzialen oder die 
Ansprache oder Beratung von Gebäudeei-
gentümern im Rahmen des Sanierungsma-
nagements. 

Durch eine zunehmende Anreicherung mit 
quartiersspezifischen Daten, kann die Ge-
nauigkeit und damit die Qualität von Prog-
nosen erhöht  werden. Dies findet jedoch in 
Zusatzmodulen statt, so dass das Grobmo-
dell notfalls auch ohne Detaildaten zu ers-
ten Ergebnissen führt. 

Das Quartier als Grenze des Bilanzierungs-
raums

Aufgabe einer energetischen Bilanzierung 
auf Quartiersebene ist es zunächst, eine 
passende Quartiersabgrenzung zu finden. 
Hierfür können die Ausführungen in Kapitel 
2.1 einen sinnvollen Anhaltspunkt geben. 
Bei einer Struktur typologische Abgrenzung 
sind insbesondere die Energieversorgungs-
strukturen (zum Beispiel Fernwärmenetze) 
sowie die Bauhistorie (sie beeinflusst die Sa-
nierungszyklen) von Bedeutung.

Trotz einer möglichst sinnvollen Abgren-
zung wird in jedem Fall ein Teil des Ener-
gieflusses über die Quartiersgrenze erfolgen 
(vgl. Abbildung 14). Dabei stellt sich die 
Frage nach der räumlichen Zuordnung von 
Verursachern von Energieverbräuchen, die 
nicht unmittelbar einem Quartier zugeord-

net werden können. Zur Lösung kommen 
hier als wesentliche Bilanzierungsprinzipi-
en das Territorial- und das Verursacherprin-
zip zum Tragen.

Der Unterschied lässt sich am besten im 
Bereich des Verkehrs veranschaulichen (vgl. 
Abbildung 13). Beim Territorialprinzip wird 
eine räumliche Abgrenzung getroffen – hier 
die Quartiersgrenzen – innerhalb derer der 
Energieverbrauch bzw. die Emissionsquel-
le bestimmt wird. Bezogen auf den Fokus 
Verkehr bedeutet dies, dass alle Wege, die 
das Quartieren berühren, mit ihrem We-
geanteil innerhalb des Quartiers erfasst 
werden. Beim Verursacherprinzip wird eine 
nutzerbezogene Abgrenzung getroffen, d.h. 
es werden die gesamten Energieverbräu-
che jener Nutzer bilanziert, die innerhalb 
eines bestimmten Territoriums – hier des 
Quartiers – ansässig sind. Der Weg in den 
Urlaub zählt hier also komplett, der durch-
reisende Pendler überhaupt nicht. Bzgl. des 
Wirtschaftsverkehrs (inklusive dem dienstli-
chen Verkehr öffentlicher Stellen) bestehen 
innerhalb des Verursacherprinzips zwei Un-
tervarianten:

•	 Der Wirtschaftsverkehr wird den im Quar-
tier ansässigen Unternehmen / öffentli-
chen Einrichtungen zugeordnet.

•	 Der Wirtschaftsverkehr wird dem im 
Quartier ansässigen Einwohner als Over-
head („ökologischer Rucksack“) zugeord-
net. Dem liegt die Vorstellung zugrunde, 
dass der Konsum der Einwohner letztlich 
den Verkehrsaufwand induziert.

Abbildung 10: Schematische Darstellung der Bilanzierung nach Territorial- und Verursacherprinzip

Quelle:	 Eigene Darstellung
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Für die Modellierung im Verkehrsbereich 
wurde im Rahmen des Expertenworkshops 
das Verursacherprinzip als zielführend be-
stätigt. Ergänzend kann es hier aber erfor-
derlich sein, eine ergänzende Bilanzierung 
des Zielverkehrs durchzuführen, um auch 
die Wirkungen von Maßnahmen bei Ver-
kehrsattraktoren im Quartier (Einzelhandel, 
Arbeitsstätten) zu erfassen. Dies ist aber 
nicht Gegenstand der hier erarbeiteten Be-
rechnungsmethodik, sondern eine geeigne-
te Fragestellung für die weitere Forschung. 
In der hier vorgestellten Berechnungsme-
thodik wird der Wirtschaftsverkehr als Over-
head den Einwohnern zugerechnet.

Im Gebäudebereich enthält das Verursa-
cherprinzip die gesamte Vorkette, also auch 
die Effekte der Strom- und Fernwärmeer-
zeugung außerhalb des Quartiers. Graue 
Energie, also die Energie zur Herstellung 
von Gebäuden, ist nicht enthalten.  

Wichtig ist bei der Einführung von Regeln 
zur Quartiersbilanzierung – unabhängig ob 
Verursacher- oder Territorialprinzip –  dass 
diese konsequent für jedes zu bilanzierende 
Quartier einzuhalten sind, denn nur so kön-
nen Doppelbilanzierungen oder Doppelaus-
lassungen vermieten und es wird garantiert, 
dass die Summe aller Teile auch genau die 
Gesamtheit (des Energieverbrauchs) ergibt. 
Für die energetische Modellierung von Quar-
tieren sollten der Energieverbrauch und die 
Ströme über die Quartiersgrenzen wie folgt 
strukturiert werden (vgl. Abbildung 14): 

•	 Die CO
2
-Emissionen innerhalb des Quar-

tiers erfolgen durch Verbrennungsprozes-
se, welche der Wärmeerzeugung inner-
halb der Gebäude oder der Erzeugung von 
Antriebsenergie (z. B. Verkehr) oder auch 
vereinzelt der Stromerzeugung zuzuord-
nen ist. 

•	 Die zur Wärmeerzeugung im Quartier 
notwendigen Energieträger (z. B. Erdgas, 
Erdöl) stammen im Regelfall von außer-
halb des Quartiers. Bei deren Gewinnung, 
Verarbeiung und Transport fallen Emissi-
onen an, die durch den Bedarf innerhalb 
des Quartiers induziert werden und im 
Sinne des Verursacherprinzips auch dem 
Quartier zugerechnet werden. 

•	 Die Erzeugung des im Quartier benötigten 
Stroms erfolgt in der Regel außerhalb des 
Quartiers als externe Energieerzeugung, 
so dass dann die Emissionen nur auf der 
Trans-Quartiersebene anfallen. Ebenfalls 
kann eine Wärmeerzeugung (Fernwär-
me) außerhalb des Quartiers erfolgen. 

Auch hier soll jedoch nach dem Verursa-
cherprinzip bilanziert werden. Im Um-
kehrschluss sind Emissionen, die durch 
die Erzeugung von Fernwärme anfallen, 
abzuziehen, wenn diese (anteilig) außer-
halb des Quartiers genutzt werden. Damit 
fließen auch die Emissionen aus Verar-
beitung und Transport der eingesetzten 
Energieträger ein.

•	 Eine lokale Energieerzeugung kann so-
wohl emissionsfrei als auch verbunden 
mit CO

2
-Emissionen durch Verbrennen 

eines Energieträgers erfolgen. Die Emis-
sionen sind dem Quartier zuzuordnen, 
falls der Verbrauch dort erfolgt. Erfolgt der 
Verbrauch ganz oder teilweise außerhalb 
(z. B. Fernwärmebezug), so sind die Emis-
sionen dem externen Verbraucher zuzu-
ordnen (Verursacherprinzip).

Potenzial und Prognose

Bei der Modellierung sind zwei grundlegen-
de Anwendungsfragestellungen zu unter-
scheiden:

Eine Potenzialberechnung quantifiziert 
noch nicht ausgeschöpfte Möglichkeiten, 
wobei der wünschenswerte Endzustand 
(z. B. der angestrebte Sanierungsstandard) 
durch den Entwickler oder Anwender des 
Modells gesetzt wird. Entscheidend ist we-
niger die Entwicklung in ihrem zeitlichen 
Verlauf, sondern vielmehr der Endzustand 
– losgelöst von umsetzungspraktischen 
(wirtschaftlichen, rechtlichen, institutio-
nellen) Hemmnissen. Eine etwaige freiwil-
lige Sanierung von Bestandsgebäuden oder 
der Anschluss aller Einzeleigentümer an 
ein Fernwärmenetz (was nur bei Einsatz 
von BHKW- oder abwärmebasierter Fern-
wärmeerzeugung sinnvoll sein dürfte) stellt 
beispielhaft derartige Potenzialberechnun-
gen dar. Aufgrund der unterschiedlichen 
Umsetzungsraten nach Bauteilen bzw. der 
unterschiedlichen Entscheidungen der Ein-
zeleigentümer wird klar, dass diese Zielwer-
te vermutlich nie vollständig und v.a. nie 
gleichzeitig erreicht sein werden. Während 
bei den Heizkesseln die Einsparpotenziale 
bereits in den nächsten Jahren zu großen 
Teilen ausgeschöpft werden können, wird 
dies für die vollständige Dämmung aller 
Außenwände erst deutlich später erreichbar 
sein. Bis dahin ist allerdings anzunehmen, 
dass der weitere technologische Fortschritt 
bei der Energieversorgung weitere Möglich-
keiten eröffnet (z. B. verstärkter Einsatz von 
Wärmepumpen bei einhergehender Verrin-
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Abbildung 11: Darstellung des Quartiers, der zentralen Energieverbraucher und der wichtigsten  
Ströme über die Quartiersgrenze

Quelle: Eigene Darstellung

gerung der Emissionen des Strommixes), 
die in weitere Potenzialberechnungen ein-
fließen müssten. Aufgrund nicht vorherseh-
barer, aber wahrscheinlicher Neuentwick-
lungen, sind Potenzialberechnungen mit 
wachsender zeitlicher Distanz als zuneh-
mend unsicherer zu werten. 

Hingegen beruht die Prognose nicht auf dem 
wünschenswerten Endzustand, sondern auf 
einem realistischen Szenario im überschau-
baren Zeitablauf. Die Modellierung der Zeit-
schiene hat hier also eine deutlich höhere 
Bedeutung. In eine Prognose sollten neben 
den Wirkungen geplanter Änderungen auf 
Quartiersebene sowohl ohnehin stattfin-
dende Basisentwicklungen auf gesamtge-
sellschaftlicher Ebene (z. B. Änderung des 
nationalen Strom-Mixes, Verbrauchsrück-
gang bei Kraftfahrzeugen) als auch Status-
Quo-Entwicklungen auf Quartiersebene (Al-
terung und damit Änderung des Lebensstils 
der Bevölkerung, Umsetzungsraten bei der 
Gebäudesanierung) einbezogen werden. 
Dies kann so weit führen, dass die zu erwar-
tende Klimaerwärmung den Wärmebedarf 
der Gebäude reduziert.

Mit der hier vorgestellten Berechnungsme-
thodik sollen grundsätzlich beide Frage-
stellungen bearbeitbar sein. Die Vielzahl an 
Einflussfaktoren, die in eine detaillierte Pro-
gnose eingebunden werden können, ist teils 
sehr individuell und übersteigen letztlich je-
doch den Rahmen der vorliegenden Studie. 
Aus diesem Grund werden hier nur grobe 

und sensitive Sachverhalte berücksichtigt 
bzw. Möglichkeiten zur Berücksichtigung 
weitere Sachverhalte gegeben. Gerade das 
Feld der jährlichen Umsetzungsraten von 
technischen Maßnahmen in Abhängigkeit 
von Förderung, Sanierungsmanagern oder 
Quartierskonzepten stellt noch eine Her-
ausforderung für die weitere Forschung und 
Evaluierung dar. Auch kann der Preis der 
Energie an sich als starker Motor der Ener-
gieeinsparung wirksam werden. 

Bedarf und Verbrauch

Während der Bedarf im Gebäudebereich 
eine rechnerische Größe mit Annahmen 
zu einem normalen Nutzerverhalten und 
einem normalen Wetter im Jahresgang dar-
stellt, integriert der Verbrauch das Nutzer-
verhalten und die jährlichen klimatischen 
Schwankungen. 

Der Zusammenhang zwischen Bedarf und 
Verbrauch im Gebäudebereich ist nichtli-
near. In energetisch schlechteren Gebäuden 
sind die Verbräuche im Mittel niedriger als 
der Bedarf. Allerdings streut der Verbrauch 
in Abhängigkeit vom Bedarf stark und hängt 
deshalb von vielen weiteren Faktoren ab, wie 
z. B. Lage im Gebäude, Wetter des jeweiligen 
Jahrs, Energiepreise oder Nutzerstruktur. 

Auf Quartiersebene hat die Verbrauchsmes-
sung den Vorteil des größeren Realitätsbe-
zugs und bildet ein gutes Monitorinstru-
ment, um Entwicklungen und das Erreichen 
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von Einsparungszielen im meist längerfris-
tigen Zeitablauf quantitativ und zum Teil 
bereinigt von klimatischen Schwankungen 
und Bevölkerungszahl (Verbrauch je Ein-
wohner) zu erfassen. Außerdem können, 
anders als beim Bedarf, Maßnahmen zur 
Beeinflussung des Nutzerverhaltens model-
liert und in ihrem Effekt über einen längeren 
Zeitraum beobachtet werden, wenn diese 
nur groß genug sind.

Der Bedarf hingegen ermöglicht es, ex ante 
die Wirkung der Sanierung einzelner Bau-
teile von Gebäuden bauphysikalisch zu be-
rechnen. Damit entfällt die Notwendigkeit 
von statistischen Erhebungen, die für das 
spezifische Gebäude ex ante ohnehin nicht 
vorliegen können. (Nichtsdestotrotz sind 
diese Erhebungen natürlich interessant, da 
Bedarf und Verbrauch sich eben nicht glei-
chermaßen reduzieren – bspw. wird nach 
der Sanierung häufig auf eine höhere Raum-

temperatur aufgeheizt und es ergibt sich ein 
höheres Behaglichkeitsniveau – so genann-
ter Reboundeffekt. Weiterhin wirkt Leer-
stand oder Rückbau stark verbrauchs- nicht 
aber spezifisch bedarfsreduzierend. Bei der 
Verwendung des Bedarfs sind also genauere 
Aussagen zur Wirksamkeit von Einzelmaß-
nahmen am Gebäude möglich. 

Die hier angestrebte Lösung besteht darin, 
Messungen des Verbrauchs auf Quartierse-
bene durchzuführen und diese dann, wenn 
nicht bereits mit der Messung geschehen, 
auf den Gebäudebestand umzulegen. Dabei 
wird der Bedarf grundsätzlich eher zur Po-
tenzialermittlung verwendet, der Verbrauch 
eher als Startwert der Prognose. Auf die un-
terschiedlich möglichen Detaillierungsni-
veaus wird im Folgenden noch gesondert 
eingegangen. 

Erarbeitung der EQ-Berechnungsmethodik

Abbildung 12: Grundstruktur im Verkehrsbereich

Quelle: Verkehrslösungen Blees / Steteplanung
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3.5	 Das Berechnungsmodell

Die im Rahmen dieser Studie entwickel-
te Berechnungsmethode wurde parallel als 
Excel-Arbeitsmappe erstellt und soll zeitnah 
zum Download zur Verfügung stehen. Dabei 
flossen sowohl die Erfahrungen und vor-
angegangene Eigenentwicklungen im Rah-
men von Energie- und CO

2
-Bilanzierungen 

für Städte und Kommunen ein, als auch die 
Erfahrungen aus der Analyse von Referenz-
werkzeugen. Das Modell basiert außerdem 
auf den Erfahrungen zur Datenverfügbarkeit 
in den Modellquartieren sowie detaillierten 
Testauswertungen im Quartier Marburg-
Nordstadt.

Grundstruktur

Ziel und Ergebnis der gesamten Berech-
nungsmethodik ist der Teil Bilanzen („B“), 
der aufgrund des Energieverbrauchs auf 
Quartiersebene Energie- und CO

2
-Bilanzen 

unter Berücksichtigung der Vorkette erstellt. 

Dies geschieht zunächst mit einer Startbi-
lanz, beruhend auf den Verbrauchsdaten 
aus den letzten Jahren. Darauf aufbauend 
schließt – immer noch innerhalb des Teils „B“ 
– ein Prognoseinstrument als Fortschreibung 
der vorangegangenen Bilanzierung bis zum 
Jahr 2020 an, mit dem einzelne ausgewählte 
Szenarien für zukünftige Entwicklungen dar-
gestellt werden können. Teil „B“ summiert 
auf der Ebene der einzelnen Energieträger 
Gebäude und Verkehr und beinhaltet alle 
Maßnahmen, die in den Teilmodellen für Ge-
bäude und Verkehr modelliert wurden. Start-
bilanz und Prognose sind auch grafisch nach 
den einzelnen Energieträgern dargestellt. Sol-
len verschiedene Szenarien gerechnet wer-
den und deren Ergebnisse grafisch nebenei-
nander gestellt werden, so empfiehlt es sich, 
das Berechnungsmodell für jede Rechenvari-
ante abzuspeichern und jeweils ein Szenario 
mit einer Datei zu rechnen. Die jeweiligen 
Resultate können dann im Nachgang ausge-
lesen und gegenübergestellt werden.  

In einer untergeordneten Ebene erfolgt die 
Modellierung der Teilbereiche Gebäude und 
Verkehr jeweils unter Berücksichtigung der 
Nutzer: 

•	 Ein hinterlegtes Gebäudemodell bildet den 
Gebäudebereich („G“) ab. Dies geschieht, 
in größerem Detaillierungsgrad für Wohn-
gebäude und optional in geringerem De-
taillierungsgrad für Nichtwohngebäude 
und umfasst auch soweit als möglich die 
Energieversorgung der Einzelgebäude. 

Aufbauend auf dem Gebäudemodell kön-
nen mit einem Potenzialmodul maxima-
le Einsparpotenziale und Energiebedarfe 
aufgrund vorgegebener Mindestanforde-
rungen an den Gebäudebestand und des-
sen Gebäudetechnik bestimmt werden. 

•	 Im Verkehrsbereich („V“) wird der Privat- 
und Wirtschaftsverkehr an normalen und 
anormalen Tagen für die Startbilanz und 
das Prognosemodul modelliert. 

Bei der Vorstellung des 
Berechnungsmodells während 
der Abschlussveranstaltung

Fotos: IWU

Abbildung 13: Visualisierung von Bilanz und Prognosen nach Energieträgern

Quelle: IWU, Screenshot der EQ-Berechnungstabelle
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Abbildung 14: Beispiel für das Farbschema im Modell

Quelle: Eigene Darstellung

Das Gebäudemodell

Das hinterlegte Gebäudemodell nutzt ge-
bäudespezifische und zu erhebende Ein-
zeldaten auf der Gebäudeebene. Da eine 
Erhebung aller Gebäude im Quartier (insbe-
sondere zur Berechnung des Energiebedarfs 
im Ist-Zustand) einen teilweise erheblichen 

Quelle: Eigene Darstellung

Grundsätzlich gilt im ganzen Modell folgen-
des Farbschema: 

•	 Dunkelgelbe Felder sind Pflichtangaben

•	 Hellgelbe Felder sind optionale Angaben, 
mit denen entweder die Berechnungen 
detaillierter gestaltet werden können oder 

in denen Schätzwerte voreingetragen 
sind, die bei besserem Wissen überschrie-
ben werden können.

•	 Graublaue Felder sind nicht modifizierba-
re Berechnungen

Aufwand darstellt, ist das Modell darauf an-
gelegt, Einzelfragestellungen auch nur mit 
der Betrachtung von Gebäudegruppen (z. 
B. Gruppen möglichst identischer Gebäu-
de, oder einzelner Baublöcke) bearbeiten zu 
können. Dabei können der Reihe nach De-
taillierungen vorgenommen werden. 

Abbildung 15: 	 Detaillierungsstufen verschiedener Verbrauchs- und Bedarfswerte im Modell

Früher
unsaniert

Heute
teilsaniert

2020
teilsaniert

Zukünftig
Potenzial

leicht aufwendig nicht berechenbar

Zeitachse

Rebound Effekt
Bedarf sinkt schneller als Verbrauch

Bedarf
(vereinfacht
berechnen)

Verbrauch
(messen
und fort-
schreiben)
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Abbildung 16: Grunddaten 
Mit dem Ausfüllen des Reiters „B Grunddaten 1“ lässt sich durch Messung der leistungsgebundenen 
Energieträger (z. B. Gas) und Hochrechnung der nicht-leistungsgebundenen Energieträger (z. B. Öl) 
eine grobe Bilanz erstellen

Quelle: IWU, Screenshot der EQ-Berechnungstabelle

Gemäß Abbildung 15 werden erst die grü-
nen Werte „aktueller Verbrauch“, „Bedarf 
im unsanierten Zustand“(nicht zwingend 
notwendig), „Potenzialbedarf“ (Einsparpo-
tenzial bei Zielwert einer Sanierungstiefe) 
und „Prognoseverbrauch“ (Berechnung von 
Szenarien) modelliert. Auf Basis dieser vier 
Werte lässt sich eine relativ einfache Ein-
schätzung über den energetischen Zustand 
des Quartiers und seine Eignung für die 
energetische Stadtsanierung  treffen. Nur im 
Falle der Notwendigkeit einer detaillierten 
Modellierung werden die gelben Werte be-
rechnet und von der Quartiersebene schritt-
weise auf die Gebäudeebene umgestellt. 

Zunächst werden die beiden Blätter „G 
Grunddaten“ ausgefüllt. So ist auch allein 
mit der Eingabe des Gesamtverbrauchs 
der leitungsgebundenen Energieträger auf 
Quartiersebene die Erstellung einer Start-
bilanz möglich. Das Modell rechnet dabei 
die Gebäude mit nicht leitungsgebundener 
Energieversorgung anhand einer geeigne-
ten Bezugsgröße hoch (z. B. bezüglich An-
teil der Gebäude mit Gas- und Fernwärme-
anschluss).

Mit dem Blatt „G Prognose Maßnahmen“ las-
sen sich nun Szenarien vereinfacht berech-
nen. Berücksichtigt werden können hier:

•	 Eine prognostizierte Bevölkerungsent-
wicklung

•	 Ein schrittweiser Ersatz von Heizöl und 
Festbrennstoffe durch Erdgas

•	 Sanierungsrate und Sanierungstiefe des 
Gebäudebestandes bezogen auf den Ver- 
brauchswert des jeweiligen Vorjahres

•	 Ein berechneter und hinterlegter bundes-
deutscher Strom-Mix bis zum Jahr 2020 
oder eine Überschreibung unter Berück-
sichtigung lokaler Entwicklungsprogno-
sen 

•	 Sanierungsrate und Sanierungstiefe des 
Gebäudebestandes bezogen auf den Ver-
brauchswert des jeweiligen Vorjahres

•	 Ein berechneter und hinterlegter bundes-
deutscher Strom-Mix bis zum Jahr 2020 
oder eine Überschreibung unter Berück-
sichtigung lokaler Entwicklungsprogno-
sen 

•	 Ein prozentualer Anteil von Gas-Block-
heizkraftwerten an der Strom- und Wär-
meversorgung mit einem mittleren Wir-
kungsgrad bei der Stromerzeugung 

•	 Ein prozentualer jährlicher Zuwachs des 
im Quartier erzeugten Solarstromanteils

Anzahl der Gebäude mit Anschluss an ein Energieversorgungsnetz 
(Doppelanschlüsse auch bei Erdgas und Fernwärme möglich):

Versorgte Gebäude 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Stromversorgung 559

Erdgasversorgung 439

Fernwärmeversorgung 10

Summe von Gruppenverbräuche im Quartier (GWh = 1.000.000 kWh):

Summe der Verbaucher 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Strom Quartier 4,78 4,78 4,78 4,78

Strom Wohngebäude 3,72 3,72 3,72 3,72

Erdgas Quartier 16,14 16,14 16,14 16,14

Erdgas Wohngebäude 14,28 14,28 14,28 14,28

Fernwärme 1,64 1,64 1,64 1,64

Fernwärme Wohngebäude 1,64 1,64 1,64 1,64

Wärmeversorgun Gebäude 21,29 21,29 21,29 21,29

Verkehr 23,49

Summe aller Verbraucher 49,57 49,57 49,57 49,57
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Abbildung 17:  
Unter „G Prognose Maßnahmen“ können die Auswirkungen von Maßnahmen auf die Prognose bis 2020 simuliert werden

Einige dieser Maßnahmen wirken sich nicht, 
oder kaum auf den Energieverbrauch aus, 
reduzieren jedoch teils deutlich die CO

2
-

Emissionen. Dies ist ein wichtiger Aspekt, 
da gerade kurzfristig sehr viel durch die Um-
stellung der Energieträger und des Energie-
Mixes bei der Stromerzeugung an positiven 
Effekten erreicht werden kann. 

Dennoch: Für alle Monitoring- und Poten-
zialfragen ist die Arbeit mit der Liste aller 
im Quartier vorhandenen Gebäude (Ge-
bäudemodell auf dem Reiter „G Gebäude-
liste“) notwendig. Zwar ist ein Monitoring 
des Quartierverbrauchs möglich ohne Ge-
bäudemodell, jedoch ist dann die Inter-
pretation schwierig, da Veränderungen im 
Gebäudebestand, wie Neubau oder Abriss 
ebenfalls zur Verbrauchveränderung beitra-
gen und deshalb bekannt sein sollten. Sie 
ist das Kernstück des Gebäudemodells. Die 
Festlegung, wie ein Gebäude definiert wird, 
erlaubt grundsätzlich Spielräume. So kann 
bspw. entweder eine Reihenhauszeile als 
Gebäude modelliert werden oder das einzel-
ne Reihenmittel- oder -endhaus. Dies ist vor 
dem Hintergrund der Aufgaben des Modells 
abzuwägen – soll der Sanierungszustand im 
Laufe der Jahre aufgenommen werden, so 
wird man um eine einzelhausspezifische 
Tabelle nicht herumkommen.  Garagen und 
andere unbeheizbare Nichtwohngebäude 
sollten gar nicht erst in die Gebäudeliste 
aufgenommen werden, außer sie werden 
vom Netzbetreiber separat als eigenständi-
ger Stromverbraucher geführt. Letzteres gilt 
auch für nicht gebäudegebundene Strom-
verbraucher, wie z. B. Pumpen der Wasser-
versorgung (diese können mit einer Adresse 
hinterlegt werden, jedoch bleiben die Zeilen 
der Gebäudedaten leer). Gerade in misch-
genutzten Quartieren fällt die Erstellung 
einer konsistenten Gebäudeliste nicht im-
mer leicht, erst recht, wenn über die Adresse 
auch noch weitere Sachdaten (z. B. Einzel-

verbrauchswerte) zugespielt werden müs-
sen. Die Umsetzung erfolgt hier am besten 
durch „learning by doing“, bevorzugt unter 
Nutzung von Geoinfomationssystemen. 

In der Gebäudeliste sind folgende Angaben 
Pflichteingaben:

•	 Adresse bzw. Gebäudenummer

•	 ein evtl. vorhandener Denkmalschutz 
(deren Einsparpotenziale werden als be-
grenzter angenommen) 

•	 Die Unterscheidung zwischen Wohn- und 
Nicht-Wohngebäuden

•	 Die Klassifizierung von Wohngebäuden 
anhand der IWU-Gebäudetypologie und 
von Nicht-Wohngebäuden anhand der 
Nutzung

•	 Die Modellierung der Gebäudegeometrie

Nun werden zahlreiche Baualters- und 
gebäudegrößentypischen Standardwerte 
zugespielt. Nichtwohngebäude werden ge-
sondert als Nichtwohngebäude klassifiziert, 
hier erfolgt die Zuweisung eines Normver-
brauchs über den nicht veränderbaren Rei-
ter „Vergleichswerte Nichtwohngebäude“. 
Hierdurch wird ein eher optimistischer Ener-
giebedarf im Ist-Zustand berechnet, der auf 
mittleren flächenbezogenen Verbrauchs-
werten beruht. Zielwerte für eine Prognose 
werden jedoch aufgrund der Vielzahl un-
terschiedlicher Gebäude- und Nutzungsty-
pen nicht festgelegt. Da der Verbrauch bei 
den Nichtwohngebäuden auch im starken 
Maße von deren Nutzung abhängt (z. B. Kli-
matisierung, Beleuchtung, Prozesswärme), 
sollten hier Zielwerte nur individuell und 
unter Mithilfe eines Fachmannes bestimmt 
werden. Dieser sollte im jetzigen Entwick-
lungsstadium des Berechnungsmodells in 
der Gebäudegeometrie entsprechende U-
Werte einfügen und die Gebäudeliste damit 
in den Spalten „Prognose: Zielwert des Be-

Quelle: IWU, Screenshot der EQ-Berechnungstabelle
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darfs für die Wohngebäude“ überschreiben. 
Dies ist wegen der in der Regel überschau-
baren Anzahl an Nichtwohngebäuden meist 
mit begrenztem Zeitaufwand durchführbar. 
Gerade bei der Bildung von Nicht-Wohnge-
bäude-Typologien sind in Zukunft Weiter-
entwicklungen zu erwarten, so dass das Mo-
dell im weiteren Zeitverlauf sicherlich auch 
an künftige Erkenntnisse angepasst werden 
muss. 

Die Modellierung der Gebäudegeometrie, 
d. h. Außenwände, Dachflächen, Größe der 
Kellerdecke, Anteil der Fenster (letztere wer-
den, falls keine Daten vorhanden sind, grob 
aus der Gebäudetypolologie abgeleitet) soll 
innerhalb der Gebäudeliste erfolgen. Hier-
zu müssen den Katasterdaten bzw. dem 
kommunalen Geoinformationssystem die 
Grundfläche des Gebäudes und der Umfang 
des Gebäudes (zur Berechnung von Außen-
wandflächen) zugewiesen werden. Erforder-
lich ist auch die Gebäudehöhe in Stockwer-
ken mit Normalhöhe bzw. Metern, die durch 

die Auswertung von Daten der Geoinforma-
tionssysteme, Schrägluftbildern im Internet 
oder Begehungen gewonnen werden kann. 
In Quartieren mit dem wiederholten Auf-
treten des gleichen Gebäudes können eige-
ne Typologien erstellt werden und mit den 
Geometriefeldern verknüpft werden. Alter-
nativ werden Gebäude in Gebäudegruppen 
zusammengefasst. Grundsätzlich ist aber 
darauf zu achten, dass unter „Außenlänge 
Abwicklung“ in der Gebäudeliste nur die 
nicht angebauten Seiten vermerkt werden.

Alle anderen Angaben auf Gebäudeebene 
sind fakultativ im Rahmen der weiteren Be-
arbeitung detaillierbar. In diesem Rahmen 
sind folgende Modellierungen möglich:

•	 Die relativ einfache Modellierung des 
Energiebedarfs der Gebäude im Original-
zustand (Bauzeit, ohne bereits stattgefun-
dene Sanierungen) über die IWU-Gebäu-
detypologie – dies geschieht automatisiert 
über die Gebäudeliste in den Spalten 
„Wärmebedarf“.

•	 Eine einfachere Berechnung des lang-
fristig angestrebten Energiebedarfs im 
Gebäudebestand bei Eingabe eines Ziel-
niveaus für die Wohngebäude (z. B. hypo-
thetische Einhaltung der EnEV 2009 5; dies 
ist auf dem Reiter „G Potenzial Wohngeb“ 
voreingestellt, kann aber modifiziert wer-
den) unter Berücksichtigung der Restrik-
tionen in denkmalgeschützten Gebäuden, 
der Nutzung effizienter Wärmeerzeuger, 
der Verringerung des Luftwechsels, der 
Nutzung solarer Heizungsunterstützung 
und der solaren Warmwasserbereitung. 

•	 Eine detaillierte Modellierung des Ener-
giebedarfs zum aktuellen Zeitpunkt (dies 
erfordert aufwändige Erhebungen und 
sollte deshalb nur dann durchgeführt 
werden, wenn die Daten für konkrete Fra-
gestellungen erforderlich sind; eine Nähe-
rungsmodellierung über synthetische Po-

pulationen stellt einen Ansatz für weitere 
Forschung dar). Für die detaillierte Model-
lierung des aktuellen Energiebedarfs müs-
sen die U-Werte der unsanierten Bauteile 
überschrieben werden. Anhaltspunkte für 
die vereinfachte Umrechnung in Klassen 
bietet bspw. das Energiepunktesystem des 
IWU (vgl. Knissel et al. 2010).

•	 Die Ermittlung von Einsparpotenzialen 
für Wohngebäude als Differenz aus dem 
Ist-Verbrauch und dem Energiebedarf des 
Zielwertes. 

•	 Die Zuweisung von Einzelverbrauchswer-
ten zu Gebäuden (sind Einzelverbrauchs-
werte aus Datenschutzgründen bei nur 
einem Eigentümer eines Gebäudes nicht 
erhältlich, so können Verbrauchswerte zu-
sammengefasster ähnlicher Gebäude vom 
Netzbetreiber erfragt werden).

Quelle: IWU, Screenshot der EQ-Berechnungstabelle

Abbildung 18: Zuspielung von U-Werten unsanierter Gebäude aus der Typologie

(5)
Bei der Interpretation der Er-
gebnisse ist zu berücksich-
tigen, dass die EnEV keinen 
Zwang zur Sanierung für Be-
standsgebäude enthält.
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Abbildung 19: Angaben der Zielwerte für die Potenzialberechnung

Quelle: IWU, Screenshot der EQ-Berechnungstabelle

Das Verkehrsmodell

Aufgrund der unzureichenden Verfügbar-
keit von quartiersbezogenen Daten zum 
Verkehrsaufkommen und zum Mobilitäts-
verhalten, arbeitet das Modell im Verkehrs-
bereich mit Mobilitätskenngrößen aus der 
deutschlandweiten Befragung „Mobilität 
in Deutschland“ (MiD) 2008, die mit Hilfe 
einer Raumstrukturtypologie differenziert 
werden. 

Die beiden zentralen Größen für die Model-
lierung des Energieverbrauchs im Verkehrs-
sektor sind die Tageswegelänge pro Person 
und der verkehrsleistungsbezogene Modal 
Split (Anteil der Verkehrsmittel an den zu-
rückgelegten Strecken pro Tag). Die Wahl 
dieser beiden Parameter begründet sich 
damit, dass nahezu alle Maßnahmen auf 
der Quartiersebene einen Einfluss auf eine 
dieser beiden Größen haben (siehe Kapitel 
2.2). Von einer erweiterten Modellierung, 
die auch Wegeanzahl, Einzel-Wegelängen, 
Wegezwecke und einen wegezweckbe-
zogenen Modal Split miteinbezieht und 
damit wegezweckbezogene Maßnahmen 
(Jobticket, Nahversorgung) detaillierter ab-
bildet, wurde hier Abstand genommen. Sie 
ist Gegenstand weiterer Forschung oder 
von Zusatzmodulen, die einzelne Kommu-
nen konzipieren mögen. Getrennt wurde 
allerdings zwischen dem Privatverkehr an 
normalen und an anormalen Tagen. Die Un-
terscheidung bezieht sich auf die MiD 2008, 
in der von den Befragten erhoben wurde, ob 
der Erhebungsstichtag des geführten Wege-
protokolls für sein Verhalten ein – bezogen 
auf die Mobilität – normaler Tag war oder 
nicht. Anormale Tage sind durch Urlaub, 
Krankheit und andere singuläre Ereignisse 
geprägt, bei denen davon ausgegangen wer-

den muss, dass sie durch quartiersbezogene 
Mobilitätsmaßnahmen kaum beeinflussbar 
sind. Daher wird das Verkehrsaufkommen 
an anormalen Tagen als nicht modifizier-
bare Konstante durch das Modell geführt. 
Gleiches gilt für den Wirtschaftsverkehr, 
der in einer Extremform des Verursacher-
prinzips komplett auf die konsumierenden 
Einwohner umgelegt wird („ökologischer 
Rucksack“). Eine wünschenswerte Erwei-
terung des Modells besteht hier darin, 
baugebietstypische bzw. quartiersspezifi-
sche Verkehrsleistungen aus der Befragung 
„Kraftfahrzeugverkehr in Deutschland“ 
(KiD) zuzuordnen (spezifische Verkehrsleis-
tungen für Kraftfahrzeuge mit Standort in 
Wohngebieten, Gewerbegebieten, Mischge-
bieten etc.). Von einer Modellierung der Be-
schäftigtenzahl im Quartier musste Abstand 
genommen werden, da diese Größe im Re-
gelfall nicht vorliegt (Ausnahmen mögen 
lediglich Quartiere mit einem großen sin-
gulären Arbeitgeber sein). Der Wirtschafts-
verkehr mit Bahn, Schiff und Flugzeug ist im 
Modell nicht enthalten - er ist auf Quartier-
sebene auch kaum beeinflussbar.

Zu Beginn der Modellierung wählt der An-
wender auf dem Reiter „V Verkehr 2010“ 
jeweils die zutreffenden Raumstruktur-
merkmale aus. Die dafür typischen Tages-
wegelänge pro Person und der verkehrsleis-
tungsbezogene Modal Split werden jeweils 
über eine Raumstrukturtypologie zugewie-
sen. Den jeweiligen Raumstrukturtyp muss 
der lokale Bearbeiter auswählen. Er besteht 
aus der großräumigen Struktur (Typ der Re-
gion), dem Baustruktur des Quartiers und 
der Gemeindegröße. Um alle sich aus diesen 
drei Variablen ergebenden Typen sinnvoll zu 
gruppieren, haben die Bearbeiter der Studie 
multivariate statistische Auswertungen der 
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Raumstrukturtypen bilden die Basis für die 
Bestimmung der Tageswegelänge, fünf an-
dere für die Bestimmung des Modal Split. 
Die Bildung zweier verschiedener Typologi-
en ist dadurch begründet, dass die Tageswe-
gelänge stärker von Quartierstyp und raum-
struktureller Zentralität abhängt, während 
beim Modal Split die Stadtgröße einen grö-
ßeren Einfluss hat. Die Zuordnung erfolgte 
so, dass Raumstrukturen mit sehr ähnli-
chen Werten zusammengefasst wurden. In 
schlecht besetzten Zellen (und dadurch un-
plausiblen Ergebnissen) wurden Plausibili-
tätsannahmen für die Zugehörigkeit getrof-
fen. Für jeden der sechs Wegelängentypen 
und jeden der fünf Modal-Split-Typen wur-
den nun Wegelängen und Modal-Splits ab-
geleitet, wobei nach fünf Untergruppen der 
Bevölkerung differenziert wurde: Kinder, 
Männer zwischen 18 und 59, Frauen zwi-
schen 18 und 59, Männer ab 60 und Frauen 
ab 60. Dabei zeigte sich, dass die Zugehö-
rigkeit zu diesen Gruppen (und damit auch 
die Zusammensetzung der Bevölkerung vor 
Ort) einen deutlich stärkeren Einfluss auf 
das Ergebnis hat als die Raumstruktur.

Die lokale Aufteilung auf die Bevölkerungs-
gruppen im Anwendungsfall kann der Mel-
destatistik entnommen werden. Notfalls 
können kommunale Werte genommen 
werden, sofern keine quartiersspezifischen 
Werte vorliegen. In der Berechnung sind für 
eine grobe Abschätzung zunächst deutsch-
landweite Werte hinterlegt. 

Auf eine zusätzliche Berücksichtigung des 
Merkmals „Pkw-Verfügbarkeit“, das erheb-
lichen Einfluss auf das individuelle Mobili-
tätsverhalten hat, musste verzichtet werden, 
da den Kommunen als Modellanwendern in 
der Regel keine verknüpften Daten von Alter 
und Geschlecht einerseits und Pkw-Besitz 
andererseits vorliegen.

MiD durchgeführt. Für Tageswegelängen 
und Modal Split wurden unterschiedliche 
Typologien gebildet: sechs verschiedene 

Abbildung 20: Auszug aus dem Reiter „V Verkehr 2010“

Quelle: IWU, Screenshot der EQ-Berechnungstabelle
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Tabelle 4: Typologiebildung für die Tageswegelängen

Gemeindegrößenklasse Raumstrukturtyp Wohnquartierstyp

10  
Ländelicher 

Raum

20  
Kleinstadt-

gebiet

30  
Villengebiet / 
EFH-Gebiet

40  
Mehrfamilienh-

ausgebiet

50 Mischnut-
zungsgebiet

1 unter 5.000 Einw. 1 Agglomerationsräume 1 2 4 3 3

2 Verstädterte Räume 1 2 4 3 3

3 Ländliche Räume 1 1 4 3 3

2 5.000 bis unter 20.000 Einw. 1 Agglomerationsräume 2 2 4 3 3

2 Verstädterte Räume 2 2 4 3 3

3 Ländliche Räume 1 2 4 3 3

3 20.000 bis unter 50.000 Einw. 1 Agglomerationsräume 2 2 4 3 3

2 Verstädterte Räume 2 2 4 3 3

3 Ländliche Räume 3 3 4 3 3

4 50.000 bis unter 100.000 Einw. 1 Agglomerationsräume 2 2 5 3 3

2 Verstädterte Räume 2 2 5 3 3

3 Ländliche Räume 3 3 5 3 3

5 100.000 bis unter 500.000 Einw 1 Agglomerationsräume 5 5 5 3 3

2 Verstädterte Räume 5 5 5 3 3

6 500.000 und mehr Einw. 1 Agglomerationsräume 5 5 5 3 3

Tabelle 5: Tageswegelängen in km nach Quartierstyp und Sozialstruktur

Quartierstyp (Wegelänge) Sozialstruktur

1  
Mann 18-59 

Jahre alt

2  
Frau 18-59 
Jahre alt

3  
Mann 60-99 

Jahre alt

4  
Frau 60-99 
Jahre alt

5  
Kinder

Insgesamt

1 sehr ländliche Kerne 54,7 40,4 26,6 20,1 28,9 38,9

2 ländliche Kerne 46,3 33,5 25,0 19,2 18,6 31,6

3 städtische MFH und Kerne 35,3 28,7 18,4 15,0 16,0 25,7

4 EFH ländlich 44,9 33,6 27,1 17,2 21,9 31,8

5 EFH städtisch 41,4 29,1 23,3 17,8 16,1 27,7

Insgesamt 43,9 32,6 23,5 17,7 19,8 30,6

Tabelle 6: Typologiebildung für den verkehrsleistungsbezogenen Modal Split 

Gemeindegrößenklasse Raumstrukturtyp Wohnquartierstyp

10  
Ländelicher 

Raum

20  
Kleinstadt-

gebiet

30  
Villengebiet / EFH-

Gebiet

40  
Mehrfamilien-

hausgebiet

50 Mischnut-
zungsgebiet

1 unter 5.000 Einw. 1 Agglomerationsräume 1 1 1 1 1

2 Verstädterte Räume 1 1 1 1 1

3 Ländliche Räume 1 1 1 1 1

2 5.000 bis unter 20.000 Einw. 1 Agglomerationsräume 2 2 2 2 2

2 Verstädterte Räume 2 2 2 2 2

3 Ländliche Räume 2 2 2 2 2

3 20.000 bis unter 50.000 Einw. 1 Agglomerationsräume 2 2 2 2 2

2 Verstädterte Räume 2 2 2 2 2

3 Ländliche Räume 2 2 2 2 2

4 50.000 bis unter 100.000 Einw. 1 Agglomerationsräume 2 2 2 2 2

2 Verstädterte Räume 2 2 2 2 2

3 Ländliche Räume 2 2 2 2 2

5 100.000 bis unter 500.000 Einw 1 Agglomerationsräume 5 5 3 5 5

2 Verstädterte Räume 5 5 3 5 5

6 500.000 und mehr Einw. 1 Agglomerationsräume 6 6 4 6 6

Erarbeitung der EQ-Berechnungsmethodik
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Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der MID

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der MID
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Tabelle 7: Verkehrsleistungsbezogener Modal Split nach Quartierstyp und Sozialstruktur

Quartierstyp 
(Verkehrsbezogener  
Modal Split)

Sozialstruktur

Fahrer im Motorisierten Individualverkehr

1 Mann 18- 
59 Jahre alt

2 Frauen 
18-59 Jahre

3 Mann 60- 
99 Jahre alt

4 Frauen 
60-99 Jahre

5 Kinder Insgesamt

1 Dörfer 80,8 % 67,2 % 74,5 % 49,8 % 2,3 % 62,3 %

2 Klein-/Mittelstädte 74,6 % 59,2 % 71,3 % 35,6 % 1,9 % 58,4 %

3 Großstädte EFH 77,9 % 55,9 % 62,2 % 37,1 % 1,5 % 58,1 %

4 Metropolen EFH 61,3 % 49,8 % 66,2 % 38,8 % 1,0 % 50,5 %

5 Großstädte MFH 65,1 % 53,4 % 61,4 % 25,8 % 0,4 % 52,7 %

6 Metropolen MFH 55,7 % 34,4 % 58,5 % 29,4 % 0,2 % 41,4 %

Insgesamt 73,5 % 57,7 % 69,2 % 36,8 % 1,8 % 57,1 % 

Mitfahrer im Motorisierten Individualverkehr

1 Mann 18- 
59 Jahre alt

2 Frauen 
18-59 Jahre

3 Mann 60- 
99 Jahre alt

4 Frauen 
60-99 Jahre

5 Kinder Insgesamt

1 Dörfer 9,5 % 20,8 % 8,8 % 34,7 % 65,5 % 22,9 %

2 Klein-/Mittelstädte 8,0 % 20,9 % 7,8 % 36,6 % 62,2 % 29,2 %

3 Großstädte EFH 3.1 % 20,6 % 7,3 % 28,6 % 62,7 % 17,6 %

4 Metropolen EFH 13,2 % 21,2 % 6,5 % 32,5 % 52,7 % 20,4 %

5 Großstädte MFH 11,5 % 19,7 % 7,2 % 34,9 % 64,9 % 20,0 %

6 Metropolen MFH 7,3 % 12,8 % 7,2 % 27,4 % 57,7 % 15,4 %

Insgesamt 8,4 % 20,1 % 7,8 % 34,5 % 62,9 % 20,3 % 

Öffentlicher Verkehr

1 Mann 18- 
59 Jahre alt

2 Frauen 
18-59 Jahre

3 Mann 60- 
99 Jahre alt

4 Frauen 
60-99 Jahre

5 Kinder Insgesamt

1 Dörfer 6,3 % 7,0 % 7,6 % 6,0 % 25,8 % 9,7 %

2 Klein-/Mittelstädte 12,1 % 12,8 % 6,4 % 13,0% 23,2 % 13,1 %

3 Großstädte EFH 13,1 % 13,9 % 17,6 % 21,9 % 19,5 % 15,4 %

4 Metropolen EFH 17,1 % 19,7 % 15,1 % 17,1 % 30,6 % 18,9 %

5 Großstädte MFH 16,5 % 18,5 % 12,5 % 23,0 % 23,7 % 17,9 %

6 Metropolen MFH 25,2 % 41,5 % 17,8 % 28,1 % 27,3 % 30,8 %

Insgesamt 12,5 % 14,9 % 9,2 % 15,0 % 24,2 % 14,5 % 

Radfahrer

1 Mann 18- 
59 Jahre alt

2 Frauen 
18-59 Jahre

3 Mann 60- 
99 Jahre alt

4 Frauen 
60-99 Jahre

5 Kinder Insgesamt

1 Dörfer 1,7 % 2,3 % 4,1 % 2,6 % 3,1 % 2,3 %

2 Klein-/Mittelstädte 3,3 % 3,3 % 6,9 % 5,6 % 7,2 % 4,3 %

3 Großstädte EFH 3,0 % 4,4 % 4,2 % 3,6 % 6,2 % 3,9 %

4 Metropolen EFH 6,4 % 6,4 % 7,2 % 3,5 % 10,4 % 6,6 %

5 Großstädte MFH 3,8 % 3,5 % 8,6 % 3,7 % 4,6 % 4,2 %

6 Metropolen MFH 7,9 % 6,1 % 5,8 % 4,3 % 5,5 % 6,6 %

Insgesamt 3,5 % 3,5 % 6,3 % 4,6 % 5,9 % 4,1 % 

Fußgänger

1 Mann 18- 
59 Jahre alt

2 Frauen 
18-59 Jahre

3 Mann 60- 
99 Jahre alt

4 Frauen 
60-99 Jahre

5 Kinder Insgesamt

1 Dörfer 1,7 % 2,8 % 5,0 % 6,8 % 3,2 % 2,8 %

2 Klein-/Mittelstädte 2,0 % 3,8 % 7,7 % 9,2 % 5,4 % 4,0 %

3 Großstädte EFH 2,9 % 5,1 % 8,7 % 8,8 % 5,0 % 5,0 %

4 Metropolen EFH 2,1 % 2,9 % 5,1 % 8,2 % 5,3 % 3,6 %

5 Großstädte MFH 2,9 % 4,9 % 10,2 % 12,6 % 6,3 % 5,2 %

6 Metropolen MFH 3,5 % 5,2 % 10,7 % 10,8 % 9,3 % 5,8 %

Insgesamt 2,2 % 3,8 % 7,5 % 9,2 % 5,1 % 4,0 % 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der MID
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Tageswegelänge und Modal Split können 
durch die Ergebnisse lokaler Befragungen 
modifiziert werden. Sollen eigene Haus-
haltsbefragungen zum Verkehrs- und Mo-
bilitätsverhalten im Quartier durchgeführt 
werden, so empfiehlt es sich, sich an den 
entsprechenden Fragen der MiD zur Tages-
wegelänge und zum Modal Split zu orientie-
ren. 

Über die Tageswegelänge und den Modal 
Split im Privatverkehr an normalen und an 
normalen Tagen sowie über den hinzuge-
zählten Wirtschaftsverkehr werden im Mo-
dell Jahresfahrleistungen für die verschiede-
nen Verkehrsmittel errechnet. Diese werden 
auf die Energieträger Benzin, Diesel, Kerosin 
und Strom aufgeteilt. Nach einer Multiplika-
tion mit durchschnittlichen Verbräuchen 
werden die errechneten Werte auf die ge-
meinsame Einheit MWh/a standardisiert 
und auf dieser Basis mit dem Energiever-
brauch des Gebäudesektors zusammenge-
führt.

Im Prognosebereich können ebenfalls ab-
weichende Werte für die Tageswegelänge 
und den Modal Split eingetragen werden. 
Hiermit können Maßnahmen simuliert wer-
den. Für die Wirkung von Maßnahmen im 
Verkehrsbereich sei auf Kapitel 2.2 verwie-
sen.

Bei der Prognose ergibt sich ein Rückgang 
des Energieverbrauchs in Höhe von ca. 10 
% bis zum Jahr 2020 allein dadurch, dass 
die gewählte Quelle (infras 2010) von einem 
Rückgang des Verbrauchs pro Fahrzeug aus-
geht. Eine Verschiebung des Modal Split zu 
Gunsten des Umweltverbundes in Höhe von 
vier Prozentpunkten ergibt ca. 5 % Redukti-
on. Einen etwa gleich großen Effekt hat eine 
Reduzierung der Tageswegelänge an norma-
len Tagen um 3 km.

3.6	 Abschließende Bewertung der 
Möglichkeiten und Grenzen 
des Berechnungsmodells und 
weiterer Forschungsbedarf

Möglichkeiten

Das vorliegende Berechnungsmodell er-
möglicht es, den Energieverbrauch und 
-bedarf von Gebäuden in verschiedenen 
Detaillierungsgraden in einer Startbilanz zu 
erfassen und verschiedene Potenzial- und 
Prognoseberechnungen durchzuführen. Die 
Zusammenspielung mit dem Verkehrsbe-
reich über die Standardisierung aller ener-

getischen Größen auf die Einheit MWh/a 
und die Aufschlüsselung in 18 Energieträger 
ergibt eine energetische Bilanz des gesam-
ten Quartiers mit allen energierelevanten 
Sektoren. Durch die Modifikation der Pro-
gnoseeinstellungen oder deren individuel-
le Erweiterung ergibt sich die Möglichkeit 
der Einschätzung, wie sich die Effekte un-
terschiedlicher Maßnahmen im Vergleich 
zueinander darstellen. Durch die Berück-
sichtigung von Bedarf und Verbrauch, Po-
tenzialberechnung und Prognose ist das Be-
rechnungsmodell offen für eine Vielzahl von 
Erweiterungen und Modellierungsfragen. 

Angesichts der Komplexität der Materie 
konnte die vorliegende Studie, teils auf-
bauend auf bereits Vorhandenem, nur eine 
Grundstruktur der Modellierung erarbei-
ten. Jedoch wurde damit eine solide Basis 
für Weiterentwicklungen geschaffen. Es ist 
deshalb wünschenswert, dass im Rahmen 
der weiteren Evaluierung von Quartierssa-
nierungen – bspw. im Rahmen der Modell-
projekte des KfW-Förderprogramms „Ener-
getische Stadtsanierung“, weitere Tests 
stattfinden bzw. Anforderungen in das Mo-
dell implementiert werden. Grundsätzlich 
haben aber die Nutzer die Möglichkeit dazu.

Grenzen 

Gleichwohl ist bei der Verwendung und In-
terpretation der Ergebnisse eine gewisse 
Vorsicht angebracht. Zu bedenken sind die 
folgenden Punkte:

•	 Ein Modell ist eine vereinfachte Abbildung 
der Realität. Ob im konkreten Einzelfall die 
richtigen Vereinfachungen getroffen wur-
den, können nur Fachleute vor Ort ent-
scheiden. Die vorgelegte Berechnungsme-
thodik ist deshalb ein guter Startpunkt für 
die Anwendung im Standardfall, bedarf 
aber meist der Anpassungen hinsicht-
lich der konkreten örtlichen Verhältnisse. 
Durch eine Sensitivitätsanalyse ist ggf. die 
Unschärfe von Eingangsdaten und deren 
Wirkung auf das Ergebnis zu modellieren, 
so dass der Modellanwender keine Fehl-
schlüsse aus der Modellierung zieht. Die 
Methodik soll eine Anregung für die eige-
ne Modellierung vor Ort geben.

•	 Bei der vorgelegten Excel-Tabelle handelt 
es sich um eine Testversion im Rahmen 
der Analyse der sieben Modell- und Pilot-
projekte. Insbesondere verfügt die Excel-
Tabelle nicht über umfangreiche Sicher-
heitsschleifen, welche auf Fehleingaben 
hinweisen. Der Anwender ist grundsätz-

Erarbeitung der EQ-Berechnungsmethodik
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lich selbst für seine Berechnungsergeb-
nisse verantwortlich. Das IWU kann auch 
keine kostenlose Anwenderbetreuung 
übernehmen.

•	 Da die Datenqualität und der Detaillie-
rungsgrad  (Zuordnung zu den Gebäuden) 
zu den erhältlichen Verbrauchswerten der 
leitungsgebundenen Energieträger sehr 
unterschiedlich ist, kann es vorkommen, 
dass hier Kombinationen von Datenver-
fügbar- oder Nicht-Verfügbarkeiten auf-
treten, welche die Excel-Tabelle nicht ab-
deckt und die einer programmtechnisch 
noch nicht umgesetzten Sonderlösung 
bedürfen. 

•	 Die Ergebnisse sollten nicht für sich ge-
nommen zum Benchmarking zwischen 
Quartieren verwendet werden. Hierzu 
sind die Ausgangsvoraussetzungen zwi-
schen verschiedenen Quartieren zu un-
terschiedlich.

•	 Bei der Interpretation sind die Interde-
pendenzen zwischen Maßnahmen und 
der soziodemographischen Struktur zu 
berücksichtigen. Wird bspw. ein Quartier 
saniert und ist damit ein mittelfristiger 
Austausch der Bevölkerung zugunsten 
zahlungskräftiger Schichten mit schlech-
terer Energiebilanz verbunden, so darf 
dies ebenso wenig zu falschen Schlüssen 
führen wie der umgekehrte Fall der „Ener-
gieeffizienz durch Alter oder Armut“.

Weiterer Forschungsbedarf

Über die Praxisanwendung und Interpre-
tation hinaus gibt es aber eine Reihe von 
grundlegenden Aspekten, welche Grenzen 
der Modellierung darstellen und vertiefter 
Forschung bedürfen:

•	 Evaluierung der Wirkung von Maßnah-
men auf die Inputparameter des Modells: 
Gerade die Modellierung der erreichba-
ren Zielwerte und Einsparpotenziale ist 
gut in der Lage, die Wirkung technischer 
Maßnahmen zu quantifizieren. Sowohl 
im Verkehrsbereich als auch im Gebäude-
sektor sind die Verantwortlichen für Maß-
nahmen zu einem großen Teil allerdings 
Einzelakteure (Eigentümer von Gebäu-
den, Käufer oder Nutzer von Fahrzeugen), 
die in ihren Entscheidungen weitgehend 
autonom sind. Die Frage, inwiefern öko-
nomische, rechtliche und weiche Steu-
erungsinstrumente auf der Quartierse-
bene auf das Verhalten der Einzelakteure 
wirken, bedarf einer weitergehenden Be-
forschung in den jeweiligen Einzeldiszi-

plinen. Auch sind Reboundeffekte (Be-
wohner sanierter Wohnungen lieben es 
wärmer) ein Problem, das einer vertieften 
Forschung bedarf. Erst dann können ver-
lässliche Prognosen über die Wirkung von 
Steuerungsinstrumenten getroffen wer-
den. Im vorliegenden Fall muss der An-
wender gestützt auf die Literatur und die 
Einschätzung lokaler Experten Korridore 
für mögliche Resultate modellieren, wo-
bei die Wirkungsabschätzung (Parkraum-
bewirtschaftung auf Modal Split, Sanie-
rungsmanager auf Sanierungstiefe) durch 
die Experten getroffen werden muss. Eine 
Überlagerung von Effekten, z. B. im Ver-
kehrsbereich, kann im Rahmen der Studie 
ebenfalls nicht abgebildet werden.

•	 Bereitstellung von Daten: Das entwickelte 
Modell ist nur so gut, wie die Daten, auf 
denen es aufbaut. Hier gibt es großen Be-
darf, Datenerhebungen zu verbessen und 
zu automatisieren. Wichtige Daten stehen 
zum Teil nicht zur Verfügung (z. B. der Ver-
brauch von Erdöl und Festbrennstoffen) 
und es muss hier noch mit Abschätzver-
fahren gearbeitet werden. Ebenso müssen 
Geometriedaten teils aufwändig erhoben 
werden. So ist hier die arbeitsintensive Er-
fassung von Gebäudeaußenflächen und 
Bauteilen zu nennen. Auch zu den Nicht-
wohngebäuden sind verbesserte Daten-
grundlagen wünschenswert. Weiterhin 
sind die Festlegung der Vorkettenwerte 
und deren CO

2
-Emissionsparameter oft 

mit Unsicherheiten behaftet und insbe-
sondere auch für zukünftig zu erwartende 
Entwicklungen nicht prognostiziert.

•	 Einflussfaktoren zukünftiger Entwick-
lungen: Wichtige und oft entscheidende 
Einflussfaktoren, die Bestandteil der Mo-
dellierung sind oder sein sollten, sind zur 
Abschätzung zukünftiger Entwicklungen 
noch nicht ausreichend untersucht. Dies 
betrifft zum einen technische Entwicklun-
gen, die sich aus Kostengründen momen-
tan noch nicht durchsetzen (z. B. Einsatz 
von Vakuumdämmplatten oder Vakuum-
verglasungen). Auf der anderen Seite ist 
wenig darüber bekannt, welche sozialen 
und demographischen Faktoren energe-
tischen Sanierungen zu Gute kommen 
(Altersstruktur, Einkommen, Eigentümer-
wechsel usw.). 

•	 Auswirkungen der Energiepreisentwick-
lung: Ein weiterer Anstieg der Energieprei-
se ist zu erwarten. Welche Auswirkungen 
diese auf die Sanierungsquoten, die Um-
stellung auf andere Energieträger und den 
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verstärkten Einsatz erneuerbare Energien 
haben, ist nicht ausreichend quantitativ 
untersucht. Es ist davon auszugehen, dass 
steigende Energiepreise ein Motor für zu-
künftige Effizienz- und Einsparmaßnah-
men sein werden.

•	 Kosten von Maßnahmen: Hier liegen auf 
der Gebäudeebene zwar Datenbanken 
und Evaluierungen vor – gerade die Kos-
ten von Maßnahmen im Bereich der Ener-
gieversorgung (technische Umsetzung) 
und im Verkehr hängen hochgradig von 
der konkreten örtlichen Situation ab. Be-
vor eine Gegenrechnung von Energieein-
sparung und Kosten sinnvollmöglich ist, 
sollten zunächst die Datengrundlagen 
verbessert werden. Für Prognosen sollten 
hier zukünftig zu erwartende Preisent-
wicklungen berücksichtigt werden, die 
auch energieeffizienten Nischentechnolo-
gien zum Durchbruch verhelfen könnten.

•	 Detaillierungen des Modells: Selbstver-
ständlich kann auch das vorliegende 
Modell an zahlreichen Stellen detailliert 
werden – und zwar nicht in Bezug auf 
den Detaillierungsgrad an Eingabedaten, 
sondern in Bezug auf die Genauigkeit von 
Modellierungsschritten und übergeord-
neten Daten. Stichpunkte sind in diesem 
Zusammenhang die Modellierung von 
Wegezwecken, um wegezweckspezifische 
Maßnahmen implementieren zu können, 
eine Ausdetaillierung des Wirtschafts-
verkehrs oder die Simulation einer syn-
thetisch aus dem deutschen Gebäudebe-
stand generierten Häufigkeitsverteilung 
von Sanierungszuständen – spezifisch für 
jeden Gebäudetyp – als vereinfachte An-
näherung an den aktuellen Bedarf eines 
Quartiers. 

Erarbeitung der EQ-Berechnungsmethodik
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4	 Untersuchung der  
Modell- und Pilotquartiere 

4.1	 Quartiersauswahl und -über-
blick

Die Auswahl der Modellquartiere erfolgte 
Ende 2011 auf Basis einer Vorschlagsliste 
des BMVBS und des BBSR sowie einer Vor-
schlagsliste der Auftragnehmer. Allen Quar-
tieren gemein war eine heterogene Eigentü-
merstruktur sowie gewisse Vorerfahrungen 
in der Arbeit auf Quartiersebene - sei es 
im Rahmen der Städtebauförderung oder 
durch die Teilnahme an Forschungspro-
grammen mit einem energetischen Fokus. 
Damit verbunden war im Regelfall eine bes-
sere Zugänglichkeit von Grundlagendaten 
für die Erstellung der energetischen Berech-
nungsmethodik.

Die in der Vorschlagsliste enthaltenen Quar-
tiere wurden zunächst in die drei Gruppen 
innerstädtische (Gründerzeit-)Quartiere, 
historische Altstädte und Stadterweiterun-
gen der Nachkriegszeit unterteilt. Hierbei 
handelt es sich um die wesentlichen Sied-
lungsstrukturtypen, die mit ihren kleintei-
ligen Eigentümerstrukturen die zentrale 
Herausforderung der energetischen Stadt-
sanierung darstellen.

Berücksichtigt wurde nun, dass auch un-
terschiedliche Rahmenbedingungen des 
Immobilienmarktes vertreten sein sollten. 
Gleiches galt für den Integrationsgrad der 
Maßnahmen sowie die Zugänglichkeit von 
Daten.

Als Ergebnis resultierte die in der folgenden 
Tabelle 8 dargestellte Quartiersauswahl. Die 
Tabelle zeigt gleichzeitig, für welche räumli-
chen bzw. baulichen Fallkonstellationen die 
Quartiere stellvertretend stehen.

Ende 2012 erfolgte eine Aufstockung dieser 
Studie um zwei weitere Pilotquartiere, die 
gemeinsam mit den interessierten Kommu-

nen aus der ersten Gruppe die energetische 
Berechnungsmethodik testen sollen. Hier-
bei handelt es sich um Sömmerda-Garten-
berg und Naumburg-Südöstliche Altstadt. 
Wichtigstes Auswahlkriterium war hierbei 
die aktuelle Teilnahme am KfW-Förderpro-
gramm „Energetische Stadtsanierung“ als 
Modellquartier. Aber auch die Abdeckung 
der beiden wesentlichen Strukturtypen In-
nenstadt älteren Baualters und Siedlung 
des 20. Jahrhunderts spielte eine Rolle. 
Aufgrund des hohen Anteils von Fern- und 
Nahwärmenutzung (oder entsprechenden 
Strategien in Planung) in den anderen Quar-
tieren, wurden bewusst Quartiere mit aus-
schließlich individueller Wärmeversorgung 
gewählt. Sömmerda ist insbesondere durch 
seine niedrige Dichte und das Baualter der 
Zwischenkriegszeit eine interessante Ergän-
zung.

Die beiden Pilotquartiere und ihre Vertreter 
wurden aktiv in die Erweiterung der Studie 
einbezogen. Sie werden im folgenden Kapi-
tel in etwas geringerer Tiefe porträtiert.

4.2	 Beschreibung der Modellquar-
tiere

Im Rahmen der ersten Fachwerkstatt in 
Marburg am 28.02.2012 präsentierten die 
Kommunen die Modellquartiere mit ih-
ren jeweiligen Herausforderungen sowie 
Lösungsansätzen und tauschten sich un-
tereinander aus. Danach bereiste das For-
scherteam die Kommunen. Dabei erfragte 
es Rahmenbedingungen und Aktivitäten 
auf Gesamtstadtebene bzw. Maßnahmen, 
Akteure und Herausforderungen auf der 
Quartiersebene und wertete existierende 
Konzepte aus. Von de n Kommunen wurde 
hierzu auch noch ein strukturierter Frage-
bogen beantwortet.
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Tabelle 8:   Modell- und Pilotquartiere: Räumliche und bauliche Charakteristika

Modellvorhaben im 
KFW-Förderpro-
gramm

Stadtgröße (Ew.), 
Durchschnitt Ange-
botsmiete 3 Zimmer 
in €/m²

Lage im Stadtgebiet 
/ Baualter

Nutzungen

Modellquartiere

Weißenfels-Altstadt: 
Alte Sparkasse

42.000 
5,00

Innenstadtrand, 18.-
20. Jh.

Gemischt, viele Soli-
tärbauten

Leipzig-Connewitz: 
Biedermannstraße

523.000 
5,50

Stadtteil, Gründerzeit 
/ Nachwendebauten

Schwerpunkt 
Wohnen

Marburg-Nordstadt 80.000 
7,50

Innenstadt, Grün-
derzeit / Nachkriegs-
bauten

Gemischt, hohe Zahl 
öffentlicher Gebäude

Rosenheim: Fins-
terwalder Straße / 
Aichergelände

61.000 
7,50

Stadtteil, Nachkriegs-
zeit

Wohnen und Gewer-
be / großflächiger 
Einzelhandel

Stade-Hahle X 47.000 
6,00

Stadtteil, Nachkriegs-
zeit

Schwerpunkt 
Wohnen

Pilotquartiere

Naumburg-Südöstli- X
che Altstadt

34.000 
5,00

Historische Altstadt, 
ab 13 Jh.

Mischnutzung

Sömmerda-Garten- X
berg

19.000 
4,50

Stadtrand, Garten-
stadt der Zwischen-
kriegszeit

Reines Wohngebiet

Quelle: Eigene Darstellung

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere

Abbildung 21: 	 Ausgewählte Modell- und Pilotquartiere

Quelle: BBSR 2013
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„Die Altstadt von Weißenfels umfasst den historischen Stadtkern zwischen dem Saaleufer 
und dem Schlossberg. Hier konzentrieren sich die wertvollsten alten Baustrukturen, die 
wichtigsten öffentlichen und kulturellen Adressen sowie zentrale Orte der Stadt und der 
Stadtregion (z. B. Markt und Busbahnhof).“ (SEKO, 108) Eine große Zahl von Baudenkmä-
lern prägt das Ortsbild. Das Saaleufer wurde im Zuge der IBA Stadtumbau 2010 neu gestal-
tet (so genannter Stadtbalkon mit Fußgängerbrücke zum Bahnhof). Außerhalb des Zent-
rums finden sich unterschiedliche Baustrukturen, u.a. auch kleinere Plattenbaugebiete.

„In verkehrsbelasteten und sehr dicht überbauten Lagen des Zentrums sind vor allem in 
den unsanierten Gebäuden die höchsten Leerstände der Stadt zu verzeichnen. Zugleich 
konnten kleinteilig bebaute Straßenzüge mit einem angenehmen Wohnumfeld erfolgreich 
revitalisiert werden.“ (SEKO, 108) Es ist jedoch auffällig, dass die Verwaltung und Gesell-
schaften im öffentlichen Eigentum die Neunutzungen für denkmalgeschützte Gebäude 
prägen. Dies zeigt die Nachfrageschwäche am Immobilienmarkt.

Ein besonderer Fokus der Bemühungen der Stadtverwaltung liegt derzeit auf dem Teil-
quartier „Alte Sparkasse“. Dieses liegt am Westrand der Altstadt entlang der verkehrsrei-
chen Friedrichsstraße. 

Das Quartier Alte Sparkasse befindet sich zentral in der Altstadt von Weißenfels. Im Norden 
wird es vom Niemöllerplatz, im Osten von der Saalstraße, im Süden von der Nikolaistraße 
und im Westen von der Friedrichsstraße eingegrenzt. Durch das Quartier verlaufen außer-
dem die Jüdenstraße, die Straße Am Kloster und der Rosalskyweg. Über die Marienstraße 
/ Klosterstraße erreicht man fußläufig in wenigen Minuten die Marienkirche, den Markt-
platz sowie die hochfrequentierte Fußgängerzone in der Jüdenstraße. Weiterhin sind das 
Rathaus und das Parkhaus Georgenberg fußläufig sehr gut erreichbar. Die Haltestellen der 
öffentlichen Verkehrsmittel (Bushaltestelle, Bahnstation) sowie Einkaufs- und Freizeit-
möglichkeiten sind nur wenige hundert Meter entfernt. Daneben sind die hochwertigen 
Freiräume entlang der Saale und der Stadtpark innerhalb von 5 Minuten erreichbar.

Das Quartier umfasst eine Fläche von ca. 3,5 ha (Stadtgebiet Altstadt gesamt: 57 ha) und 
befindet sich zum Teil im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet „Altstadt Weißenfels“. 
Es besteht neben Wohn- und Geschäftshäusern aus Einzelhandelsstandorten, kleineren 
gastronomischen Einrichtungen, zwei Hotels (davon eines leerstehend), zwei Banken, 
der zentralen Filiale der Deutschen Post, dem Ratssaal der Stadt Weißenfels, dem leerste-
henden Clarissenkloster und dem Goethegymnasium des Burgenlandkreises sowie dem 
Amtsgericht Weißenfels. 

Das Quartier ist durch eine hohe Anzahl unsanierter und leer stehender Gebäude geprägt. 
Die meisten Gebäude sind dabei von kulturhistorischer Bedeutung und verfügen über den 
Status eines Einzeldenkmals, womit das Quartier einen hohen geschichtlichen Stellenwert 
besitzt. So sind neben der Alten Sparkasse aus den 1920er Jahren, der sanierungsbedürfti-
ge mittelalterliche Gebäudekomplex Clarissenkloster, barocke Gebäude in der Saalstraße 
sowie diverse Gebäude aus dem 18. bis Anfang des 20. Jahrhunderts im Quartier gelegen. 
In den letzten Jahren war ein zunehmender Verfall der historischen Baustrukturen zu be-
obachten. Der durch Baulücken geprägte nördliche Teil wurde von einem westdeutschen 
Investor erworben, allerdings wurde die Brachfläche bisher nicht entwickelt.

Stadt Weißenfels (Sachsen-
Anhalt)

41.000 Einwohner, 
Bevölkerung schrumpfend, 
Angebotsmiete 3 Zimmer ca. 
5 Euro/m² 

Quartier Alte Sparkasse 

ca. 3,5 ha (Altstadt 57 ha) 

Innenstadtrand mit barocker 
Bausubstanz, viele öffent-
liche Gebäude bzw. indivi-
duelle Nichtwohngebäude, 
substanzieller Leerstand, 
Busbahnhof im Gebiet, 
Fahrradtourismus

Weißenfels-Altstadt: Alte Sparkasse 

Gesamtstädtische Entwicklung 

Weißenfels ist eine schrumpfende Stadt. 
Durch Eingemeindungen ist die Einwohner-
zahl in den letzten Jahren wieder auf 41.000 
gestiegen. Die fehlende Nachfrage auf dem 
Wohnungsmarkt macht Stadtumbauprozes-
se erforderlich. Hier wird ein Rückbau von 
außen nach innen angestrebt, so dass die 
zentralen Bereiche aufgewertet und per-
forierte Stadtstrukturen teilweise nachver-
dichtet werden können. Ein Beispiel für die 

erfolgreiche Stadtreparatur bieten die Pas-
sivhaus-Reihenhäuser in der Marienstraße 
in der Altstadt.

Die Stadt Weißenfels hat ein städtebauliches 
Entwicklungskonzept (SEKO) 2020 aus dem 
Jahr 2008. Der Bereich der Altstadt bildet 
dabei einen Schwerpunktraum. Die Hand-
lungsfelder liegen hier in den Bereichen 
Wohnen, energetische Sanierung und Denk-
malschutz, örtliche Funktionen, Freizeit 
und Tourismus sowie Bildung und Kultur. 
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Quelle: Stadt Weißenfels

Das SEKO stellt die Rahmenbedingung und 
Ausgangssituation der zukünftigen integ-
rierten städtebaulichen Entwicklung dar. 
Für das Gebiet der Altstadt werden inner-
halb des SEKOs´s auf allen Planungsebenen 
Aussagen getroffen, so wird:

•	 das Gebiet der Altstadt/Neustadt als Um-
strukturierungsgebiet mit vorrangiger Pri-
orität und damit als Fördergebiet für das 
Programm Stadtumbau Ost benannt,

•	 die Altstadt lt. städtebaulichen Leitideen 
„Grüne Stadt an der Saale“ als Herzstück 
der Stadt ausgewiesen,

•	 im Rahmen einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung die Priorität auf die Innenentwick-
lung gelegt, dies beinhaltet die funktionelle 
und strukturelle Stabilisierung der kompak-
ten Stadt, einer Stadt der kurzen Wege.

Darüber hinaus koordiniert das SEKO die 
umfangreiche Teilnahme der Stadt Weißen-
fels an verschiedenen Förderprogrammen 
(Soziale Stadt, Stadtumbau Ost, Klima-
schutzinitiative des Bundesumweltminis-
teriums). Angesichts der problematischen 
Haushaltssituation der Kommune stellen 
Kofinanzierungen ein Problem für die Teil-
nahme an Förderprogrammen dar.

Das Fachkonzept Energie zum Stadtent-
wicklungskonzept stammt aus dem Jahr 
2010. Das gesamtstädtische Energiekonzept 
war ein Modellprojekt im Rahmen des Ex-
WoSt-Forschungsfeldes Energetische Stadt-
erneuerung (ESE).

Die Zielsetzungen umfassen:

•	 die Gebäudesanierung v.a. im Schwer-
punktraum Altstadt mit einem Fokus auf 
öffentlichen Gebäude sowie die Intensi-
vierung der Beratungsangebote für Eigen-
tümer

•	 Ausbau der Wasserkraft und weiterer rege-
nerativer Energieträger sowie Anpassung 

der Fernwärmeversorgung an den demo-
graphischen Wandel (Dezentralisierung 
zu Nahwärmeinseln, Rückbau von nicht 
mehr benötigten Trassen zur Verringerung 
der Netzverluste), Kraft-Wärme-Kopplung

•	 Einrichtung eines kommunalen Energie-
kompetenzzentrums für die Energiebera-
tung und für das Energiemanagement der 
Stadt.

Das stadtweite Energiekonzept greift neben 
den Themen Energieeffizienz und erneu-
erbare Energien auch das Thema Mobilität 
auf. Hier werden eher allgemeine Ziele wie 
die Förderung des Radverkehrs und die Ge-
staltung des ÖPNV genannt. Sehr konkret 
sind hingegen die Bemühungen zur Verbes-
serung der Erreichbarkeit der Innenstadt 
(auch für Fußgänger und Radfahrer) bei 
gleichzeitiger Reduzierung des Parksuch-
verkehrs.

Die Zielsetzung des SEKO´s wurden 2007 / 08 
mit der Fortschreibung des städtebaulichen 
Rahmenplanes für das Sanierungsgebiet 
Altstadt Weißenfels nochmals präzisiert, um 
die Umsetzung eines aktiven Stadtumbaus 
und den städtebaulichen Sanierungsprozess 
für die Stadt zur Stärkung der Altstadt bzw. 
der historisch geprägten Innenstadt weiter 
anzuschieben. Dabei sind drei Leitthemen 
für die Stärkung der städtebaulichen Struk-
turen der Altstadt und für die Fortsetzung 
des Sanierungsprozesses von entscheiden-
der Bedeutung. Diese lauten:

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere
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•	 Nachgefragter Wohnort – Thema: „Neues 
Wohnen in alten Hüllen und historischen 
Konturen“;

•	 Zentraler Ort und Anziehungspunkt für 
Freizeit- und Tourismusaktivitäten – Bei-
trag zum Leitbild „Grüne Stadt an der Saa-
le“ sowie zur Stärkung des Mittelzentrums 
Weißenfels;

•	 Qualifizierung des Bildungs- und Kultur-
standortes Weißenfels mit eingeführten 
und entwicklungsfähigen Adressen in der 
Altstadt.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung hat zusammen mit 
den Ländern Sachsen-Anhalt und Bran-
denburg ein Modellvorhaben zur „Energe-
tischen Stadterneuerung“ durchgeführt, 
das auf eine Integration von Aspekten der 
Energieeffizienz in den Stadtumbauprozess 
abzielt. Das Projekt fand im Rahmen des 
BBSR-Forschungsprogramms „Experimen-
teller Wohnungs- und Städtebau“ (ExWoSt) 
statt. Das integrierte Modellvorhaben bein-
haltete zwei Stufen:

•	 die Fortschreibung des integrierten Stadt-
entwicklungskonzeptes (ISEK), damit die 
Belange der energetischen Stadterneue-
rung mit den städtebaulichen Zielvorstel-
lungen verknüpft werden;

•	 die Umsetzung praktischer Maßnahmen, 
die sich aus dem erarbeiteten Konzept 
ableiten lassen und in einem Monitoring-
prozess bewertet werden.

Die Stadt Weißenfels war eine von 15 aus-
gewählten Modellstädten, welche bis Juni 
2010 ein Fachkonzept „Energie“ zum SEKO 
erarbeitete. Die Zielvorstellungen und An-
sprüche des Leitbildes „Grüne Stadt an der 
Saale“ wurden vom Fachkonzept Energie 
zum SEKO der Stadt Weißenfels vom Juni 
2010 aufgegriffen. Dabei fanden alle die 
energetische Stadterneuerung betreffenden 
Themenfelder Berücksichtigung. Die The-
menfelder bildeten die Grundlage für die 
Entwicklung von Aktionen und Maßnah-
men zur Erreichung der Klimaschutzziele 
in unterschiedlichen Handlungsfeldern. 
Der Gebietsumgriff „Alte Sparkasse“ (auch 
„Saalezentrum“ genannt) war ein Modell-
quartier im Schwerpunktraum „Historischer 
Gebäudebestand“ mit Fokus Altstadt.

Anfang des Jahres 2012 hat sich die Stadt 
Weißenfels für die Altstadt um die Aufnah-
me in das KfW-Programm „Energetische 
Stadtsanierung“ beworben, um ein integ-
riertes Quartierskonzept zu erstellen. Auf 
Wunsch der Stadt ruht jedoch der Antrag 

aus haushaltstechnischen Gründen und der 
verfügbaren Personalkapazitäten beim zu-
ständigen Landesverwaltungsamt. 

Quartiersentwicklung

Für die Altstadt selbst liegt noch kein eige-
nes quartiersbezogenes Energiekonzept vor, 
sie bildet jedoch einen Schwerpunktraum 
im Rahmen des gesamtstädtischen Konzep-
tes (SEKO und Fachkonzept Energie). Aller-
dings wurde für die Altstadt der genannte 
städtebauliche Rahmenplan erarbeitet.

Im Energiekonzept wird im Schwerpunkt-
raum Altstadt der Konflikt zwischen Denk-
malschutz, energetischer Sanierung und 
bezahlbaren Mieten und Nebenkosten als 
besondere Herausforderung genannt. Pau-
schale technische Lösungen sind hier nicht 
möglich. Am Beispiel Klosterstraße wird je-
doch aufgezeigt, welches Spektrum an Maß-
nahmen am Gebäude denkbar ist und wie 
Anlagen zur Energieversorgung denkmal-
schutzbedingte Defizite bei der Gebäude-
dämmung teilweise kompensieren können.

Dabei setzt die Stadtverwaltung darauf, in 
diesen Strukturen gebäudebezogen zu ar-
beiten. Eine Typologisierung der Gebäude 
wird auf Grund der unterschiedlichen Bau-
formen, insbesondere aus der Barockzeit, 
als zu ungenau bewertet. Damit gestaltet 
sich die Datenlage zum energetischen Zu-
stand der Gebäude und einer damit mög-
lichen Erfassung der energetischen Quar-
tiersstrukturen als schwierig. Zudem sieht 
die Stadtverwaltung bei einer gebäudebezo-
genen Datenaufnahme mögliche Konflikte 
mit dem Datenschutz bezüglich der Erhe-
bung und Weitergabe personenbezogener 
Daten an Dritte.

Maßnahmen und deren Umsetzung

In den vergangenen Jahren bis Ende 2011 
konnten u.a. folgende Sanierungsmaßnah-
men in angrenzenden Quartieren umgesetzt 
werden:

•	 Sanierung Galeriehaus (Klosterstraße 8)
•	 Sanierung der barocken Einzeldenkmale 

Kavaliershäuser zur Schaffung eines zen-
tralen Standortes für das Neue Technische 
Rathaus (Marienstraße 2-10)

•	 Sanierung des Gebäudekomplexes (Große 
Burgstraße 1/ Klosterstraße 2) zu einem 
Verwaltungsstandort

•	 Sanierung des Heinrich-Schütz-Hauses 
(Nicolaistraße 13)

•	 Sanierung Einzelgebäude (Markt 6, Markt 
7, Leipziger Straße 1)

Das quartiersprägende Ge-
bäude der Alten Sparkaase

Die Brachfläche hinter der 
Alten Sparkasse

Stadtreparatur in der Kloster-
straße, das Altenheim

Foto: IWU

Das Gymasium

Fotos: Stadt Weißenfels
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•	 Teilsanierung Fürstenhaus (Leipziger 
Straße 9)

•	 Teilsanierung Schloss „Neu Augustus-
burg“ (Zeitzer Straße 4)

Trotz dieser Erfolge befindet sich ein großer 
Teil der denkmalgeschützten Gebäude im 
Quartier in einem unsanierten und leerste-
henden Zustand. Dies betrifft sowohl Ge-
bäude im öffentlichen, als auch Gebäude im 
privaten Eigentum.

Als positive Entwicklungstendenzen im 
Quartier Klosterstraße in der Vergangenheit 
sind neben der Sanierung der bereits ge-
nannten Gebäude die Errichtung von Neu-
bauten im Bereich der Marienstraße in Form 
von sieben Reihenhäusern mit Passivhaus-
charakter und der Bau des DRK-Alten- und 
Pflegeheims zu nennen. Auch hier besteht 
im Quartier die Option und Notwendigkeit 
der Neubebauung weiterer Flächen.

Akteursebene

Weißenfels verfügt mit den Stadtwerken 
Weißenfels GmbH über ein Versorgungsun-
ternehmen in kommunalem Eigentum. Im 
Energiekonzept werden als Exkurs die Vor- 

Quelle: Stadt Weißenfels

und Nachteile einer eigenen kommunalen 
Energieversorgung unter dem besonderen 
Aspekt der Fernwärme abgewogen. Zwischen 
den Stadtwerken und dem Stadtplanungs-
amt besteht ein enger Austausch zu raumre-
levanten energetischen Fragestellungen.

Die im Energiekonzept der Stadt (ab Seite 
114) genannten Ziele werden weitgehend 
von den öffentlichen oder halböffentli-
chen Akteuren, wie der Stadt Weißenfels, 
den Stadtwerken, dem kommunalen Woh-
nungsunternehmen und der regionalen 
Nahverkehrsgesellschaft durchgeführt. Nur 
einzelne Projekte (z. B. eine Projektentwick-
lung für integratives Wohnen, der Bau einer 
Freiflächen-Photovoltaik-Anlage oder der 
Bau einer weiteren Saale-Staustufe) werden 
durch private Investoren getragen, wobei der 
öffentlichen Hand hier die Funktion eines 
Koordinators und Organisators zukommt. 
Problematisch sind insbesondere die nicht 
am Ort ansässigen Immobilieneigentümer. 
Der Verkauf innerstädtischer Neubauten an 
Privateigentümer ist allerdings in Teilen ge-
lungen und dürfte deshalb auch in Zukunft 
eine sinnvolle Strategie zur Nachverdich-
tung der perforierten Stadtstrukturen sein.

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere

Plan: Sanierungen in der Klosterstraße: Im Nordwesten neue Reihen- und Stadthäuser, Orange gefärbt: Historische 
Gebäude mit Innendämmung
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Für die Auswahl des Modellquartiers „Biedermannstraße“ für das ExWoSt-Forschungsvor-
haben waren die Merkmale einer gründerzeitlichen Stadterweiterung mit einer Vielzahl 
an alternativen Wohnformen und kulturellen Angeboten („Szeneviertel“), die überdurch-
schnittlich positive Bevölkerungsentwicklung in den letzten Jahren und ein hoher Anteil 
an selbstgenutztem Eigentum ausschlaggebend.

Das Sanierungsgebiet „Connewitz–Biedermannstraße“ liegt im Süden Leipzigs. Es wird 
begrenzt durch die Bornaische Straße, die Wolfgang-Heinze-Straße und die Meusdorfer 
Straße. Die Biedermannstraße quert das Gebiet und ist als Wohnstraße einzuordnen.

Ende der 1980er Jahre war das Gebiet als innerstädtischer Plattenbaustandort vorgesehen. 
Es kam zur Freiziehung von Wohnungen, der Zustand der Bausubstanz verschlechterte 
sich und Betriebe wurden verlagert. Zum Teil waren Gebäude bereits abgerissen worden. 
Der hohe Anteil an ruinöser Bausubstanz, hoher Leerstand, viele Brachflächen und funk-
tionale Missstände begründeten die Sanierungsmaßnahme.

In den westlichen Blöcken sind durch Rückbau und Neugestaltung neue Grünflächen, 
wie der Kronengarten, entstanden. Das Gebiet befindet sich in unmittelbarer Nähe zum 
Connewitzer Kreuz, welches als südlicher Umsteigepunkt der Leipziger Verkehrsbetriebe 
fungiert. Mehrere Tram- sowie Lokal- und Regionalbusverbindungen bedienen diesen 
Knoten. 

Die Bebauung ist heute relativ heterogen und umfasst sowohl sanierte gründerzeitliche 
Strukturen, als auch einzelne Plattenbauten und einige Neubauten aus der Zeit nach 1990. 
Besonders markant sind dabei die zahlreichen während der Sanierung entstandenen 
Stadthäuser, die mehrere Straßenzüge prägen. Durch letztere bedingt ist der Anteil der Ei-
gennutzer in den letzten Jahren zwar gestiegen, dennoch handelt es sich bei den meisten 
Gebäuden im Sanierungsgebiet um Vermietungsobjekte. Die Leipziger Wohnungsbauge-
sellschaft verfügt über einen signifikanten Marktanteil im Gebiet.

Im Gebiet existiert ein Fernwärmenetz, ein Großteil der Gebäude ist angeschlossen. Ein-
zelne Neubauten werden durch Ölzentralheizungen befeuert.

Stadt Leipzig (Sachsen) 

532.000 Einwohner, 

Bevölkerung stabil, 

Angebotsmiete 3 Zi. ca. 5 €/
m² (Leipzig) bzw. 5,50 €/m² 
(Connewitz) 

Quartier Connewitz- 
Biedermannstraße 

Ca. 2.600 Ew., ca. 19 ha. 
Südl. Stadterweiterung, 
heterogene Bebauung 
aus Gründerzeit und 90er 
Jahren, Fernwärmenetz, 
Straßenbahnknoten

Quelle: Stadt Leipzig

Leipzig-Connewitz: Biedermannstraße



71

bedarf besteht dabei insbesondere in den 
Gebäudebeständen entlang der Hauptver-
kehrsstraßen (Magistralen). In den letzten 
20 Jahren wurden ca. 87% (Stand Oktober 
2011) des gesamtstädtischen Gründerzeit-
bestandes saniert. Dabei spielte die Ener-
gieeffizienz bei der Sanierung des Bestandes 
bisher eine eher untergeordnete Rolle.

Seit 1992 beschäftigt sich Leipzig mit unter-
schiedlichen Facetten des Klimaschutzes. 
Was mit vereinzelten Maßnahmen zur Ener-
gieeinsparung begann, wurde zunehmend 
integraler Bestandteil Leipziger Politik. Mit 
der Unterzeichung der „Erklärung der EU-
ROCITIES zum Klimawandel“ wurde die 
Schlüsselrolle des öffentlichen Sektors her-
vorgehoben.

Leipzig hat sich schon 1994 mit dem Bei-
tritt zum „Klima-Bündnis der europäischen 
Städte mit indigenen Völkern der Regenwäl-
der / Alianza del Clima e.V.“ konkreten und 
ambitionierten Klimaschutzzielen verpflich-
tet. Die Beitrittsinitiative ging vom „Ökolö-
wen – Umweltbund Leipzig e. V.“ aus. Das 
Klima-Bündnis mit seinen 1.600 Mitgliedern 
aus Städten und Gemeinden ist seitdem ein 
wichtiger Partner der Leipziger Klimaschutz-
Politik. Mit dem Beitritt zum Klima-Bündnis 
will Leipzig den CO

2-
Ausstoß alle fünf Jahre 

um zehn Prozent reduzieren und eine Hal-
bierung der Pro-Kopf-pro Einwohner und 
Jahr angestrebt. Am 07. November 2011 ist 
Leipzig offiziell mit dem European Energy 
Award® ausgezeichnet worden.

Über den European Energy Award ist der 
Energieversorger Stadtwerke Leipzig thema-
tisch am Arbeitsprozess einbezogen und hat 
im Rahmen der Erstellung des Energie- und 
Klimaschutzkonzepts relevante Daten zuge-
liefert.

Das Ziel des kommunalen Energieversorgers 
besteht darin, seine bestehenden Fernwär-

mekapazitäten im Stadtgebiet auszubauen 
bzw. nachzuverdichten. 

Wesentliches Planungskonzept auf kom-
munaler Ebene ist das Integrierte Stadtent-
wicklungskonzept Leipzig 2020 (SEKo) von 
2009 und das Integrierte Energie- und Kli-
maschutzkonzept von 2011. Der Anlass für 
die Erstellung des Integrierten Energie- und 
Klimaschutzkonzeptes lag in der Förderung 
durch die Klimaschutzinitiative des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (BMU). Bei der För-
derung durch das BMU wurde nur die Er-
stellung eines gesamtstädtischen Konzepts 
gefördert und nicht wie beim aktuellen KfW-
Programm „Energetische Stadtsanierung“ 
die anschließende Einrichtung eines Sa-
nierungsmanagers. Das Konzept beinhaltet 
keine Aussagen auf Quartiersebene sondern 
behandelt eher die Analyse der Stoff- bzw. 
Energieströme maximal auf Ortsteilebene.

Aufbauend auf Zielszenarien wurde im 
Rahmen des Energie- und Klimaschutz-
konzeptes ein zielgruppenspezifischer 
Maßnahmenkatalog mit definierten Hand-
lungsfeldern, wie Stadtentwicklung, Verkehr 
u.a., mit darauf abgestimmten Umsetzungs-
strategien zur Erreichung der gesamtstädti-
schen Klimaschutzziele erarbeitet. Als Maß-
nahme wird darin explizit das Festhalten an 
den Nachhaltigkeitsstrategien der Stadtent-
wicklung zur Stärkung der bereits vorhan-
denen Ansätze einer integrierten Stadtent-
wicklungspolitik genannt. Weiterhin sollen 
Leitlinien für eine energie- und klimabe-
wusste Bauleitplanung mit der Festlegung 
von energetischen Sanierungszielen und die 
Fokussierung von quartiersbezogener Lö-
sungen erarbeitet werden. Integrierte Kon-
zepte werden in einem intensiven Prozess 
mit relevanten Akteuren und den Bürgern 
entwickelt. 

Für das SEKo befindet sich das Fachkon-
zept „Freiraum und Umwelt“ in der Fort-
schreibung. Gleichzeitig wird die Aufstel-
lung eines gesamtstädtischen Fachkonzepts 
„Energie- und Klimaschutz“ vorbereitet. 
Hierbei werden qualifizierte Aussagen auch 
auf Quartiersebene getroffen. Diese speisen 
sich wiederum aus ersten Erfahrungen in 
der Quartiersarbeit. Die gestarteten Förder-
programme zum Thema Energie und Klima 
haben eine Vielzahl an parallel laufenden 
Prozessen initiiert, bei denen im Gegen-
stromprinzip und querschnittsübergreifend 
gearbeitet wird.

Als wichtigste Aspekte, die bei einer integ-
rierten Herangehensweise zu berücksich-

Das Gesamtstädtische Gebiet

Leipzig verzeichnete in den letzten zehn 
Jahren ein Bevölkerungswachstum um ca. 
30.000 Einwohner. Hierbei generierte sich 
dieses Wachstum durch Zuzüge, insbeson-
dere aus den neuen Bundesländern. 

Trotz der guten Entwicklungen der letz-
ten Jahre ist der Sanierungsbedarf im 
Wohnungsbestand hoch und konzent-
riert sich in Leipzig auf die im Stadtent-
wicklungskonzept ausgewiesenen „Fach-
übergreifenden Schwerpunktgebiete der 
Stadtentwicklung“. Erhöhter Handlungs-

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere
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tigen sind, zählen für die Stadt Leipzig ne-
ben der ökologischen Betrachtung auch die 
ökonomische und die soziale Verträglich-
keit von Maßnahmen. Bislang gibt es auf 
der Quartiersebene keine weitergehenden 
Klimaschutz- und/oder energierelevanten 
Konzepte. 

Quartiersentwicklung

Die Entwicklung des Sanierungsgebietes seit 
1990 hat gezeigt, dass sich Connewitz als ein 
lebenswerter Stadtteil mit den unterschied-
lichsten Möglichkeiten für individuelles in-
nerstädtisches Wohnen etabliert hat. Erheb-
liche Investitionen der öffentlichen Hand in 
die Infrastruktur und öffentliche Grünberei-
che haben zu einer nachhaltigen Verbesse-
rung der Standortqualität beigetragen und 
somit die Realisierung einer Vielzahl von 
Bauvorhaben im Gebiet ermöglicht.

So findet man heute unmittelbar neben 
dem Seniorenwohnheim auf dem Gelände 
der ehemaligen Kronenbrauerei die unter 
Mitwirkung des Deutschen Familienverban-
de e.V. errichtete familiengerechte Wohn-
anlage „Familienhof Connewitz“. Darüber 
hinaus besteht aber auch für junge Mieter 
eine Vielzahl an Möglichkeiten, hier zu woh-
nen. Die große Nachfrage nach Wohnungen 
in der von der Wohnungsgenossenschaft 
„Kontakt“ errichteten „Wohnanlage für jun-
ge Leute“ im Bereich der Biedermann-/Pfef-
finger Straße sowie verschiedene alternative 
Wohnprojekte unterstreichen dies. Gerade 
diese bunte Mischung der verschiedens-
ten Wohnformen stellt einen wesentlichen 
Gunstfaktor des Standortes Connewitz dar.

Ein Resümee der Gesamtentwicklung des 
Gebietes seit Beginn der Sanierung fällt 
trotz verschiedener ungelöster Probleme 
eindeutig positiv aus. Kein anderes Sanie-
rungsgebiet in Leipzig kann auf einen ähn-
lich eindrucksvollen Bevölkerungszuwachs 
verweisen. Der Stadtteil kommt zunehmend 
in den Ruf eines attraktiven und besonders 
zukunftsfähigen Wohnstandortes. Eine gut 
ausgebaute Infrastruktur, hohe Freiraum-
qualität durch eine Vielzahl hochwertiger 
Grünflächen sowie die Etablierung neuer 
Bauformen wie das erfolgreich realisierte 
Stadthausprojekt in der Hermannstraße un-
terstreichen dies eindrucksvoll und lassen 
hoffen, dass sich diese Entwicklung auch in 
den kommenden Jahren fortsetzen wird.

Aufgrund der spezifischen Situation im 
Quartier wird den Themenfeldern „Stadt 
der kurzen Wege“, „Mobilität“ und „Radver-

kehr“ eine hohe Bedeutung beigemessen. 
Durch die Nähe zur Innenstadt und eine 
gute ÖPNV-Anbindung sowie ein zufrieden-
stellendes Radverkehrswegenetz werden 
hier besondere Potenziale gesehen. 

Mit einer energetischen Erneuerung des 
Quartiers sind die Erwartungen verbunden, 
dass diese für alle Bewohner ökonomisch 
verkraftbar ist und die soziale Vielfalt im 
Quartier erhalten bleibt. Darüber hinaus 
sollen die positiven ökologischen Auswir-
kungen zur Verbesserung der Lebensquali-
tät vor Ort beitragen. 

Im Quartier besteht sowohl ein Fernwärme-
netz als auch ein Erdgasnetz. Entsprechend 
der strategischen Ausrichtung der Stadtwer-
ke soll das Fernwärmenetz erhalten und die 
Nutzerdichte erhöht werden. 

Maßnahmen und deren Umsetzung

Im Bereich um die Hermannstraße war 
noch 2012 eine erste Teilaufhebung der Sa-
nierungssatzung geplant. Mit den in diesem 
Zusammenhang erwarteten Einnahmen 
aus Ausgleichsbeträgen sollten letzte Ab-
rundungsmaßnahmen finanziert werden. 
Mittelfristig ist der Abschluss der Gesamt-
maßnahme vorgesehen. Eine Beendigung 
des städtebaulichen Sanierungsverfahrens 
„Connewitz-Biedermannstraße“ ist bis 2016 
vorgesehen. 

Akteursebene

Die Interessengemeinschaft (IG) Conne-
witz nimmt eine wesentliche Rolle auf der 
Akteursebene ein. Hier werden im monat-
lichen Turnus Probleme und aktuelle Ent-
wicklungen im Quartier erörtert und dis-
kutiert. Die IG ist ein offener, informeller 
Zusammenschluss von Vertretern aus Verei-
nen, Verwaltung sowie verschiedenen kultu-
rellen und sozialen Einrichtungen. 

Die Erfahrungen mit der Einbindung und 
Aktivierung der Eigentümer im Rahmen 
der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme 
„Connewitz-Biedermannstraße“ können 
hier in besonderem Maße genutzt werden. 
Der hohe Anteil an selbstgenutztem Wohn-
eigentum bietet besonderes Potenzial bei 
der Identifizierung mit dem Quartier zur 
zukünftigen Umsetzung energetischer Maß-
nahmen.

Ein großer Vorteil wird dem Nutzen der be-
stehenden Arbeitsstrukturen beigemessen, 
welche im Rahmen des langjährigen Sanie-
rungsprozesses aufgebaut wurden (z. B. öf-Fotos: IWU
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fentliche Informationsveranstaltungen im 
Rahmen der Entlassung des Sanierungsge-
bietes, Bürger- bzw. Stadtteilfeste und Fo-
ren). 

Es wird davon ausgegangen, dass die Ge-
nossenschaften und die städtische Woh-
nungsbaugesellschaft aufgrund ihrer Prä-
senz vor Ort für den Prozess am ehesten zu 

erreichen sein dürften. Dies wird vermutlich 
ebenso auf den hohen Anteil von Selbstnut-
zern im Quartier zutreffen. Etwas schwieri-
ger wird die Erreichbarkeit der Eigentümer 
eingeschätzt, die aus Gründen der erhöhten 
steuerlichen Abschreibung und als Kapital-
anleger Wohneigentum erworben haben 
und nur einen eingeschränkten Bezug zum 
Quartier aufweisen.

Das Sanierungsgebiet ist durch denkmalgeschützte 
Häuser (rot) geprägt, Quelle: Stadt Leipzig

Vergleich eines Gründerzeitlichen Straßenzugs zur Wendezeit und heute, Fotos: Stadt Leipzig

Das Sanierungsgebiet: renovierte Altbauten und Neu-
bauzeile, Foto: IWU

Neubauzeile, Foto: Stadt Leipzig

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere
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Die Marburger Nordstadt ist ein durchmischtes innerstädtisches Quartier der Gründerzeit 
mit einem hohen Anteil an denkmalgeschützter Wohnbebauung und einer heterogenen 
Nutzer- wie Nutzungsstruktur. 

Die attraktiven und beliebten Altbauten, die sich überwiegend in kleinteiligem Pri-
vateigentum befinden, haben häufig einen hohen Sanierungsbedarf. Dieser ist star-
ken Auflagen des Denkmalschutzes unterworfen. Für die vielfältige Nutzungs- und 
Eigentümerstruktur des Gebäudebestands stellt besonders die Berücksichtigung der 
Potenziale der energetischen Modernisierung eine Hürde im Umgang mit dem ei-
genen Bestand dar. Dies gilt besonders in den nicht wenigen Fällen, in denen die al-
ten Zuschnitte der gründerzeitlichen Bebauung bereits heute einer anderen als der 
ursprünglichen Wohnnutzung zugeführt wurde oder ein Umbau in Planung ist.  
Zusätzlich erschwert wird der Umgang mit dem Gebäudebestand durch den hohen Druck 
auf dem Wohnungsmarkt, die positive Bevölkerungsentwicklung der Universitätsstadt 
und durch die Anforderungen, welche die Universität an die Bausubstanz in ihrer Nach-
barschaft stellt 

Die Nordstadt der Universitätsstadt Marburg liegt zwischen der Bahnlinie Gießen – Kas-
sel im Osten und der Altstadt bzw. Hügeln im Westen. Die Lahn und die vierspurige B 3 
durchqueren das Gebiet von Nord nach Süd. Grünflächen im Quartier sind der Botanische 
Garten der Stadt sowie ein Grünzug entlang der Lahn. Die Anbindung mit Bahn und Bus 
ist durch die Nähe zum Hauptbahnhof optimal. 13,4 ha des Quartiers sind überbaut. Die 
Bebauung ist relativ heterogen und umfasst sowohl gewerbliche als auch gründerzeitli-
che Strukturen. Durch letztere bedingt steht ein hoher Anteil der Gebäude im Quartier 
unter Denkmalschutz. Das Modellquartier zeichnet sich durch eine heterogene Eigen-
tümerstruktur aus. Die Gebäude bzw. Grundstücke gehören dem Land Hessen und der 
Universität, sowie der Stadt Marburg, der Kirche, der Deutschen Bahn, der kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaft sowie vielen Privateigentümern. Im Gebiet existiert ein Fern-
wärmenetz, das hauptsächlich die Universitätsgebäude, die Kliniken sowie die Verwal-
tungsgebäude der Stadt mit Wärme vom Heizkraftwerk Ortenberg versorgt. Zudem gibt es 
zwei Nahwärmenetze für den Hotelkomplex Rosenpark und für ein Ensemble aus Stadt-
halle, Schule und Verwaltungs- und Wohngebäuden.

Stadt Marburg (Hessen)

81.000 Einwohner, Bevölke-
rung stabil, 

Angebotsmiete 3 Zi. ca. 7,50 
Euro/m² 

Quartier Nordstadt 

ca. 1.600 Einwohner, ca. 
60 ha. 

Innenstadtrand, viel 
Gründerzeitbebauung und 
Denkmalschutz, 

viele öffentliche Gebäude, 
Campus-Uni in Planung, 
drei Wärmenetze, Haupt-
bahnhof im Gebiet

Gesamtstädtische Entwicklung

Marburg verfügt über eine stabile Bevölke-
rungsentwicklung mit wachsenden Haus-
haltszahlen. Die Marburger Bevölkerung 
hat sich im Gegensatz zu allen Prognosen 
im Zeitraum von 2002 bis 2010 positiv ent-
wickelt. Um knapp ein Viertel und damit 

besonders stark gestiegen ist die Zahl junger 
Menschen zwischen 20 und 30 Jahren. Da-
bei handelt es sich vornehmlich um Studie-
rende. Noch deutlicher ist der Anstieg des 
Anteils der Personen ab 45 Jahren an der 
Gesamtbevölkerung. Dieser stieg im oben 
genannten Zeitraum um 27,6 %. Im glei-

Quelle: Stadt Marburg

Marburg-Nordstadt
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chen Zeitraum verzeichnete die Gruppe der 
Kinder und Jugendlichen bis max. 15 Jahren 
einen Einbruch um 12,2 % und die Gruppe 
der 30 bis 44-jährigen um knapp ein Drittel. 
Diese starken Verschiebungen innerhalb ei-
nes vergleichbar kurzen Zeitraums von nur 
8 Jahren haben zu spürbaren Spannungen 
auf dem Wohnungsmarkt geführt. Trotz ei-
ner hohen Zahl von Neubauwohnungen 
(zwischen 2002 und 2010 wurden 1.755 
Wohnungen in Marburg neu gebaut) hat 
dies in der Marburger Kernstadt zu einem 
stetigen Anstieg der Kaltmieten geführt. Die 
aktuelle Zahl an Studierenden ließ den An-
gebotsmietpreis für 3-Zimmer-Wohnungen 
auf 7,58 €/m² ansteigen (Quelle: www.immo-
daten.net).

Eine Zunahme verzeichnet Marburg auch 
bei der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung (+10,8 % von 2000 bis 2010). 
Herausragende Beschäftigungssektoren 
sind neben der starken pharmazeutischen 
Industrie insbesondere der Bildungsbereich 
(Universität) und der Gesundheitssektor 
(Universitätsklinikum). 

Ein zentrales Projekt der Stadtentwicklung 
ist die Restrukturierung der Standorte der 
Universität. In der Umsetzung sind der Auf-
bau eines naturwissenschaftlichen Campus 
auf den Lahnbergen und die Errichtung ei-
nes geisteswissenschaftlichen Campus der 
im innerstädtischen Projektgebiet liegt. 

Ein weiteres wesentliches Projekt der Stadt-
entwicklung ist die umfassende Aufwertung 
der Nordstadt, beginnend mit dem Umbau 

des Hauptbahnhofes, des Bahnhofsvorplat-
zes und der Quartiersanbindung an die In-
nenstadtautobahn. 

Ein Grundsatz der Marburger Stadtent-
wicklung ist, dass energetische Projekte nur 
dann besonders wirkungsvoll umgesetzt 
werden können, wenn sie mit stadtentwick-
lungspolitischen Zielen gekoppelt werden. 
Die Stadt Marburg hat unter Beteiligung 
von Bürgern, Unternehmen, Vereinen und 
der öffentlichen Verwaltung ein Integriertes 
Klimaschutzkonzept 2011 erstellt und im 
März 2012 zur Umsetzung beschlossen. Es 
führt vielfältige öffentliche und private Ein-
zelprojekte zusammen. Drei Szenarien wur-
den entwickelt. Die Stadt Marburg hat sich 
für das anspruchsvollste Szenario „Pionier“ 
entschieden. 

Handlungsschwerpunkte setzt das Szenario 
in der Sanierung der Gebäude, dem Woh-
nen und dem Denkmalschutz. Nicht weni-
ger als 25 % der Gebäude in der Marburger 
Innenstadt sind denkmalgeschützt, im Un-
tersuchungsgebiet Nordstadt sogar 40 %. 
Klima- und energiepolitische Maßnahmen 
müssen hier in einem besonders sensiblen 
baulichen Umfeld durchgeführt werden. 

Bei dieser Arbeit spielen die kommunalen 
gemeinwirtschaftlichen Unternehmen eine 
gewichtige Rolle. Sie werden von der Stadt 
Marburg gezielt erhalten und gefördert und 
stellen heute einen wichtigen Begleiter und 
Impulsgeber der Umsetzung von ambitio-
nierten energie- und verkehrspolitischen 
Zielen dar. 

Das Marburger Quartier ist durch vielfältige Gebäudetypen, Baualtersklassen und Nutzungen geprägt. Fotos: IWU

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere
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Quartiersentwicklung

Als Resultat des ExWoSt-Modellprojektes 
der Energetischen Stadterneuerung soll in 
Marburg demonstriert werden, wie mit in-
homogenen Bau- und Eigentümerstruktu-
ren, denkmalgeschützter Bausubstanz und 
dem Stadtbild in nicht denkmalgeschützten 
Beständen umzugehen ist. Das Projekt zielt 
darauf ab, bereits bis 2015 im Gebäudebe-
stand die Hälfte des Primärenergieeinsat-
zes beim Wärmebedarf und die Hälfte des 
Strombedarfs zu reduzieren. Allgemein soll 
im Rahmen der Stadtentwicklungsplanung 
durch ergänzende Neubauten eine beleben-
de Mischung von Wohnen, Büros, Einzel-
handel, Tagung und Kultur mit einer attrak-
tiven Gestaltung von Freiflächen angestrebt 
werden. Mit der Campusplanung soll die 
Aufwertung fortgesetzt werden.

Marburg-Nordstadt wurde im Rahmen die-
ser Studie als Modellquartier für eine grün-
derzeitliche Struktur ausgewählt. Von ho-
hem Interesse für das Forschungsvorhaben 
ist zudem die Situation mit mehreren Wär-
menetzen und vielen Einzeleigentümern 
mit konventioneller Wärmeversorgung. 

In der Nordstadt wurden in der jüngeren 
Vergangenheit bestehende städtebauliche 
Defizite insbesondere in der Verkehrsinfra-
struktur und in der Verkehrsführung durch 
umfangreiche öffentliche Investitionen aber 
auch durch private Maßnahmen verbes-
sert. Das Quartier ist insgesamt ein wichti-
ger Baustein im Restrukturierungsprozess 
der Universitätsstandorte. Die vorgesehene 
energetische Aufwertung der Bestände im 
Quartier soll auch den privaten Immobilie-
neigentümer erreichen, so dass mittelfristig 
der Anschluss an die bereits umfangreich 
sanierte Altstadt gefunden wird. 

Auch vor diesem Hintergrund wird erst-
malig ein Integriertes Quartierskonzept 
entwickelt. Ein zweites wird im Stadtteil 
Richtsberg mit einem hohen Anteil an so-
zialem Wohnungsbau im Rahmen des KfW-
Programms „Energetische Stadtsanierung“ 
folgen. Eine Aufnahme in das Programm 
wurde 2012 beantragt und bewilligt. Die 

Konzepte sollen Nutzern und Eigentümern 
Potenziale aufzeigen und eine koordinierte 
Umsetzung vorbereiten. Gleichzeitig sollen 
die Konzepte Ideengeber für Hauseigentü-
mer und Unternehmen darstellen. 

In beiden Quartierskonzepten spielen Fra-
gen der Wirtschaftlichkeit energetischer 
Maßnahmen eine besondere Rolle. In der 
Nordstadt wird die Beachtung des Denk-
malschutzes die wirtschaftliche Umsetzung 
energetischer Maßnahmen erschweren. Im 
zweiten Untersuchungsgebiet werden sozi-
ale Fragestellungen in den Mittelpunkt rü-
cken. Die Erfahrungen aus beiden Projekten 
sollen wechselseitig genutzt werden. 

Der Ansatz aus dem übergreifenden Klima-
schutzkonzept, die Potenziale in der Ener-
gieeinsparung gezielt herauszuarbeiten 
und dies durch den Ausbau des Einsatzes 
erneuerbarer Energien und der Erhöhung 
der Energieeffizienz, soll für das Untersu-
chungsgebiet auf die zentralen Bausteine 
Wohngebäude, öffentliche Gebäude und 
Mobilität übernommen werden. 

Für den Themenschwerpunkt Mobilität wird 
dabei erstmals die Quartiersebene zur Be-
trachtung gewählt. Dafür werden zunächst 
die Ergebnisse des gesamtstädtischen An-
satzes für die Nordstadt konkretisiert. 

Maßnahmen und deren Umsetzung

Im Rahmen der Begutachtung 2011 wur-
den zwei Szenarien vorgeschlagen, wie die 
Energie- und Klimaschutzziele gegenüber 
einem Referenzszenario einer Status-Quo-
Weiterentwicklung erreicht werden können. 
Beiden Konzepten gemein ist die Förderung 
der Gebäudeenergieeffizienz und der effi-
zienten Anlagentechnik. In einem Szenario 
wird verstärkt die Erzeugung regenerativer 
Energien im Modellgebiet vorgeschlagen, 
schwerpunktmäßig über Solarthermie und 
Photovoltaik. Im anderen Szenario geht es 
um den Umbau der Struktur der Wärmenet-
ze hin zur Anbindung zusätzlicher Gebäude 
und Einspeisung regenerativer Energien, 
z. B. über Abwasserwärme. Die Umsetzung 
wird erst begonnen.
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Akteursebene

In den im Quartier angestrebten Beteili-
gungsprozess sollen neben den großen Im-
mobilienhaltern im Quartier, also verschie-
denen Unternehmen, der Universität und 
den Behörden, bspw. auch Agenda-Grup-
pen, Vertreter des Einzelhandels und Be-
wohnervertretungen eingebunden werden. 
Da weite Teile des Untersuchungsgebietes 
gleichzeitig Sanierungsgebiet sind, kann auf 
bestehende Kontakte des Sanierungsträgers 
aufgebaut werden. 

Diesem Ansatz liegt die Annahme zugrunde, 
dass die Hauseigentümer bereits vielfältige 
kleinere energetische Maßnahmen durch-
geführt haben bzw. beabsichtigen oder diese 
aufgrund von eingeschränkten finanziellen 
Möglichkeiten oder einfach aus mangeln-
dem Interesse gänzlich unterlassen. Da 
diese Interessenslagen sehr differenziert 
ausfallen können, wird eine individuelle 
Ansprache der Immobilieneigentümer eine 
wesentliche Herausforderung im weiteren 
Prozess sein. 

Fotos: IWU

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere
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Das Gebiet „Finsterwalderstraße / Aichergelände“ liegt im Westen der Stadt Rosenheim 
zwischen der Bahnlinie Rosenheim – Holzkirchen im Norden und dem Mangfallkanal im 
Süden. Die Äußere Münchener Straße durchquert das Gebiet von Nord-Ost nach Süd-
West und grenzt das Wohngebiet Finsterwalderstraße vom gewerblich genutzten Aicher-
gelände ab. Grünflächen größeren Zuschnitts sind im Süden mit den Randgebieten des 
Landschaftsschutzgebietes Mangfall gegeben; nördlich der Bahnlinie nach Holzkirchen 
beginnen die land- und forstwirtschaftlichen Flächen von Fürstätt. Die Anbindung mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln an Bahnhof und Stadtmitte ist durch Buslinien gegeben; die 
Einrichtung einer Haltestelle an der Bahnlinie Rosenheim – Holzkirchen ist in Planung. 

In Summe ergeben sich ca. 33 ha Wohnbauflächen und ca. 58 ha Gewerbeflächen. Die Be-
bauung ist relativ heterogen – sie unterteilt sich wie folgt:

ID Fläche (ha) Beschreibung

1 58,7 Gewerbliche Sonderbauten / Dienstleistungsgebäude

2 7,7 Zeilenbebauung mit kleinen und großen Mehrfamilienhäusern

3 2,3 Blockbebauung

4 2,2 Reihenhäuser

5 4,8 Lockere offene Bebauung

6 5,9 Einfamilienhäuser- und Doppelhäusersiedlung

7 10,1 Einfamilienhäuser- und Doppelhäusersiedlung

Das Modellquartier ist geprägt durch unterschiedliche Arten der baulichen Nutzung und 
damit einhergehend einer heterogenen Bebauungs- und Eigentümerstruktur. Im Teilraum 
„Finsterwalder Straße“ erstreckt sich ein reines Wohngebiet mit Wohnblöcken bzw. -zei-
len sowie einer Einfamilienhausbebauung. Das „Aichergelände“ wurde als reines Gewer-
be- und Einkaufsgebiet entwickelt. Trotz seiner heterogenen Quartiersstruktur wird das 
Quartier durch seine Lage entlang der Ausfallstraße, zwischen einer Bahntrasse im Norden 
und dem Mangfangkanal im Süden, als Einheit wahrgenommen und stadtentwicklerisch 
als Gesamtheit betrachtet. Die unterschiedlichen Nutzungen, städtebaulichen Struktu-
ren, differierende Energienutzungen und -bedarfe, deutlich voneinander abweichende 
Bevölkerungsstrukturen und -dichten in den Teilräumen, machen das Quartier zu einem 
anspruchsvollen Raum der städtischen Entwicklung. Diese Herausforderungen sollen im 
Rahmen einer integrierenden Stadtentwicklung und mit einem Schwerpunkt „Energeti-
sche Quartiersentwicklung“ angegangen werden.

Das Modellgebiet ist durch eine heterogene Eigentümerstruktur gekennzeichnet. Der 
Kernbereich der gewerblich genutzten Flächen gehört einigen wenigen Eigentümern, die 
in einer Interessengemeinschaft organisiert sind; die restlichen Bereiche sind im indivi-
duellen Privateigentum. Die Wohnbebauung an der Finsterwalderstraße gehört im ver-
dichteten Wohnbereich Wohnungsgesellschaften (teilweise der kommunalen GRWS Woh-
nungsbau- und Sanierungsgesellschaft GmbH der Stadt Rosenheim), während der Rest 
der Bebauung Privatpersonen zuzuordnen ist.

Stadt Rosenheim (Bayern)

61 000 Einwohner, Bevölke-
rung wachsend, 

Angebotsmiete 3 Zi. ca. 7,50 
Euro/m² 

Quartier „Finsterwalder-
straße – Aichergelände“ 

ca. 96 ha, ca. 3.000 Ew. 

Gewerbegebiet mit viel 
großflächigem Einzelhan-
del sowie Wohngebiet der 
Nachkriegszeit (Einfamilien-
häuser und Zeilenbauten), 
Stadtrand, Bahnlinie am 
Gebietsrand

Rosenheim: Finsterwalder Straße / Aichergelände
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die Stadt das Ziel, bis zum Jahr 2025 mindes-
tens 40 % der energiebedingten Emissionen 
gegenüber dem Jahr 2010 zu reduzieren. Die 
Umsetzung soll im Rahmen eines kommu-
nalen Energiemanagements erfolgen.

Gleichzeitig haben die Stadtwerke Rosen-
heim ein eigenes Energiekonzept erar-
beitet. Dieses enthält die Zielaussage, die 
CO

2
-Neutralität der Stadtwerke bis zum Jahr 

2025 zu erreichen sowie den Fernwärmean-
teil und den Anteil der thermochemischen 
Biomassevergasung auszubauen. Die bei-
den letztgenannten Fachkonzepte sind in 
enger Abstimmung der zwischen den Stadt-
werken und der städtischen Projektleitung 
erstellt worden. So wird über das Stadtent-
wicklungskonzept ein integriertes Gesamt-
konzept vorgelegt werden können, das ein 
umsetzungsorientiertes Maßnahmenszena-
rio bis 2025 einschließlich eines konkreten 
Maßnahmenkatalogs umfasst.

Darüber hinaus hat sich die Stadt Rosen-
heim am KlimaExWoSt-Projekt „Stadtklima-
lotse“ im Rahmen des Forschungsprojek-
tes „Urbane Strategien zum Klimawandel: 
Kommunale Strategien und Potenziale“ 
beteiligt, welcher die Auswahl und Umset-
zung von Maßnahmen zum Klimaschutz im 
Kontext der kommunalen Stadtentwicklung 
unterstützt.

Quartiersentwicklung

Die Vermeidung von CO
2
-Emissionen und 

die Einsparung von fossilen Primärenergien 
zum Schutz der Umwelt kann auch als kon-
krete Maßnahme aus dem Integrierten Ener-
gie-, Klima- und Umweltschutzkonzept 2025 
der Stadt Rosenheim abgeleitet werden.

Die Stadt hat den Prozess zur Erstellung 
eines integrierten Stadtentwicklungskon-
zeptes „Rosenheim 2025“ zunächst verwal-
tungsintern begonnen. Inzwischen sind 

Die Sanierung des innerstädtischen Quar-
tiers Altstadt Ost war zusammen mit der 
Landesgartenschau 2010 das Großprojekt 
der vergangenen Jahre. Dieses wird nun von 
der zukünftigen Entwicklung des Bahnhofs-
areals als wesentliches Leitprojekt abgelöst. 
Daneben ist in den nächsten Jahren die Um-
setzung eines Masterplans zum Fachhoch-
schulstandort Rosenheim als besonders 
bedeutend einzustufen. Die vorgenannten 
Projekte haben ebenso wie das Modellquar-
tier eine hohe Nutzungsmischung, einen 
großen Neuordnungsbedarf sowie im Hin-
blick auf die energetischen Gesichtspunkte 
überdurchschnittlich hohe Entwicklungs-
potenziale, wenn es gelingt, innovative und 
zukunftsweisende Konzepte umzusetzen.

Das gesamtstädtische „Stadtentwicklungs-
konzept Rosenheim 2025“ befindet sich der-
zeit in der Erarbeitung. 

Ein Baustein bildet das „Integrierte Energie-, 
Klima- und Umweltschutzkonzept“, das in-
nerhalb eines Jahres erarbeitet wird. Den Er-
gebnissen wurde durch den Stadtrat im Sep-
tember 2012 zugestimmt. Damit setzt sich 

Gesamtstädtische Entwicklung

Rosenheim ist mit ca. 37 km² Fläche die 
zweitkleinste kreisfreie Stadt Bayerns. Auf-
grund seiner begrenzten Stadtfläche und 
einer weiteren Limitierung potenziell be-
baubarer Freiflächen durch hochwertige, in 
der Regel gewässerbegleitende Landschafts- 
und Grünräume, sind aktuelle und zukünfti-
ge Neu- und Umbaugebiete vornehmlich im 
bestehenden Siedlungsbereich zu suchen. 
Dies ist notwendig, da die Bevölkerungs-
entwicklung einen stabilen, positiven Saldo 
aufweist. Insgesamt stehen aktuell Wohn-
bauflächenreserven für ca. 5.000 Wohnein-
heiten oder ca. 9.600 Personen bereit. Die 
Gewerbebaulandreserven belaufen sich auf 
etwa 30 ha Fläche.

Quelle: Stadt Rosenheim

Fernwärmeausbaugebiet im Modellquartier in Rosenheim

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere
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während der Konzeptphase Impulse für 
die Entwicklung des integrierten Umwelt-
schutzkonzeptes erstmalig gesetzt worden. 
Im Bereich technische Infrastruktur/Ener-
gie/Umwelt wurden im Rahmen des BMBF-
Wettbewerbs EnEff:Stadt u.a. Konzepte zur 
Energieeinsparung und Umweltentlastung 
gemeinsam mit den Stadtwerken Rosen-
heim GmbH erstellt (Projekt EnEff:SEKO 
gemeinsam mit dem AGFW | Der Energieef-
fizienzverband für Wärme, Kälte und KWK 
e.V. und den Städten Duisburg, Leipzig und 
Schneeberg).

Allgemein soll das Aichergelände im Rah-
men der Stadtentwicklungsplanung als 
wichtiger Fachmarktstandort die Attrakti-
vität der Gesamtstadt sichern. Ein weiterer 
Ausbau der Handelsflächen ist nicht ge-
plant, vielmehr soll das Aichergelände auch 
zukünftig ein Gewerbestandort sein. Hier 
wird zur Sicherstellung der Energieversor-
gung eine Kraft-Wärme-Kopplungsanlage 
errichtet. Dem Ziel einer CO

2
-neutralen 

Energiebilanz soll durch effizientere Gas-
motoren näher gekommen werden.

Die Wohnbebauung an der Finsterwalder-
straße soll sowohl im Einfamilienhausbe-
reich, wie auch im verdichteten Geschoß-
wohnungsbaubereich für soziökonomisch 
schwächere Familien als attraktiver Wohn-
standort gesichert werden. Derzeit ist die 
Errichtung eines Familienzentrums mit 
Kindertagesstätte sowie einer Wohnanlage 
vorgesehen. Die energetische Sanierung des 
Gebäudebestands ist in Teilbereichen und 
insbesondere in den Beständen der städti-
schen Wohnungsbaugesellschaften vorge-
sehen.

Ein erstes Beispiel für die Umsetzung von 
gesamtstädtischen klimaschutz- und ener-
gierelevanten Konzepten und Analysen auf 

der Quartiersebene soll das „Integrierte 
Energie-, Klima- und Umweltschutzkon-
zept“ liefern. Insbesondere soll die Über-
tragbarkeit der Inhalte von der gesamtstäd-
tischen Ebene unter Berücksichtigung der 
Rahmenbedingungen und spezifischen Po-
tenziale im Modellquartier beispielhaft ge-
prüft werden.

Im Rahmen der energetischen Stadtentwick-
lung soll im Modellquartier nachgewiesen 
werden, wie vorliegende inhomogene Bau- 
und Nutzungsstrukturen bei unterschied-
lichsten Eigentumsverhältnissen sparsam 
und umweltverträglich energetisch versorgt 
und entwickelt werden können. 

Um die Ziele einer Energie- und Kostener-
sparnis sowie einer Reduzierung der CO

2
-

Belastung zu erreichen und das Umwelt-
bewusstsein der Bevölkerung im Quartier 
nachhaltig anzuheben, ist weiterhin eine 
Verbesserung der Anbindung des Aicher-
geländes an das kommunale Radwegenetz 
vorgesehen. Zudem ist die Einrichtung ei-
nes Stadtbahnhaltepunktes am Gelände ge-
plant.

Maßnahmen und deren Umsetzung

Das Gebiet wurde 2009 an das Fernwärme-
netz der Stadtwerke Rosenheim GmbH & 
Co. KG angeschlossen. Ein weiterer Ausbau 
der Fernwärme (vgl. Plan oben) ist geplant, 
weil hier die größten Potenziale zur Vermei-
dung von CO

2
-Emissionen und Einsparung 

von fossilen Primärenergien bestehen. Nach 
Umsetzung des Fernwärmeausbaukonzep-
tes wird für ca. 90 % der Gebäude der An-
schluss an die Fernwärmeversorgung mög-
lich sein. Ein Anschluss ist dabei sowohl für 
die Gewerbebetriebe des Aichergeländes als 
auch für den Gebäudebestand entlang der 
Finsterwalderstraße möglich.

Luftbild des Aichergeländes, Foto: Stadt Rosenheim
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Die Einsparung von Primärenergie und 
CO

2
-Emissionen für Fernwärmekunden 

können dank des hier verwendeten Primär-
energiefaktors von 0,0 mit keiner anderen 
Maßnahme erreicht werden. 2012 wurden 
weitere 1500 m Fernwärmeleitungen im 
Modellquartier verlegt. Zusätzlich wird zur 
Energieversorgung des Modellquartiers seit 
2011 durch die Stadtwerke Rosenheim eine 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlage mit einem 
Gasmotor betrieben.

Die durch die TU München bereits für alle 
Gebäude in Rosenheim ermittelten Wärme-
bedarfe und die daraus erstellten Wärme-
dichtekarten lassen Aussagen zum Wärme-
bedarf in den Stadtquartieren als Grundlage 
des Fernwärmeausbaukonzeptes zu. Die-
sem Ansatz fehlt jedoch noch die Weiter-
entwicklung der Daten hinsichtlich einer 
automatisierten Erfassung und Aktualisie-
rung aller Faktoren die den Wärmebedarf 
bestimmen (z. B. Stand der energetischen 
Sanierung der Gebäude oder Integration 
demografischer Daten, Simulation von Sze-
narien zur Unterstützung der Planung von 
Fernwärmeausbaugebieten.

Einzelgebäude und Geschosswohnungsbau

Akteursebene

Beide Teilräume des Stadtquartiers sind 
von einer heterogenen Nutzer- und Bewoh-
nerstruktur geprägt. Die im Kernbereich 
gewerblich genutzten Flächen gehören al-
lerdings wenigen Eigentümern, die in einer 
Interessengemeinschaft organisiert sind. Im 
verdichteten Wohnbereich der Finsterwal-
der Straße sind verschiedene Wohnungs-
baugesellschaften bedeutende Bestandshal-
ter. Der überwiegende Teil der Bebauung ist 
Privateigentümern zuzuordnen, die allein 
aufgrund ihrer Vielzahl weniger gut im Rah-
men des Prozesses zu erreichen sind.

Eine enge und funktionierende Kooperation 
besteht jedoch mit den Stadtwerken Rosen-
heim als Energieversorger, der städtischen 
Wohnungsbaugesellschaft GRWS und ei-
nigen privaten Wohnungsbaugesellschaf-
ten als großen Bestandshaltern, sowie der 
bereits erwähnten Interessengemeinschaft 
der Immobilieneigentümer des Aicherge-
ländes. Eine direkte Einbindung der nicht 
organisierten Privateigentümer und der 
Bewohnerschaft ist – abgesehen von der 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen des 
Planungsprozesses zum Stadtentwicklungs-
konzept - zum derzeitigen Stand noch nicht 
erfolgt.

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere

Parkplatz vor dem Media-Markt, Fotos: Stadt Rosenheim
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Der Stadtteil Hahle der Hansestadt Stade kann, obwohl es ein typischer Vertreter der Stadt-
erweiterungsplanung der 1950er bis 1970er Jahre ist, als gewachsenes Wohnquartier be-
zeichnet werden. 

In erster Linie wird das Quartier durch die Funktion Wohnen bestimmt. Große Abschnitte 
wurden mit Reihen- und Einfamilienhäusern bebaut. Darüber hinaus sind Geschoßmiet-
wohnungen in drei- bis viergeschossigen Zeilenbauten und in bis zu siebengeschossigen 
Punkthäusern entstanden. Hahle hat 3.100 Einwohner, rund 60 % der Bewohner sind äl-
ter als 40 Jahre. Mit den Gemeinbedarfseinrichtungen Ganztagsschule, Kindergärten und 
Kirche in zentraler Lage, Einzelhandel und einem kleinteiligen Versorgungszentrum im 
Eingangsbereich des Quartiers an der Bundesstraße (B 73) sind die Strukturen für ein ei-
genständiges Quartier geschaffen worden.

Eine negative Bevölkerungsentwicklung und eine beschleunigte Fluktuation der Bewoh-
nerschaft prägen die demografische Entwicklung des Quartiers. Um dieser Entwicklung 
entgegen zu wirken und gleichzeitig den veränderten Wohnwünschen und -bedürfnissen 
der Bevölkerung gerecht zu werden, wird im Stadtteil neben einer baulich-architektoni-
schen eine stadtgestalterische und energetische Erneuerung angestrebt. Dabei bieten die 
Wohngebäude wie auch das Wohnumfeld im innenstadtnahen Quartier optimale Vorraus-
setzungen für die Erhaltung und Aufwertung des vorhandenen Wohnraums. 

Das Quartier bedarf einer umfassenden energetischen Aufwertung sowie einer gestalte-
risch-funktionalen Wohnumfeldaufwertung. Zusammen mit den Bewohnern wurde von 
der Stadtverwaltung im Rahmen der Hahler Runde eine integrierte Quartiersentwicklung 
begonnen, in der Eigentümer, ortsansässige Geschäftsleute und Vertreter sozialer Einrich-
tungen gemeinsam Vorschläge zur Verbesserung der Situation erarbeiteten, die in den 
nächsten Jahren umgesetzt werden sollen.

Bereits in der jüngeren Vergangenheit wurden in Hahle erste Schritte einer energetischen 
Erneuerung initiiert. Ein Prozess der integrierten Quartiersentwicklung unter Einbindung 
der Öffentlichkeit wurde angestoßen, mögliche Kooperationspartner gewonnen und eine 
„Verfahrenskultur“ etabliert.

Hansestadt Stade  
(Niedersachsen)

46.000 Einwohner, 
Bevölkerung stabil,

Angebotsmiete 3 Zi. ca. 6 
Euro/m² 

Quartier Hahle 

ca. 3.100 Einwohner, ca. 
35 ha 

Stadterweiterung 50er bis 
70er Jahre (Reihenhäuser, 
Geschosswohnungsbau, 
Einfamilienhäuser), Stadt-
rand mit Busanbindung

Gesamtstädtische Entwicklung

Seit der Ansiedlung verschiedener industri-
eller Großbetriebe in der Hansestadt Stade 
in den 1970er Jahren, kann die Stadt – von 
wenigen wirtschaftlichen Rückschlägen ab-
gesehen – eine erfolgreiche wirtschaftliche 
Entwicklung verzeichnen. Die Schlagwörter 
der jüngsten wirtschaftlichen Entwicklung 
sind – neben der Sicherung im Bestand - 
CFK-Valley  und der Hochschul- und Seeha-
fenstandort Stade. (CFK = carbonfaserver-
stärkter Kunststoff).

Gleichzeitig ist laut einer Studie zur demo-
graphischen Entwicklung bis 2025 mit ei-
ner positi-ven Entwicklung der Gesamtbe-
völkerung zu rechnen. Ein zentraler Faktor 
zur Steuerung der Einwohnerentwicklung 
Stades wird die kommunale Bodenbevor-
ratungspolitik und der damit verbundene 
Neubau von Wohneinheiten sein. Gleich-
zeitig, so ist einer Wohnungsmarktprogno-
sestudie vom Juli 2011 zu entnehmen, kann 
der überwiegende Teil der Nachfrage nach 
Wohnraum auch zukünftig im Bestand ge-
deckt werden. Voraussetzung dafür ist aber, 
dass die Wohnungsbestände durch umfang-
reiche Modernisierung zukunftsfähig ge-
macht werden, insbesondere bezüglich der 
energetischen Beschaffenheit und der Woh-
nungsaus-stattungen. Mit einem attraktiven 
Wohnungsangebot zielt man dabei nicht zu-
letzt auf Ham-burger Haushalte und Men-
schen aus dem Umland der Generation 50+, 
die zukünftig und in steigendem Maße eine 
bedeutsame Potenzialgruppe darstellen. 

Das „Leitbild Stade 2020“ aus dem Jahr 
2008 ist ein „Leitsystem“ für das zukünftige 
Handeln der Akteure der Stader Stadtent-

Stade-Hahle
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wicklung. Nicht zuletzt mit diesem Leitbild 
versteckt sich die Hansestadt Stade als welt-
offenes, wirtschaftsfreundliches, umwelt-
orientiertes, soziales und kulturelles Zent-
rum an der Unterelbe. Zur Realisierung der 
u.a. im „Stadtentwicklungskonzept 2008“ 
genannten Entwicklungsziele konnten bis 
heute wiederholt Mittel der Städte-bauför-
derung genutzt werden. 

Zur Erreichung dieser Ziele ist ein integrier-
tes Vorgehen eine wirkungsvolle Strategie 
zur Sicherung einer nachhaltigen Entwick-
lung, die zukünftig stärker die Aspekte einer 
klimawandelgerechten Entwicklung zu be-
rücksichtigen hat. 

Die Hansestadt Stade stellt sich somit den 
Herausforderungen des Klimawandels und 
hat bereits im Jahr 2011 beschlossen, die 
Verwaltung mit der Erstellung eines Klima-
schutzkonzeptes zu beauftragen. Daraufhin 
wurde im März 2012 einen Antrag auf För-
derung im Rahmen der Klimaschutzinitiati-
ve des Bundesumweltministeriums gestellt. 
Darüber hinaus ist das Quartier Hahle Pilot-
kommune im KfW-Programm „Energetische 
Stadtsanierung“.

Die Stadtwerke Stade treiben als wesentli-
cher Energieversorger in der Stadt ihrerseits 
die Entwicklung von Projekten zur klima-
schonenden und nachhaltigen Energiever-
sorgung stetig voran. Unter anderem setzen 
sie einen Schwerpunkt im Bereich der Pho-
tovoltaik (Anlagen auf Schuldächern) und 
der Nahwärmeversorgung (Pellets-BHKW in 
der Salztorvorstadt). Gleichzeitig sind sie als 

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere

Quelle: Stadt Stade

kompetenter Partner bei der energetischen 
Quartiersentwicklung in Hahle eingebun-
den. 

Quartiersentwicklung

Der Rat der Hansestadt Stade hat in seiner 
Sitzung vom 29.8.2011 die Verwaltung mit 
der Erstellung eines integrierten Klima-
schutzkonzeptes beauftragt. Zudem wurde 
einstimmig beschlossen, dass für die ener-
getische Sanierung von Wohnungsbestän-
den der 60er und 70er Jahre der Stadtteil 
Hahle als „Klimaquartier“ (Pilotvorhaben im 
Klimaschutz) eingerichtet wird.

Die festgestellten Funktionsdefizite im 
Stadtteil Hahle erfordern ein koordiniertes 
Vorgehen der Stadtverwaltung und der ört-
lichen Institutionen. Ganztagsschule, Bil-
dungshaus Hahle, Planung des Bürgerparks 
mit den Bewohnern, der Wohnstätte Stade 
e.G. als starke Partnerin vor Ort und die offe-
ne Kinder- und Jugendarbeit verschiedener 
Träger sind bedeutsame Akteure für bereits 
laufende Anstrengungen in Modellquartier 
Hahle.

Siedlungen der 60er und 70er Jahre stellen 
aus mehreren Gründen eine besondere He-
rausforderung dar; auch und besonders im 
Klimaschutz. Die Erarbeitung von Kompe-
tenz und wirksamen Vorgehensweisen kann 
eine wichtige Ressource zur Begegnung 
ähnlich gelagerter städtebaulicher Aufga-
ben in weiteren Siedlungsbereichen der 
Hansestadt Stade darstellen. 

Die demografische Entwicklung führt in 
diesen Siedlungen zu einem beschleunigten 
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Diese konzentriert sich auf zwei prägende 
Bebauungsstrukturen, den Geschosswoh-
nungsbau mit bis zu fünf Vollgeschossen im 
Kernbereich sowie Reihenhäuser in den wei-
teren Bereichen. Der Sanierungsstand der 
Geschosswohnungsbauten, die vornehm-
lich im Besitz der Wohnstätte Stade e.G. 
sind, ist heterogen. Die Eigentümerin ist 
sehr an einer energetischen Sanierung ihres 
Bestands interessiert und möchte den Ein-
satz erneuerbarer Energien sukzessive aus-
bauen. Der Reihenhausbestand ist geprägt 
durch differenzierte Eigentumsverhältnisse. 

Wechsel der Bewohner und Eigentümer und 
damit der Ansprüche nachwachsender Ge-
nerationen an ihre Wohnverhältnisse und 
ihr Wohnumfeld. Zugleich steigt der Druck 
auf die „zweite Miete“ bzw. Energie- und 
weitere Nebenkosten, wenn die Gebäude 
aufgrund thermischer Untersuchungen 
nach heutigen Standards nicht ausreichend 
gedämmt sind. 

In der Kombination aus dem vielfachen 
Wunsch nach mehr Wohnraum und ande-
ren Grundrissen einerseits und dem Erfor-
dernis, umfassend energetisch zu sanieren, 
wird die Chance gesehen, mit gezielten 
Beratungs- und Förderungsangeboten zu 
langfristig tragfähigen Lösungen zu gelan-
gen. Damit kann zugleich das Risiko mini-
miert werden, dass oft nur auf den nächsten 
Schritt bezogene Teillösungen zur Umset-
zung kommen, die besser in eine geplante 
Gesamtlösung eingeordnet werden sollten. 

Dies ist umso wichtiger, als viele Siedlungen 
dieser Entstehungszeit wie in Hahle klare 
städtebauliche Gliederungen aufweisen, 
die mit vertretbaren Spielräumen geordnet 
weiterentwickelt werden sollten. Nicht zu-
letzt bieten diese Siedlungen in der energe-
tischen Sanierung Potenzial für neue Ener-
gieträger und Nahwärmekonzepte, wie sie 
von der Wohnstätte und den Stadtwerken an 
anderer Stelle bereits erfolgreich umgesetzt 
bzw. erprobt werden. 

Das Quartier wurde im Februar 2012 als 
Pilotprojekt zum KfW-Förderprogramm 
„Energetische Stadtsanierung“ bestätigt. 
Mit dem Programm sollen vertiefende in-
tegrierte Quartierskonzepte zur Steigerung 
der Energieeffizienz der Gebäude und der 
Infrastruktur insbesondere zur Wärmever-
sorgung entwickelt und umgesetzt werden. 
Bis zum Frühsommer 2013 soll  das Konzept 
vorliegen. Bei der Erstellung dieses Kon-
zepts kann auf folgende gesamtstädtische 
wie quartiersbezogene Grundlagen zurück-
gegriffen werden:

•	 Stadtentwicklungskonzept Stadt Stade 
2008

•	 Vorbereitende Untersuchung Stadt Stade 
– Stadtteil Hahle

•	 Hahler Runde – Integrierte Quartiersent-
wicklung Hahle (laufender Prozess)

Die Rahmenbedingungen zur Steigerung der 
Energieeffizienz und dem Ausbau erneuer-
barer Energien im Quartier sind im Wesent-
lichen für die vorherrschende Funktion des 
Quartiers als Wohnstandort zu betrachten. 

Hahle ist durch Einfamilienhäuser, Reihenhäuser und 
Geschosswohnungen in Zeilenbauweise geprägt

Fotos: Stadt Stade
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Die Gebäude selbst stellen zudem eine be-
sondere Herausforderung für konstruktive 
Lösungen bei der energetischen Sanierung 
dar. Inwieweit eine Nahwärmeversorgung 
hierbei eine Rolle spielen könnte, wird der-
zeit von den Stadtwerken Stade untersucht. 
Die öffentlichen Immobilien in städtischer 
Hand, wurden vielerorts im Quartier bereits 
über das Konjunkturprogramm energetisch 
saniert.

Maßnahmen und deren Umsetzung

Unter Einbeziehung eines Sanierungs-
trägers soll nun ein vertieftes Integriertes 
Quartierskonzept für Hahle zur Steigerung 
der Energieeffizienz der Gebäude und der 
Infrastruktur insbesondere zur Wärmever-
sorgung entwickelt und umgesetzt werden.

Derzeit wird im Rahmen des KfW- Förder-
programms „Energetische Stadtsanierung“ 
an der Erstellung des integrierten energeti-
schen Quartierskonzeptes unter Einbezie-
hung eines Sanierungsträgers zusammen 
mit einem Fachbüro gearbeitet. 

Ab Mai 2012 begann die Grundlagenermitt-
lung, Analyse und Potenzialbilanzierung des 
Quartiers mit einer erstellten Energiebilanz, 
die im Rahmen einer 1. Bürgerveranstaltung 
vorgestellt wurde. Hierzu wurde eine Haus-
haltsbefragung für die Bewohner von Rei-
hen- und Einfamilienhäusern im Quartier 
Hahle (Fragebogen mit einer Rücklaufquote 
von 13 Prozent) durchgeführt. Ein weiterer 
Schwerpunkt liegt in der Verbesserung der 
Verkehrssituation und Mobilität. Seit Januar 
2013 werden Leitbilder, kurz-/mittel- und 
langfristige Maßnahmen, die damit verbun-
denen Kosten und deren Finanzierung so-
wie das Controllingkonzept erarbeitet, die 
in einer 2. Bürgerveranstaltung der Öffent-
lichkeit präsentiert werden sollen. Ab Mitte 
2013 soll dann mit einer Umsetzung des in-
tegrierten Quartierskonzeptes mit konkre-
ten Handlungsempfehlungen und ersten 
Maßnahmen begonnen werden.

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere

Akteursebene

Die Beteiligung von Bürgerinnen und Bür-
gern ist in Stade ein fester Bestandteil von 
Planungsprozessen. Auch am Standort Hah-
le ist nicht zuletzt die vorbereitende Un-
tersuchung zum Stadtteil Hahle als Beteili-
gungsprozess durchgeführt worden. 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammen-
hang die „Hahler Runde“ die sich aus Be-
wohnern, Eigentümern, Geschäftsleuten, 
Vertretern der sozialen Einrichtungen sowie 
aus der Verwaltung zusammensetzt. In der 
geplanten Lenkungsrunde zum „Integrier-
ten Energetischen Quartierskonzept Hah-
le“ werden zu den Mitgliedern der Hahler 
Runde noch Wohnungsgenossenschaft, die 
Sparkasse, sowie weitere Akteure der Stadt-
verwaltung hinzustoßen. Da die Kooperati-
onsstrukturen vor Ort bereits etabliert sind, 
werden Schwierigkeiten bei der Aktivierung 
der Akteure im Stadtteil nicht erwartet.

Neben der Akteursbeteiligung ist die Öf-
fentlichkeitsarbeit eine zu erbringende 
Teilleistung im Rahmen des KfW-Förderpro-
gramms „Energetische Stadtsanierung“ und 
damit selbstverständlicher Bestandteil der 
Quartiersarbeit.

4.3	 Beschreibung der Pilotquartiere

Die Pilotquartiere wurden nachträglich im 
Rahmen der oben genannten Aufstockung 
in die Studie mit aufgenommen. Ziel war es, 
die entwickelte Berechungsmethodik durch 
Städte testen zu lassen, die aktuell am KfW-
Programm „Energetische Stadtsanierung“ 
teilnehmen. Im Rahmen eines Workshops in 
Stade am 05.02.2013 erfolgte eine gemeinsa-
me Einweisung und Arbeit mit der Berech-
nungsmethodik.



86 Anforderungen an energieeffiziente und klimaneutrale Quartiere (EQ)      Werkstatt Praxis Heft  81

Die „Südöstliche Altstadt“ Naumburgs (Saale) ist durch einen reizvollen historischen Ge-
bäudebestand geprägt, der sich überwiegend in kleinteiligem und häufig selbstgenutztem 
Privatbesitz befindet. Die mittelalterlichen Straßenzüge und die zahlreichen erhaltenen 
Altbauten sind für die gesamte Altstadt ebenso wie für das Pilotquartier charakteristisch. 
Vereinzelt finden sich neuere Gebäude unterschiedlicher Baualtersklassen. Neben zahl-
reichen Einzeldenkmalen ist das Quartier überwiegend als Denkmalbereich ausgewiesen.

Eine weitere Besonderheit des Pilotquartiers besteht in mehreren Frei- und Bracharealen, 
die als Potenzialflächen für die Quartiersentwicklung sehr bedeutsam sind. Damit erge-
ben sich Möglichkeiten für bestandsorientierte Nachverdichtungen und Neubebauung 
wie auch für Freiflächengestaltungen.

Das Pilotquartier „Südöstliche Altstadt“ ist ein Teil des historischen Innenstadtkerns der 
Stadt Naumburg (Saale). Das Quartier zählt damit zum ursprünglichen Siedlungskern der 
Stadt, der nachweislich bereits während des 13. Jahrhunderts und zum Teil davor bestand. 
Folgende neuere Bauten finden sich:

•	 Geschosswohnungsbau der 1950er/1960er Jahre (Johann-Gutenberg-Straße),

•	 vereinzelt neue Ein-/Zweifamilien- bzw. Reihenhäuser (Weingarten, Jakobsgasse), mit 
Baualter der letzen 20 Jahre,

•	 das neu errichtete Nietzsche-Dokumentationszentrum (Jakobsmauer) als öffentliche 
Einrichtung. 

Eingegrenzt werden die vier Blöcke (Block IV bis Block VI sowie Block XVIII) durch die 
Wenzelsstraße und die Neustraße im Süden, durch die Johann-Gutenberg-Straße und 
den Topfmarkt mit der Wenzelskirche im Westen, durch die Jakobsstraße im Norden sowie 
durch die Jakobsmauer im Osten, die die historische Stadtgrenze mit Stadtmauer markiert. 
Die Gebäudenutzung des Quartiers ist überwiegend durch Wohnen, zum Teil in Kombina-
tion mit gewerblicher Nutzung in den Erdgeschosszonen geprägt. Vereinzelt sind gewerb-
liche Nutzung (Druckerei in der Johann-Gutenberg-Straße) sowie Nutzung als öffentliche 
Einrichtungen (Nietzsche-Dokumentationszentrum, Nietzsche Haus, Architektur- und 
Umwelthaus, Amtsgericht) dominierend.

Die innerstädtische Lage des Quartiers sichert eine sehr gute Erschließung über verschie-
dene Zuwegungen. Die Einbindung der „Südöstlichen Altstadt“ in das Netz des öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV) erfolgt nicht direkt, sondern durch sechs am südlichen 
Rand des Quartiers liegende Haltestellen einer Straßenbahn- und zweier Buslinien. Inner-
halb des Quartiers sind die Straßenzüge stark durch den historischen Bestand geprägt. 
Entsprechend erfolgt die Verkehrsführung gemäß dem Konzept des „shared space“, wobei 
die Verkehrsträger (Fußgänger, Radverkehr, motorisierter Verkehr etc.) im Straßenraum 
nicht getrennt oder hierarchisch strukturiert sind, sondern alle Verkehrsteilnehmer gleich-
berechtigt und unter gegenseitiger Rücksichtnahme auftreten. 

Das Gebiet des Modellquartiers „Südöstliche Altstadt“ befindet sich vollständig in den 
Fördergebietskulissen der Städtebauförderprogramme „Städtebauliche Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen“ sowie „Städtebaulicher Denkmalschutz, Sicherung und Erhal-
tung historischer Stadtkerne“. Nicht zuletzt ist dies mit dem sehr hohen Anteil an denk-
malschutzrelevanten Gebäuden und dem flächenhaften Denkmalbereich im Quartier zu 
begründen. 

Stadt Naumburg  
(Sachsen-Anhalt)

24.703 Einwohner (Kern-
stadt, mit Ortsteilen 33.909 
EW)

Bevölkerung rückläufig
Angebotsmiete 3 Zi. ca. 4,80 
Euro/m²

Quartier Südöstliche 
Altstadt 

ca. 350 Einwohner, ca. 6 ha

Südöstlicher Teil der histo-
rischen Altstadt, überwie-
gend Altbauten (vor 1800) 
in Blockrandbebauung, 
Denkmalschutz,  Nutzungs-
mischung, Wärmeversor-
gung individuell, verkehrlich 
zentrale Lage

Naumburg: Südöstliche Altstadt
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Gesamtstädtische Entwicklung

1991 wurde Naumburg (Saale) als Modell-
stadt in das „Bundesprogramm für städte-
bauliche Erneuerung“ aufgenommen und 
drei Jahre später in das noch heute gelten-
de Programm „Städtebauliche Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen“ überführt 
(Gebietskulisse erweiterter Innenstadtring 
und Altstadt). Seit 1996 sind weite Teile der 
Naumburger Innenstadt Fördergebietsku-
lisse des Städtebauförderungsprogramms 
„Städtebaulicher Denkmalschutz, Siche-
rung und Erhaltung historischer Stadtker-
ne“. Beide Programme werden voraussicht-
lich bis zum Jahr 2024 die Stadtentwicklung 
und den Stadtumbau in Naumburg (Saale) 
unterstützen.

Im Jahr 1991 wurde das erste Stadtentwick-
lungskonzept für Naumburg (Saale) vorge-
legt. Zehn Jahre später, Ende 2001, wurde 
das integrierte Stadtentwicklungskonzept 
(SEK 2001) durch den Stadtrat beschlossen 
und bot damit die Voraussetzung und der-

zeit noch etwas weniger stark als in einigen 
anderen ostdeutschen Kommunen. Seit der 
„Wende“ ist die die Zahl der Bevölkerung 
stetig rückläufig. Vor allem jüngere Bevöl-
kerungsgruppen ziehen weg und suchen 
andernorts Arbeit, so dass zunehmend auch 
das „Wegsterben“ der älter werdenden Be-
völkerung zur stadtentwicklungspolitischen 
Herausforderung wird.

2009 wurde ein Flächennutzungsplan für 
Naumburg (Saale) erarbeitet. Damit ein-
her ging auch die teilweise Fortschreibung 
des Stadtentwicklungskonzeptes. Mit dem 
Flächennutzungsplan und dem Stadtent-
wicklungskonzept wird eine nachhaltige 
städtebauliche Entwicklung angestrebt, 
d. h. eine sozial- und umweltverträgliche 
sowie wirtschaftlich tragfähige Entwicklung, 
die Beteiligungsmöglichkeiten für Bürger 
einräumt und auch den Zukunftsaspekt in 
die Betrachtung einbezieht. Anhaltender 
Bevölkerungsrückgang machte auch eine 
Anpassung der Wohnpotenziale im Flä-

Luftbild des Quartiers „Südöstliche Altstadt“ und Lage im Stadtgebiet 

Foto: M. Krüger, DSK nach LVermGeo LSA Naumburg 

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere

Grundlage für die Aufnahme der Stadt in 
das Förderprogramm „Stadtumbau Ost“. 
Die Beweggründe für die Programmnut-
zung sind in Bedingungen zu finden, wie 
sie auch in vielen anderen ostdeutschen 
Kommunen ähnlich vorherrschen. Sie sind 
im Wesentlichen durch sinkende Einwoh-
nerzahlen, ein steigendes Durchschnitts-
alter und strukturelle Wohnungsleerstände 
zu beschreiben und führen zu einem aku-
ten Handlungsbedarf der Stadtentwick-
lung.

Der demografische Wandel ist auch in 
Naumburg (Saale) spürbar, wenngleich
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chennutzungsplan notwendig. Rückbau 
von Wohnraum, Aufwertung und Moder-
nisierung von bestehendem Wohnraum, 
Aufbereitung und Wiedernutzbarmachung 
brachgefallener und untergenutzter Bau- 
und Infrastrukturflächen waren die unab-
dingbaren Folgen. Auch wurde das Ziel der 
verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien 
und einer sparsamen und effizienten Ener-
gienutzung hervorgehoben.

Naumburg (Saale) hat am Modellvorhaben 
des Bundes zur Energetischen Stadterneu-
erung teilgenommen und ein gesamtstädti-
sche Klimaschutzkonzept „Naumburg atmet 
auf“ entwickelt, welches 2009 vom Techni-
schen Ausschuss des Stadtparlaments zu-
stimmend zur Kenntnis genommen wurde. 
In dem Konzept werden nach der Analyse 
der Energiebedarfe nach Verbrauchergrup-
pen und der bisherigen CO

2
-Emissionen, 

Ziele und Maßnahmen definiert, die Bezug 
nehmen auf einen erhöhten Einsatz erneu-
erbarer Energien, Energieeinsparung und 
eine Steigerung der Energieeffizienz in Ge-
bäuden, Technik, Verkehr und Beleuchtung 
etc. Naumburg (Saale) hat sich bereits mit 
verschiedenen Maßnahmenkonzepten und 
Umsetzungsmöglichkeiten beschäftigt, die 
auch konkrete Prioritäten, Kosten, Förder-
möglichkeiten und Beteiligte benennen. 
Gute Erfahrungen konnte die Stadt mit dem 
Einsatz moderner Dimm-Light-Technologi-
en im Bereich der öffentlichen Straßenbe-
leuchtung sammeln. Hier wird die Helligkeit 
zeitabhängig gesteuert (z. B. ist es abends 
während des Berufsverkehrs heller als 
nachts um drei Uhr). Nach einer Pilotphase 
im Jahr 2008 wurde die Umrüstung der be-
stehenden Straßenleuchten ausgebaut und 
soll bis ca. 2017/2018 für die Gesamtstadt 
abgeschlossen sein. Hierbei ergeben sich 
Einsparpotenziale von über 40 % gegen-
über dem ursprünglichen Energiebedarf. 
Die Akzeptanz der Bevölkerung wird über 
Bildungs- und Beratungsmöglichkeiten er-
höht. 

Vor dem Hintergrund der strukturellen 
demografischen Veränderungen und den 
energetischen Anforderungen wird ein in-
tegriertes Quartierskonzept für die „Süd-
östliche Altstadt“ Naumburg (Saale) mit 
Unterstützung des KfW-Programms 432 er-
arbeitet. Thematische Schwerpunkte sind 
auch hier Bestand und Gestaltungs- bzw. 
Anpassungsmöglichkeiten der Gebäude, der 
technischen Infrastruktur, Verkehrsführun-
gen, Frei- und Grünflächen u. a. Es werden 
die Nutzungsmöglichkeiten für erneuerba-

re Energien und Energieeinsparpotenziale 
herausgearbeitet. Durch einen interaktiven 
Abstimmungsprozess vor Ort werden die 
verschiedenen Nutzerinteressen ebenso wie 
die Belange der Bürgerinnen und Bürger be-
rücksichtigt.

Naumburg (Saale) arbeitet intensiv an dem 
Thema Stadtsanierung in der Altstadt um 
diese mit neuem Leben zu erfüllen. Unter 
dem Motto „Dieser Raum will leben“ bzw. 
„Dieses Haus will leben“ werden unbebau-
te bzw. teilweise bebaute Grundstücke und 
leerstehende Gebäude vermarktet bzw. von 
der Stadt zur Verfügung gestellt. Die Erlöse 
werden den Sanierungstätigkeiten direkt 
wieder zurückgeführt und weiterverwendet.

Für die Stadt Naumburg (Saale) wurde 2008 
ein Einzelhandelskonzept vom Stadtrat be-
schlossen. Darin wird die konzeptionelle 
Grundlage für eine strategische und städ-
tebaulich verträgliche Einzelhandelsent-
wicklung bis 2015 geliefert. Besonderes Au-
genmerk wird auch hier auf die zentralen 
Versorgungsbereiche, wie die Altstadt oder 
den Stadtteilzentren, gelegt.

2009 wurde in Naumburg (Saale) ein City-
Management gestartet, welches sich den 
Herausforderungen und Potenzialen der 
Naumburger Altstadt widmet, um sie als at-
traktiven Einkaufsstandort zu stärken und 
zu profilieren. 2010 wurde hierzu ein Bür-
gerforum durchgeführt und ein Gesamtkon-
zept erstellt. Verschiedene Innenstadtakteu-
re und Bürger wurden und werden in das 
City-Management einbezogen, die sich an 
den Maßnahmen der Innenstadtbelebung 
beteiligen und dafür einsetzen.

Quartiersentwicklung

Das Quartier „Südöstliche Altstadt“ konnte 
in den vergangenen Jahren ebenso wie das 
Kerngebiet (ohne Ortsteile) der Stadt Naum-
burg (Saale) von Einwohnergewinnen profi-
tieren. Im Zeitraum von 2000 bis 2010 wuchs 
die Zahl der Einwohner im Quartier um über 
20 % während für die Kernstadt eine Steige-
rung von ca. 14 % zu verzeichnen war. Die-
ser Trend wird zwar künftig nicht anhalten, 
jedoch ist für die Zusammensetzung der Be-
völkerung und der zuwandernden Gruppen 
von großer Bedeutung für die Quartiersent-
wicklung. Während die Zahl der über 65-Jäh-
rigen im benannten Zeitraum anstieg, was 
den verbreiteten Tendenzen in vom demo-
grafischen Wandel betroffenen Regionen 
entspricht, stieg auch die Zahl der Kinder 
(0 bis 6 Jahre) im Quartier deutlich an. Dies 
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kann als Hinweis auf die attraktive Lage und 
Struktur des Quartiers als familienfreundli-
cher Wohnstandort gesehen werden. Dieser 
Trend ist für den gesamten innerstädtischen 
Altstadtbereich festzuhalten.

Neben verfügbaren Frei- und Brachflächen, 
die als Entwicklungspotenziale zu werten 
sind, ist im Gebäudebestand ein erhebli-
cher Leerstand zu verzeichnen, der sowohl 
Wohn- und zum Teil Gewerberäume um-
fasst. Hinzu kommt ein erheblicher Sanie-
rungsbedarf sowie für die Gebäudetechnik, 
insbesondere bei der Heizungs- und Warm-
wasserbereitungstechnik. Diese Herausfor-
derungen der energetischen Stadtsanierung 
sind stets im Kontext der Ansprüche des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 
zu bewältigen. Die verträgliche Einordnung 

von Wohnungsneubauten in das Quartier 
ermöglicht eine klimafreundliche und res-
sourcenschonende Wohnnutzung in zen-
traler Stadtlage. Zudem erweitert sich das 
Wohnungsangebot im Quartier um nach-
gefragten Wohnraum, wie bspw. ein Mix aus 
familien-, alten- und singlegerechten Woh-
nungen. Dieser Nachfrage muss auch im Be-
stand gefolgt werden.

Maßnahmen und deren Umsetzung

Im Rahmen der städtebaulichen Sanie-
rungstätigkeiten steht die gesamte Altstadt 
seit vielen Jahren im Fokus der Stadtent-
wicklung. Durch die oben genannten Initi-
ativen zur Innenstadtrevitalisierung (z. B. 
„Dieses Haus will leben“ für Bestandsim-
mobilien sowie „Dieser Raum will leben“ für 
potenzielle Bauflächen), durch umfassende 

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere

bauordnerische Tätigkeiten und Aufwer-
tungsmaßnahmen konnten auch im Quar-
tier „Südöstliche Altstadt“ einige Erfolge für 
dessen Wiederbelebung und Entwicklung 
erzielt werden. Die Entwicklung und Ver-
marktung der noch verfügbaren Flächen 
erfolgt unter Maßgabe der städtebaulichen, 
denkmalpflegerischen und energetischen 
Ansprüche, die in dem Quartier zu berück-
sichtigen sind. In diesem Rahmen wurde 
u. a. die Freifläche „Ecke Neustraße / Wen-
zelsstraße“ auf der jährlichen Immobilien-
messe ExpoREAL 2012 präsentiert. Im Fokus 
steht dabei ein Ansatz, der für den gesam-
ten Block eine abgestimmte Entwicklung 
vorsieht und die Neubebauung ebenso wie 
den Bestand in ein nachhaltiges Blockkon-
zept einbindet. Die Möglichkeiten dieser 
Blockentwicklung sollen u. a. in einer vertie-
fenden Zusammenarbeit mit der Bauhaus-
Universität Weimar konkretisiert werden. 

Wesentlich ist hierbei, ebenso wie bei den 
übrigen Freiflächen, eine klimaverträgli-
che und nachhaltige Nachverdichtung zu 
betreiben und die Innenentwicklung und 
weitere Quartiersrevitalisierung zu forcie-
ren. Die klimafreundlichen Neubebauten 
könnten dabei eine block- und mitunter 
quartiersbedeutsame Rolle einnehmen, in-
dem sie bspw. die Energieversorgung für die 
Bestandsgebäude (teilweise) übernehmen. 

Weitere Aufgaben sind mit dem anhalten-
den Ausbau der Dimm-Light-Technologie 
im Bereich der Straßenbeleuchtung sowie 
die verstärkte Förderung des Radverkehrs, 
in Verbindung mit der Fahrradinfrastruktur 
im Quartier zu benennen. 

Im Rahmen des integrierten Quartiers-
konzeptes wurde am 01.10.2012 eine erste 
Bürgerversammlung veranstaltet, in der 
die aufgrund der Datenerhebung/Bilan-

Heterogener Gebäudebestand in der „Südöstlichen Altstadt“ Naumburg (Saale)

Fotos: M. Krüger
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Energetische Bewertung des Gebäudebestandes im Quartier
Quelle: M. Holz

zierung vorliegenden Zwischenergebnisse 
vorgestellt wurden. Im November wurde ein 
Bürgerworkshop zum Thema Dezentrale 
Energie-/Wärmeversorgung und ein Verwal-
tungsworkshop zum Thema Denkmalschutz 
und energetische Sanierung durchgeführt.

Akteursebene

Durch einen hohen Anteil von selbstgenutz-
tem Wohneigentum und einer engagierte 
Bürgerschaft sind motivierte Partner für die 
Zusammenarbeit vor Ort vorhanden. Wich-
tige Akteure auf lokaler (Untere Denkmal-
schutzbehörde) wie auf Landesebene (Lan-
desamt für Denkmalpflege und Archäologie 
Sachen-Anhalt) stellen die Denkmalschutz-
behörden dar, insbesondere im Austausch 
zur energetischen Stadtsanierung. Weitere 
wichtige Akteure sind die beiden großen 
Wohnungsunternehmen (GWG Wohnungs-
gesellschaft Naumburg mbH, WBG Woh-
nungsbaugenossenschaft Naumburg e. G.), 

die sowohl Bestände als auch Entwicklungs-
flächen im Quartier halten. Eine besondere 
Rolle spielt die langjährige Sanierungsträ-
gertätigkeit, die in Naumburg (Saale) durch 
die DSK GmbH & Co. KG übernommen wird. 
Die seit über 20 Jahren währende Zusam-
menarbeit in Verbindung mit Kontinuität 
des eingesetzten Personals ist eine Grund-
lage für engen und vertrauensvollen Aus-
tausch. Durch die hergestellten Netzwerke 
und genaue und umfangreiche Orts- und 
Akteurskenntnis können so glaubhaft und 
verständlich Entwicklungsziele für das Pi-
lotquartier wie auch die gesamte Innenstadt 
vermittelt werden. Durch die jahrelange 
Zusammenarbeit zwischen Stadtverwal-
tung, Akteuren vor Ort im Quartier sowie 
Sanierungsträger konnte der Prozess der 
Stadt- und Quartiersentwicklung aktiv ge-
staltet und durch einen nachhaltigen Ent-
wicklungsanspruch geprägt werden.
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Das Pilotquartier „Gartenberg“ ist durch seine besondere städtebauliche Struktur, die 
exponierte Lage im Stadtgefüge sowie eine traditionell sehr heterogene und kleinteilige 
Eigentümerstruktur gekennzeichnet. Rückblickend stellt es eine bemerkenswerte Form 
einer geplanten Ein- und Zweifamilienhaussiedlungen des frühen 20. Jahrhunderts dar. 
Dem Gartenstadtmodell verpflichtet, ist das Quartier mit seinerzeit sehr großzügigen 
Grundstücken und Wohnhäusern heute ein Beispiel für eine anspruchsvolle und aufwän-
dige städtebauliche Erweiterung der Jahrhundertwende des 19. / 20. Jahrhunderts.

Nicht zuletzt der historische Bezug zu den Entstehungsursprüngen des Gartenberges und 
den visionären Planungsmotiven der Gartenstadtbewegung, nach denen das Quartier 
entworfen wurde, sollen als Vorbild und als Anknüpfungspunkte dienen, um die heutigen 
Herausforderungen des gesellschaftlichen Wandels und der energetischen Stadtsanierung 
mit innovativen und kreativen Strategien zu meistern. 

Das Quartier Gartenberg befindet sich im Nordosten des Kerngebietes der Stadt Sömmer-
da. Die Entstehung des Quartiers, das als eigenständiger Stadtteil außerhalb des ursprüng-
lichen Stadtgefüges geplant wurde, geht auf die Zeit von 1915 bis 1945 zurück. Während 
dieser Jahre entstanden die meisten Gebäude auf dem Gartenberg. Charakteristisch ist die 
elliptische Grundstruktur des Quartiers mit den entsprechend verlaufenden Straßenzü-
gen, die das Quartier erschließen. An den Rändern des Quartiers führen die Richard-Wag-
ner-Straße sowie die Sebastian-Bach-Straße zu den Grundstücken während die Mozart-
straße als zentrale Achse durch das Quartier führt und ursprünglich die einzige Zuwegung 
in das Quartier darstellte. Daran aufgereiht befinden sich der Alexander-Puschkin-Platz 
als südliche Eingangssituation sowie in regelmäßigen Abständen der Hegelplatz und der 
Robert-Schumann-Platz. An diesen zentralen Lagen des Quartiers befanden sich einst die 
Versorgungseinrichtungen öffentlicher und privater Angebote, Dienstleistungs-, Einzel-
handels-, Gastronomie- und Gemeinschaftsangebote.

Heute ist der Gebäudebestand auf dem Gartenberg fast ausschließlich durch Wohnnut-
zung geprägt. Insgesamt befinden sich 311 Wohneinheiten in dem Quartier, die vorwie-
gend als Ein- und Zweifamilienhausbebauung ausgeführt sind. Eingegrenzt wird das 
Quartier durch die Regionalbahnstrecken Halle (Saale) – Erfurt im Westen und Erfurt – 
Naumburg (Saale) im Süden sowie durch die neue Ortsumgehung Sömmerdas B176 im 
Norden und Nordosten. Mit dieser Straße besteht für den Gartenberg seit Ende 2008 eine 
zweite Zuwegung im nördlichen Teil des Quartiers.

Die zentrale Durchwegung des Gartenberges wird mehrmals täglich durch einen Linien-
bus angefahren. Das Verkehrsaufkommen auf dem Gartenberg wird jedoch wesentlich 
durch den motorisierten Individualverkehr (MIV) der Anlieger geprägt.

Stadt Sömmerda  
(Thüringen)

19.817 Einwohner,
Bevölkerung rückläufig

Angebotsmiete 3 Zi. ca. 4,80 
Euro/m² (4,10 bis 6,40 €/m²) 

Quartier Gartenberg

ca. 1.000 Einwohner, ca. 
36 ha.

Nordöstliche Stadterweite-
rung nach Gartenstadtmo-
dell, vorw. Ein-/ Zweifami-
lienhausbebauung aus der 
ersten Hälfte des 20. Jh., 
individuelle Wärmeversor-
gung, hpts. MIV-gestützte 
Mobilität

Grundriss des Quartiers Gartenberg 
Quelle: Stadt Sömmerda

Sömmerda: Gartenberg

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere
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Gesamtstädtische Entwicklung

Auch in Sömmerda zeichnen sich die ge-
samtdeutschen demografischen Entwick-
lungen ab: rückläufige Geburtenzahlen und 
ein negatives Wanderungssaldo, häufig als 
Folge der Wanderungsbewegung von Ost 
nach West oder aber innerhalb des Land-
kreises, prägen das demografische Szena-
rio. Seit den 1990er Jahren sind die Bevöl-
kerungszahlen rückläufig, von ca. 26.000 
Einwohnern im Jahr 1990 auf knapp 20.000 
Einwohner im Jahr 2012. Diese Entwicklung 
zieht besondere stadtentwicklungspoliti-
sche Herausforderungen aber auch Poten-
ziale einer nachhaltigen Stadtentwicklung 
nach sich. Die solide wirtschaftliche Lage 
der Stadt und des Landkreises Sömmerdas 
sind die Basis einer verhältnismäßig stabi-
len Entwicklung der Region.

Im Jahr 2002 wurde erstmalig ein integrier-
tes Stadtentwicklungskonzept für die Stadt 
Sömmerda aufgestellt. Auf dieser Grundlage 
soll ein Ausgleich unterschiedlicher Interes-
sen, eine nachhaltige Stadtentwicklung so-
wie die Stabilisierung des Wohnungsmark-
tes erreicht werden. Mit dem integrierten 
Stadtentwicklungskonzept konnte Sömmer-
da als eine von 42 Kommunen Thüringens 
im Rahmen des Bund-Länder Programms 
„Stadtumbau Ost“ gefördert werden. 

Stadtumbau ist zum Synonym für zukünftige 
Stadtentwicklung geworden. Schrumpfung 
aufgrund rückläufiger Einwohnerzahlen 
und folglich wachsenden Leerstandsquoten 
zwingen zum Rückbau von Wohn- und Ge-
werbeeinheiten, so auch in Sömmerda. Des 
Weiteren ist ein struktureller Wandel erkenn-
bar, mit den Tendenzen zu einer zunehmend 
älteren Bevölkerung, veränderten Haushalts-
strukturen und verschiedenen Wohnwün-
schen, mit denen veränderte Wohn- und 
Wohnumfeldanforderungen einhergehen.

Eine permanente Erfolgskontrolle und re-
gelmäßige Fortschreibung der Konzepte ist 
wesentliche Voraussetzung für die wirksame 
Steuerung der nachhaltigen Stadtentwick-
lung, so dass im Jahr 2008 das Stadtentwick-
lungskonzept von Sömmerda fortgeschrie-
ben wurde. In dieser Fortschreibung wurde 
v. a. auf die sozial orientierte nachhaltige 
Stadterneuerung wert gelegt. Ein Kernthe-
ma der Fortschreibung ist das Leitmotiv 
„Innenentwicklung vor der Außenentwick-
lung“, um einer weiteren Zersiedlung der 
Stadt entgegenzuwirken und die Flächen-
neuinanspruchnahme für Siedlungsflächen 
zu begrenzen. Neben Rückbau sind also 
auch Sanierung und eine bedarfsorientier-
te Nachverdichtung im Innenstadtbereich 
von hoher Relevanz. Beispielhaft ist hier die 
Initiative des Freistaates Thüringen „Genial 
Zentral“ zu nennen, mit einer gezielten Un-
terstützung zur Wohneigentumsbildung in 
innerstädtischen Altbauquartieren.

Seit 2006 verfügt Sömmerda über einen 
rechtswirksamen Flächennutzungsplan, 
der das zentrale Steuerungselement für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung darstellt und 
die geplante Bodennutzung regelt.

Neben dem „Stadtumbau Ost“ mit Maß-
nahmen des Rückbaus und der Aufwertung, 
kommen in Sömmerda auch die Förderpro-
gramme der „Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf - Die Soziale Stadt“ 
sowie die Länderprogramme zur „Wohn-
umfeldverbesserung in Wohngebieten“ und 
„Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen“ 
zum tragen.

Seit Anfang 2012 partizipiert Sömmerda am 
Förderprogramm „Energetische Stadtsanie-
rung“ der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) bzw. des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS). 

Vogelperspektive auf Gartenberg, Foto: Stadt Sömmerda
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Gefördert werden:

•	 „die Erstellung vertiefter integrierter 
Quartierskonzepte zur Steigerung der 
Energieeffizienz der Gebäude und der Inf-
rastruktur sowie

•	 die Finanzierung eines Sanierungsmana-
gers, der unter Beteiligung der Eigentü-
mer das Sanierungskonzept erstellt und 
die Umsetzung der energetischen Sanie-
rungsmaßnahmen für maximal 2 Jahre 
begleitet.“

Integrierte Quartierskonzepte werden unter 
Zuhilfenahme der integrierten Stadt-(teil)
entwicklungskonzepte und/oder wohn-
wirtschaftlichen bzw. kommunalen Klima-
schutzkonzepte erstellt, wobei energetische 
Zielstellungen ebenso wie weitere ökologi-
sche sowie soziale und wirtschaftliche Be-
lange beachtet werden. Auch Selbstnutzer 
und Private werden verstärkt in die geplan-
ten Sanierungsmaßnahmen einbezogen.

Bis Mitte 2013 erfolgt für die Siedlung Gar-
tenberg eine intensive Konzeptarbeit. Da-
bei werden sowohl die aktuelle Situation 
(Gebäudebestand, technische Infrastruktur, 
Verkehrsführung, öffentlicher Raum etc.) 
sowie die Möglichkeiten für eine möglichst 
klimaneutrale Energieversorgung des Quar-
tiers untersucht. Die Belange der Bürger 
vor Ort werden kontinuierlich und parallel 
aufgenommen und in dem Konzept berück-
sichtigt. Ziel ist es, auf diesem Wege eine 
realistische und praxisorientierte Grundla-
genarbeit zu leisten, deren Umsetzung nach 
Abschluss der Konzeptarbeit (ab Mitte 2013) 
anschließen soll. Die Betreuung der energe-
tischen Stadtsanierung auf dem Gartenberg 
soll durch einen Sanierungsmanager erfol-
gen.

Quartiersentwicklung

Die Entwicklung des Gartenberges vollzog 
sich während der letzten Jahrzehnte auf ei-
nem relativ stabilen demografischen Niveau. 
Gegenwärtig liegt der Altersdurchschnitt des 
Quartiers mit ca. 49 Jahren ungefähr zwei 
Jahre über dem städtischen Durchschnitts-
wert. Die Zusammensetzung der Anlieger-
schaft ist durch viele langjährige Bewohner 
des Quartiers, aber auch durch zahlreiche 
junge Familien geprägt, die nach und nach 
in das Quartier ziehen. Derzeit herrscht mit 
unter fünf Prozent (ca. 15 Wohneinheiten) 
ein sehr moderater Leerstand auf dem Gar-
tenberg vor. Der heutige Charakter als fast 
vollständiger Wohnstandort verstärkte sich 
nach dem Wegfall der Mischnutzungen an 
den zentralen Lagen des Quartiers zu Be-
ginn der 1990er Jahre.

Im Zeitraum zwischen 1945 und 1989 sowie 
nach 1990 wurden einige Grundstücke neu 
geordnet, geteilt und der Gebäudebestand 
vereinzelt mit Neubauten nachverdichtet. 
Insgesamt ist der ursprüngliche Bestand in 
den meisten Fällen durch Anbauten und 
Nebengebäude erweitert und zum Teil über-
prägt worden. Belange und Ansprüche des 
Denkmalschutzes sind für den Gartenberg 
nicht zu benennen.

Die spezifische städtebauliche, Bestands- 
und Eigentümerstruktur des Gartenbergs 
stellt für die energetische Stadtsanierung 
eine große Herausforderung dar. Die klein-
teilige und sehr heterogene, private Eigen-
tümerzusammensetzung führt mitunter zu 
sehr unterschiedlichen Interessenlagen und 
Ausgangsbedingungen. Ein entsprechend 
großer Abstimmungs- und Kommuni-
kationsaufwand stellt somit die wesentliche

Heterogener Gebäudebestand auf dem Gartenberg 
Fotos: M. Krüger, DSK

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere
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sanierung in den kommenden Jahren eine 
weitere Herausforderung für die Bewohner-
schaft wie auch für die Stadtverwaltung dar-
stellen. Für das sich derzeit in Erarbeitung 
befindliche Integrierte Quartierskonzept 
wurde zwischenzeitlich mit der Datenerhe-
bung und Haushaltsbefragung begonnen. 
Zum Auftakt fand im November 2012 eine 
erste Bürgerveranstaltung zur Information 
der Öffentlichkeit statt.

Akteursebene

Die engagierte und aktive Bürgerschaft des 
Gartenberges beteiligte sich bereits in der 
Vergangenheit umfassend an Prozessen der 
Stadtentwicklung und der Stadterneuerung. 
Die Quartiersentwicklung findet in einem 
intensiven Austausch zwischen Stadtver-
waltung und Bewohnern bzw. Eigentümern 
statt. Im Rahmen der energetischen Stadtsa-
nierung wird ein Bürgerbeirat auf Quartier-
sebene als Interessenvertretung, Sprachrohr 
und Multiplikator ins Leben gerufen. So be-
steht für die Dauer der Konzepterarbeitung 
ebenso wie für den anschließenden Sanie-
rungsprozess ein kontinuierlicher Partner 
für die Zusammenarbeit mit den Fachres-
sorts der Stadtverwaltung, den Ver- und Ent-
sorgern sowie weiteren wichtigen Akteuren 
(z. B. Verkehrsbetriebe des Kreises, Landwir-
te etc.).

Unterschiedliche energetische Bestandssituationen auf dem Gartenberg 
Fotos: M. Krüger

zum Teil bei der Gestaltung der öffentlichen 
Plätze. Gleiches gilt für die Beleuchtung der 
Straßen und Plätze sowie für die Abwasser-
beseitigung. Letztere erfolgt in den meis-
ten Teilen des Gartenberges noch dezentral 
über Sammelgruben. Die Beseitigung die-
ser infrastrukturellen und städtebaulichen 
Mängel wird neben der energetischen Stadt-

Grundlage für eine erfolgreiche Konzeptar-
beit in diesem Kontext dar, die mit einer re-
alistischen Umsetzungsstrategie und prag-
matischen Maßnahmen fortgeführt werden 
soll. Gleichwohl bildet der sehr hohe Anteil 
privater Nutzer und Eigentümer einen Vor-
teil, da sich Maßnahmen der energetischen 
Stadtsanierung im Quartier unmittelbar 
auf das eigene Gebäude auswirken und die 
positiven Konsequenzen erfahrbar werden. 
Neben der insgesamt großen Identifikation 
und Verwurzelung mit dem Quartier erhöht 
dies die Motivation am eigenen Besitz zu ar-
beiten. 

Maßnahmen und deren Umsetzung

Aus energetischer Sicht ergibt sich auf dem 
Gartenberg ein heterogenes Bild in Bezug 
zur Situation der Gebäudesanierung sowie 
in Bezug zum Zustand der Gebäudetechnik. 
Beide Aspekte sind je nach Anspruch und 
Mittel der Eigentümer unterschiedlich aus-
geprägt. Grundsätzlich besteht jedoch ins-
gesamt ein erhebliches Optimierungspoten-
zial sowohl bei der Bestandssanierung als 
auch bei der Erneuerung der Gebäude- und 
Heizungstechnik. Der Einsatz erneuerbarer 
Energien bietet zudem ein großes Potenzi-
al für die Einsparung von CO

2
-Emissionen, 

da sich deren Nutzung auf dem Gartenberg 
bisher auf einige wenige Photovoltaik- bzw. 
Solarthermieanlagen beschränkt.

Durch den Bau einer zweiten Erschlie-
ßungsstraße über die B176 im Norden des 
Quartiers verbesserte sich die verkehrstech-
nische Anbindung des Quartiers. Erneue-
rungsbedarf besteht hingegen bei der quar-
tiersinternen Straßeninfrastruktur und
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4.4	 Schlussfolgerungen aus den 
Modell- und Pilotquartieren

Die Analyse der Modell- und Pilotquar-
tiere lässt die im Folgenden dargestellten 
Schlussfolgerungen zu, die gleichzeitig ei-
nen Überblick über den Stand der Dinge und 
die Herausforderungen der energetischen 
Stadtsanierung in Deutschland geben.

Eignung der Quartiersebene als Hand-
lungsebene der energetischen Stadtsanie-
rung

Die Quartiersebene bildet eine Handlungs-
ebene mit eingespielten Akteursstrukturen 
zwischen der Ebene der Gesamtstadt und 
den Einzeleigentümern bzw. -nutzern der 
Gebäude. Maßnahmen und Konzepte auf 
Quartiersebene ergänzen deshalb das klas-
sische Instrumentarium zur energetischen 
Sanierung des Gebäudebestandes und zur 
Stärkung der erneuerbaren Energien, be-
stehend aus der Förderung technologischer 
Innovationen, steuerlichen Anreizen, ge-
bäudebezogenen Förderprogrammen und 
ordnungsrechtlichen Anforderungen. 

Die Stärken der Quartiersebene liegen dabei 
insbesondere in folgenden Punkten:

•	 Über die Erfahrungen aus der Städte-
bauförderung bestehen lokale Akteurs-
strukturen, die auch für die energetische 
Sanierung genutzt werden können. Zivil-
gesellschaftliche Gruppen wie in Leipzig 
und Stade sowie professionelle Sanie-
rungsträger wie in Leipzig, Stade und 
Marburg spielen hier eine entscheidende 
Rolle. Diese Strukturen sind eingespielt 
oder können auf Bestehendem aufbau-
en. Gerade bei weichen Instrumenten wie 
der Information und Beratung zur Ge-
bäudesanierung für private Eigentümer 

ist räumliche Nähe bedeutsam. Dies ist 
insbesondere bei Quartieren mit kleintei-
ligen Eigentümerstrukturen und homo-
genen Gebäudetypologien sinnvoll. Stade 
bietet ein Beispiel dafür, wie der Genera-
tionenwechsel in derartigen Beständen 
begleitet werden sollte. Auch Sanierungs-
träger wie das kommunale Marburger 
Wohnungsunternehmen GeWoBau brin-
gen so Kompetenz ins Quartier. An dieser 
Stelle setzt auch der Sanierungsmanager 
im KfW-Förderprogramm „Energetische 
Stadtsanierung“ an.

•	 Fern- und Nahwärmenetze sind insbeson-
dere für Quartiere mit einem hohen Anteil 
an denkmalgeschütztem Wohnungsbe-
stand eine Lösung, um eine effiziente 
und/oder regenerative Energieversorgung 
sicherzustellen. In Rosenheim besteht 
durch das starke Engagement der Stadt-
werke die Strategie darin, die Fernwärme-
versorgung auszuweiten. In Stade wird der 
Aufbau eines Netzes auf Quartiersebene 
geprüft. Weißenfels arbeitet diesbezüglich 
mit kleinteiligen Nahwärmekonzepten im 
denkmalgeschützten Bestand. 

•	 Auch im Bereich der Mobilität bietet die 
Quartiersebene gute Ansatzpunkte für 
Energieeinsparungen. Auffallend ist je-
doch, dass die Mobilität in den Modell-
quartieren (und nach Einschätzung der 
Autoren auch in vielen anderen Kommu-
nen) noch deutlich stärker berücksichtigt 
werden könnte. Die Wirkung öffentlicher 
Investitionen/Förderung auf die Energie-
einsparung ist jedoch schwer zu quantifi-
zieren. Dies mag der Grund sein, warum 
der Bereich in der energetischen Stadtsa-
nierung momentan wenig Aufmerksam-
keit genießt.

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere

Abbildung 22: Quartier als Ebene zwischen Stadt und Gebäude

Quelle: BMVBS (Hrsg.): Handlungsleitfaden der energetischen Stadterneuerung. Berlin, 2011, S. 16
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Akteursstrukturen

Die wichtigsten Akteure für die Sanierung 
auf Quartiersebene sind die lokale Stadtver-
waltung (und ihre Auftragnehmer, wie zum 
Beispiel Sanierungsträger) sowie die Stadt-
werke, die für die Gestaltung der Energie-
versorgung unabdingbar sind. Die Abstim-
mung zwischen beiden Akteuren scheint in 
kleineren Städten mit eigenen Stadtwerken 
(Weißenfels, Rosenheim) deutlich leichter 
zu sein als in größeren (Leipzig). In Rosen-
heim sind die Stadtwerke ein engagierter 
Treiber der Entwicklung. Hierbei ist zu be-
rücksichtigen, dass durch die Energieversor-
ger durchaus eigene wirtschaftliche Interes-
sen verfolgt werden.

Kommunale Wohnungsunternehmen und 
Genossenschaften sind für Kommunen und 
Stadtwerke oft der erste Ansprechpartner, 
wenn es um die Sanierung des Gebäude-
bestandes (hier insbesondere Marburg und 
Stade) und den Anschluss an Wärmenetze 
(insbesondere Rosenheim) geht. Dies zeigen 
alle fünf Quartiere, obwohl in allen Fällen 
die jeweiligen kommunalen Wohnungsun-
ternehmen nur eine untergeordnete Zahl an 
Wohneinheiten im Quartier hat. 

Die oben bereits erwähnten, im Rahmen 
von bisher durchgeführten Maßnahmen der 
Städtebauförderung (z. B. Sanierungsver-
fahren) entstandenen zivilgesellschaftlichen 
Strukturen sind häufig ein entscheidender 
Faktor, um den Prozess der energetischen 
Sanierung auf Quartiersebene (Leipzig) 
leichter beginnen und durchführen zu 
können. Aber darüber hinaus scheint die 
möglichst frühzeitige Information der Öf-
fentlichkeit und der Bürger den Prozess zu 
befördern (Stade).

Herausforderungen für die Kommunen

Die zentrale Herausforderung besteht für 
die Kommunen darin, private Kleineigen-
tümer zu energetischen Modernisierungen 
zu motivieren. Es ist davon auszugehen, 
dass diese nicht rein ökonomisch rational 
handeln, sondern eigene Akteurslogiken 
haben, die durch die jeweiligen Lebens-
umstände geprägt sind. Damit sind die fi-
nanziellen Möglichkeiten, die Bereitschaft 
und die Kompetenz zur Modernisierung 
u. U. nur eingeschränkt vorhanden. Der 
Generationswechsel im Gebäudebestand, 
der beispielsweise in Stade aktuell stattfin-
det, bietet hier eine günstige Gelegenheit. In 
jedem Fall sind Information und Beratung 
von Bedeutung, wobei die Kompetenz eines 

Sanierungsträgers oder eines professionel-
len lokalen Wohnungsunternehmens und 
das Vorhandensein von Modellsanierungen 
quartiersbezogene Erfolgsfaktoren darstel-
len könnten. Ein Hemmnis sind dabei oft 
Strukturen mit nicht am Ort wohnenden 
Vermietern (z. B. in Leipzig), in der Anspra-
che und letztlich Überzeugung zur Durch-
führung von gebäudebezogenen energeti-
schen Sanierungsmaßnahmen.

Insbesondere in Kommunen mit einer Stra-
tegie des Ausbaus von Wärmenetzen müs-
sen Eigentümer mit kleinteiligem Grundbe-
sitz zum Anschluss an das Netz gewonnen 
werden (z. B. Marburg). Dies kann nur über 
überzeugende Angebote erfolgen. Die Stadt-
werke Rosenheim sind sich sicher, dass dies 
gelingt, insbesondere hier unter Ansprache 
der lokalen Eigentümergemeinschaft im 
Quartier. Klar ist auch, dass die Netzan-
schlüsse sukzessive erfolgen, da sie in der 
Regel zum Zeitpunkt eines Kesseltausches 
ökonomisch sinnvoll sind.

Eine für die Zukunft offene Frage stellt der 
Umgang mit dem Gebäudebestand dar, der 
nach der ersten Wärmeschutzverordnung 
neu gebaut oder grundlegend saniert wur-
de. Es ist auffällig, dass sich die energetische 
Stadtsanierung derzeit insbesondere auf 
Gründerzeitquartiere, historische Altstäd-
te und Siedlungen der Nachkriegszeit kon-
zentriert. Gerade Leipzig bietet ein Beispiel 
dafür, dass in gewissen Baualtersklassen 
(noch) kein Sanierungsbedarf besteht. Auch 
in Weißenfels sind zahlreiche historische 
Gebäude in den letzten Jahren saniert wor-
den, so dass aktuell kein Handlungsbedarf 
gesehen wird, auch wenn die baulich mög-
liche energetische Qualität sich zunehmend 
weiter entwickelt. 

Unabhängig davon ist mit der energetischen 
Sanierung der Gebäude nur ein wichtiger 
Anspruch an die energetische Entwicklung 
eines Quartiers erfüllt. Der Handlungsbe-
darf geht weit darüber hinaus und umfasst 
auch die Integration der Energieversorgung 
und die Bearbeitung des Themas Mobilität.

Quantifizierung und Bilanzierung

Aufgabe der Bilanzierung

Drei der Kommunen mit Modellquartieren 
haben den energetischen Aspekt bei der 
Sanierung bereits in bisherigen Projekten 
vertieft bearbeitet (Rosenheim, Marburg, 
Weißenfels). Dabei spielt auch das The-
ma Quantifizierung und Bilanzierung von 
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Energieverbrauch und Einsparmöglichkei-
ten eine wichtige Rolle. Auffallend ist da-
bei, dass die Bilanzierung unterschiedliche 
Zielsetzungen haben kann und mit dieser 
unterschiedliche Detaillierungsgrade einer 
Modellierung verbunden sind:

•	 Leipzig bezweckt mit einer sehr groben 
Modellierung eine Erstabschätzung von 
Potenzialen zur CO

2
-Reduktion, um auf 

dieser Basis die Auswahl für Fördergebie-
te zu treffen. Die detaillierte Bilanzierung 
erfolgt dann zu einem späteren Zeitpunkt. 

•	 In Rosenheim wird bei gegebener Strate-
gie (Fernwärmeausbau) v.a. der Wärme-
bedarf modelliert. Darauf aufbauend wer-
den räumliche Prioritäten zum Ausbau 
getroffen. 

•	 Marburg hat den Anspruch, Pionier bei 
der Energetischen Stadtsanierung zu sein 
und hat deshalb durch die TU Darmstadt 
verschiedenste Optionen und Kombina-
tionen aus Gebäudesanierung und Ener-
gieversorgung modelliert. Dies dient der 
Entscheidung über die künftige Strategie 
im Quartier, so dass hier ein höherer De-
taillierungsgrad notwendig ist. 

•	 Aufgrund der spezifischen Baustruktur 
mit zahlreichen Sondergebäuden und 
Denkmalen arbeitet Weißenfels stark auf 
der Ebene von Einzelgebäuden und Bau-
blöcken. Deshalb wird ein geringer Fokus 
auf die Erstellung von Quartiersbilanzen 
gelegt, sondern es werden anlassbezoge-
ne Lösungen, bspw. bei der Erweiterung 
eines Nahwärmenetzes gefunden. 

•	 Stade ist ein Beispiel für ein Quartier, 
dass nun im Rahmen des KfW-Förderpro-
gramms „Energetische Stadtsanierung“ 
eine eigene detaillierte Modellierung 
durchführt. Dies zeigt, dass bereits Kom-
munen und Ingenieurbüros mit dieser 
Thematik befasst sind, Erfahrungen ein-
bringen und die Aufgabe veröffentlichter 
Methoden v.a. darin besteht, zu standar-
disieren bzw. ähnliche Arbeitsprozesse 

nicht in jedem Quartier von neuem erle-
digen zu lassen. 

Insgesamt wird aber auch klar, dass die Bi-
lanzierung von Quartieren eine komplexe 
Aufgabe ist, die von Kommunen nicht ne-
benbei erledigt werden kann. Kommunen 
bedürfen Instrumente, die der entsprechen-
den Arbeitsphase, Fragestellung oder räum-
lichen Einheit angemessen sind. Diese müs-
sen möglichst einfach und flexibel sein. Der 
Datenbestand in den Kommunen ist dabei 
äußerst heterogen. Der in Kapitel 3 skizzier-
te Modellierungsprozess skizziert einen Weg 
zwischen den beiden Polen Genauigkeit und 
Anwenderfreundlichkeit, der als Basis ver-
wendet werden kann und eine anlass- und 
fragestellungsspezifische Vertiefung erlaubt.

Datenerhebung und Datenschutz

Bedenken bestehen von kommunaler Sei-
te aus teilweise bzgl. des Datenschutzes 
aufgrund der Erhebung und Weitergabe an 
Dritte, die im Rahmen der Mitwirkung der 
Betroffenen bzw. öffentlicher Aufgabenträ-
ger gemäß § 138 f. BauGB derzeit nur im 
Rahmen der Vorbereitung von Maßnahmen 
des Besonderen Städtebaurechts zur Verfü-
gung steht (vgl. hierzu auch Rechtsfragen 
der energetischen Stadtsanierung in Kapitel 
2.4). In der Regel erfolgt die Datenerhebung 
über öffentlich zugängliche Quellen bzw. 
die öffentlichen Aufgabenträger, aber auch 
direkt über Haushaltsbefragungen. Da die-
se auf freiwilliger Basis (Naumburg, Söm-
merda, Stade) durchgeführt werden und 
dafür zum Zeitpunkt der Studie keine Mit-
wirkungspflicht bestand, stehen u. U. nicht 
vollständige Datensätze zur Verfügung. Dem 
muss eine quartiersbezogene Modellierung 
Rechnung tragen und insbesondere Verfah-
ren entwickeln, um das Problem fehlender 
Werte methodisch sauber zu lösen. Gleich-
zeitig dürfen Lücken im Datensatz nicht 
dazu führen, dass Kommunen an der Aufga-
be der Modellierung verzweifeln oder einen 
extremen Aufwand zu Klärung aller Details 
betreiben.

Untersuchung der Modell- und Pilotquartiere
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5	 Fazit zur Studie

Die Studie „Anforderungen an energieeffi-
ziente und klimaneutrale Quartiere“ (EQ) 
hat mit der Untersuchung des Stands der 
Dinge und der Umsetzungspraxis der ener-
getischen Stadtsanierung in sieben Mo-
dell- und Pilotquartieren (Kapitel 4), einer 
theoretischen Analyse der Strategien und 
Maßnahmen der energetischen Stadtsanie-
rung (Kapitel 2) sowie der Entwicklung einer 
Bilanzierungsmethodik (Kapitel 3) einen 
Beitrag dazu geleistet, die im KfW-Förder-
programm „Energetische Stadtsanierung“ 
angewandte Strategie zu begleiten und zu 
bewerten. Die Beteiligung der Vertreter aus 
den Modellquartieren, aber auch die im 
Rahmen des Projektes durchgeführten und 
extern mitgestalteten Veranstaltungen zei-
gen das aktuell große Interesse von Kom-
munen und anderen Akteuren an diesem 
Thema.  

Sowohl die Begleitung der Kommunen als 
auch die theoretische Analyse in Kapitel 2 
dokumentieren, dass der Quartiersansatz 
seine eigenen Vorteile bietet, die sich nicht 
ausschließlich über die Ebene des Einzel-
gebäudes, die Ebene von Stadt/Region oder 
nationale Regelungen lösen lassen. Die Vor-
teile liegen insbesondere in den zwei Berei-
chen:

•	 Eine konkret auf die Bau- und Eigentü-
merstrukturen abgestimmte Strategie 
ermöglicht es, effiziente Ansätze zu wäh-
len, zu denen auch Wärmenetze unter-
schiedlicher Größe zählen. Dies betrifft 
insbesondere Bereiche, in denen die Po-
tenziale bspw. durch Gebäudedämmung 
begrenzt sind. Der begrenzte räumliche 
Umgriff ermöglicht auch gebietsbezogen 
sinnvolle rechtliche Regelungen, die über-
greifend so nicht möglich wären. Für diese 
Strategiebildung steht im KfW-Förderpro-
gramm „Energetische Stadtsanierung“ die 
Förderung der Konzepterstellung.

•	 Die Sanierung ganzer Quartiere ermög-
licht Synergien zwischen den Akteuren. 
Damit wird  ein öffentlichkeitswirksam 
wahrnehmbares Zeitfenster eröffnet, in 
dem Gebäudeeigentümer aus dem ganzen 
Sanierungsprozess, aber auch von einzel-
nen Nachbarn, lernen können. So können 
Hemmnisse überwunden werden und die 
Akteure zusätzlich motiviert werden. Für 
diese Vernetzung steht im KfW-Förder-
programm der Sanierungsmanager. 

Die energetische Quartierssanierung stellt 
somit einen sinnvollen Baustein im Rahmen 
der Energie- und Klimaschutzpolitik dar, der 
neben seinen positiven Effekten, bspw. auf 
die Erhöhung der Sanierungsrate und -tiefe 
bei Gebäuden, insbesondere in der Lage ist, 
Konfliktfelder der Energetischen Stadtsanie-
rung wie Gebäudesanierung versus Sozial-
verträglichkeit, Dämmung versus Baukultur 
und Steigerung der Gebäudeeffizienz versus 
Wärmebedarfsdichte für Fernwärme zu lö-
sen.

Allerdings kann die energetische Stadtsanie-
rung nur als Treiber einer ohnehin notwendi-
gen Entwicklung fungieren, die eine Vielfalt 
staatlicher Steuerung an den unterschied-
lichsten Stellen erfordert. Technologischer 
Fortschritt bei der Gebäudetechnik oder 
Antriebstechnik im Verkehr durch Modell-
projekte auf Quartiersebene beschleunigt 
und evaluiert werden. Er entsteht allerdings 
dadurch nicht. Auch befreit die Energetische 
Stadtsanierung in bestimmten Quartieren 
nicht die Gebäudeeigentümer an anderer 
Stelle von Ihren Pflichten zur zukunftssiche-
ren Entwicklung Ihrer Immobilie. Wie bei 
jeder durchgeführten Maßnahme der Ener-
gie- und Klimaschutzpolitik besteht auch 
bei der Energetischen Stadtsanierung die 
Gefahr, dass im Rahmen des öffentlichen 
Diskurses  von Handlungsnotwendigkeiten 
an anderer Stelle abgelenkt werden könnte. 
Nur ein großes Bündel an Maßnahmen zur 
Einsparung von Energie durch Technik und 
Nutzerverhalten, zur Erhöhung der Ener-
gieeffizienz und zur Nutzung regenerativer 
Energien löst die Energie- und Klimaschutz-
frage. Die Energetische Stadtsanierung ist 
ein kleiner Teil dieses Bündels.

Die Fokussierung von Fördermitteln auf 
bestimmte Quartiere setzt staatliche Mittel 
gezielt dort ein, wo sie am wirkungsvolls-
ten sind. Dies vermeidet die Gefahren einer 
nicht ausreichenden Inanspruchnahme von 
Fördermitteln (bspw. wegen eines unpas-
senden Investitionszeitpunkts im Lebens-
zyklus von Quartieren) oder großer Mitnah-
meeffekte (wenn ohnehin saniert wird). Eine 
derartige Treffsicherheit haben Förderpro-
gramme auf der nationalen Ebene nicht. Um 
die erwähnte optimale Fokussierung von 
Fördermitteln zu erreichen, empfiehlt sich 
vor diesem Hintergrund, eine bestmögliche 
Verzahnung des KfW-Programms „Energeti-
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sche Stadtsanierung“ mit den Programmen 
der Städtebauförderung. Die im Rahmen 
dieser Studie „Anforderungen an energieef-
fiziente und klimaneutrale Quartiere“ erar-
beitete Bilanzierungsmethodik ermöglicht 
es Kommunen, Potenziale zu ermitteln und 
Szenarien zu modellieren. Dabei ist aber im-
mer im Auge zu behalten, dass Bilanzierung 
keinen Selbstzweck darstellt. Bilanzierung 
mit Augenmaß ist ein sinnvoller Arbeits-
schritt zu Begleitung der Strategiediskussion 
und zum Monitoring im Zeitablauf. Abhängig 
von der Fragestellung und vom Zeitpunkt im 
Prozess der Sanierung, sind unterschiedliche 
Detaillierungsgrade sinnvoll. Eine Auswahl 
von Fördergebieten anhand einer Potenzi-
alabschätzung oder die Modellierung von 
Wärmebedarfsdichten bei der Entscheidung 
für oder gegen Fernwärme benötigt ein sehr 
viel niedriges Detaillierungsniveau als die 
Ansprache oder Beratung von Gebäudeei-
gentümern im Rahmen des Sanierungsma-

nagements. Dementsprechend kann die im 
Rahmen dieser Studie erarbeitete Bilanzie-
rungsmethodik einen konkret anwendbaren 
Input für die Bilanzierung vor Ort in unter-
schiedlichen Detaillierungsgraden geben. 
Die Bilanzierungsmethodik ersetzt aber 
nicht die Einbeziehung von Fachleuten vor 
Ort – erst Recht nicht, wenn es um die vielen 
Sonderfragen geht, die gar nicht mit einer 
einzigen veröffentlichten Methodik bear-
beitet werden können. Die Anforderungen 
des KfW-Förderprogramms „Energetische 
Stadtsanierung“ und das Vorgehen in den 
Modell- und Pilotquartieren zeigen aber, 
dass es sinnvoll ist, nicht an jedem Stand-
ort wieder mit einer grundlegenden Neu-
konzeption einer Quartiersbilanzierung zu 
starten. Hier liegt der zentrale Beitrag der 
Studie „Anforderungen an energieeffiziente 
und klimaneutrale Quartiere“ und des in ih-
rem Rahmen erarbeiteten Rechenmodells in 
Form einer Excel-Arbeitsmappe.

Fazit zur Studie

Abschlussveranstaltung, Fotos: IWU
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6	 Anhang

6.1	 Literaturhinweise BMVBS / 
BBSR

ExWoSt-Informationen zur Studie „An-
forderungen an energieeffiziente und kli-
maneutrale Quartiere - EQ“

Die kostenlose und im Internet frei herun-
terladbare Veröffentlichungsreihe ExWoSt-
Informationen präsentiert Ergebnisse aus 
laufenden Forschungsfeldern und Modell-
vorhaben. Im Heft 42/1 werden die Kon-
zeption der Studie, Maßnahmen und Mo-
dellierungsansätze zum Thema Energie und 
Quartier sowie die fünf Modellquartiere 
steckbriefartig vorgestellt. Heft 42/2 infor-
miert über den Stand der energetischen 
Stadtsanierung in Kommunen und gibt ei-
nen detaillierten Überblick zu den jeweili-
gen Quartiers- und Akteursebenen der fünf 
untersuchten Stadtteile.

Energetische Stadterneuerung – Zukunfts-
aufgabe der Stadtentwicklung

Das vorliegende Heft stellt Hintergrund und 
Rahmenbedingungen der energetischen 
Stadterneuerung dar und ordnet diese in 
die Aufgabe der Stadtentwicklung ein. Die 
Erfahrungen aus 16 Modellstädten zeigen, 
wie diese komplexe Aufgabe auf kommuna-
ler Ebene angegangen werden kann und wie 
Energiekonzepte als Teil integrierter Stadt-
entwicklungskonzepte unter Beteiligung lo-
kaler Akteure erfolgreich ausgearbeitet und 
etabliert werden können.

Handlungsleitfaden zur Energetischen 
Stadterneuerung

Der vorliegende Leitfaden dient dazu, die 
energetische Stadterneuerung durch Hand-
lungsempfehlungen, organisatorische Hin-
weise zum Arbeitsprozess, Bewertungs- und 
Entscheidungshilfen und die exemplarische 
Darstellung konkreter Beispiele zu unter-
stützen. Wichtige Akteure wie die Kommu-
nen, Versorger, Planer und Politiker sollen in 
die Lage versetzt werden, Zusammenhänge 
zwischen der Stadtentwicklung und Pro-
zessen der energetischen Gebäudesanie-
rung, der Qualifizierung der kommunalen 
Energieversorgungsinfrastruktur zur Effizi-
enzsteigerung sowie der Integration erneu-
erbarer Energieträger zu erkennen und in 
den relevanten Planungen zu berücksichti-
gen. Dazu gehört auch die Entwicklung von 

Ideen und Leitbildern für die energetische 
Stadterneuerung und die Ableitung von 
Energiekonzepten.

Energetisches sanieren gestalten. Leitfaden 
Baubestand nachhaltig weiterentwickeln

Der vorliegende Leitfaden gibt anhand aus-
gewählter Beispiele Handlungsempfehlun-
gen für die Planung von Umbauten oder 
Sanierungen und wendet sich an Entschei-
dungsträger, Wohnungsunternehmen sowie 
beratende Planerinnen und Planer. Ziel ist 
eine energetische Verbesserung, die zugleich 
architektonischen Qualitätsansprüchen, 
Aspekten der Denkmalpflege und beson-
deren baukulturellen Anforderungen Rech-
nung trägt. Die verschiedenen Varianten 
der energetischen Sanierung, vom reinen 
Erhalten bis zur teilweisen Überformung 
des Bestandsgebäudes, werden anschaulich 
dargestellt.Die Ergebnisse des Forschungs-
vorhabens sind zwar auf Wohnungsbauten 
ausgerichtet. Die Lösungsansätze sind je-
doch auch auf weitere Gebäudetypen über-
tragbar. Allen Planern sowie potenziellen 
Bauherren kann dieser Leitfaden wertvolle 
Entscheidungshilfen bieten.

Energetische Sanierung von Großwohn-
siedlungen auf der Grundlage von integ-
rierten Stadtteilentwicklungskonzepten

Der vorliegende Katalog dokumentiert die 
erfolgreichen Beiträge des Bundeswettbe-
werbs „Energetische Sanierung von Groß-
wohnsiedlungen auf der Grundlage von 
integrierten Stadtteilentwicklungskon-
zepten“. Mit diesem Wettbewerb gab die 
Bundesregierung der Diskussion über die 
Zukunftschancen und den Fortentwick-
lungsbedarf von Großwohnsiedlungen neue 
Impulse. Der Anspruch des Wettbewerbs 
war komplex, denn er verlangte ein integ-
riertes Konzept und führte unterschiedliche 
Gesichts punkte wie Energieeffizienz, Stadt-
teilentwicklung, Finanzierung, Wohnungs-
wirtschaft, Durchführung sowie Beteiligung 
der Bewohnerinnen und Bewohner zusam-
men. Die dargestellten Wettbewerbsbeiträ-
ge stehen für richtungsweisende integrierte 
Konzepte zur energetischen Sanierung von 
Großwohnsiedlungen.
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ImmoKlima - Immobilien- und wohnungs-
wirtschaftliche Strategien und Potenziale 
zum Klimawandel

Heft 79 der Reihe „Werkstatt: Praxis“ stellt 
die Ergebnisse aus dem Forschungsvorha-
ben vor. Die Publikation präsentiert neben 
gebäude- und quartiersbezogenen Strategi-
en auch Konzepte zur Beratung und Infor-
mation von Bewohnern aus den Pilotpro-
jekten. Weiterhin ist auch der Beitrag aus 
Immobilien- und Wohnungswirtschaft zu 
übergeordneten Konzepten und Strategien 
auf Kommunal- und Länderebene analysiert 
worden. Durch die Einbindung von Praxis-
Know-how aus Vorreiterprojekten kann für 
Kommunen ein Mehrwert erzielt werden. 
Neben wirtschaftlichem Nutzen spielen 
auch Motive wie soziale und ökologische 
Verantwortung in Unternehmensstrategien 
eine Rolle bei der Umsetzung klimarelevan-
ter Konzepte.

Das Quartier im Blick – Energetische Er-
neuerung im Städtebaulichen Denkmal-
schutz

Unter dem Titel „Das Quartier im Blick - 
Energetische Erneuerung im Städtebauli-
chen Denkmalschutz“ widmen sich zahlrei-
che Autoren aus Wissenschaft, kommunaler 
Praxis, Wirtschaft und Verbänden dem aktu-
ellen Thema der energetischen Erneuerung 
im historischen Quartier.

Hitze in der Stadt

Im Rahmen des Forschungsprogramms „Ur-
bane Strategien und Potentiale zum Klima-
wandel“ trafen sich Kommunalvertreter und 
Wissenschaftler auf der Konferenz „Hitze in 
der Stadt“. Die Experten diskutierten über 
die Folgen des Klimawandels und insbeson-
dere über die zunehmenden Hitzebelastun-
gen in den Städten. Sie sprachen über not-
wendige Strategien und vorausschauendes 
Planen. In Modellvorhaben werden bereits 
Strategien, Prozesse und Maßnahmen einer 
klimagerechten Stadtentwicklung erprobt. 
Die Veröffentlichung dokumentiert die Ta-
gung, an der rd. 180 Experten aus Wissen-
schaft und Praxis teilnahmen. 

Stadt: pilot spezial

„Erneuerbare Energien, Energieeffizienz 
und Klimaschutz in der Stadt von morgen“ 
lautet der Titel des „stadt:pilot spezial“, 
der ersten Sonderausgabe des Magazins 
„stadt:pilot“. In Reportagen, Interviews, 
Kommentaren, Porträts und weiterführen-
den Information werden Energieeffizienz 
und erneuerbare Energien als Zukunftsauf-

gaben kommunaler Entwicklung diskutiert. 
Drei Aspekte, die auch für andere Bereiche 
der integrierten Stadtentwicklung wichtig 
sind, stechen besonders hervor. Energie 
und Klimaschutz in der Stadtentwicklung 
sollten stärker als bisher aus ihrer sektoral-
technischen Betrachtung gelöst und in eine 
integrierte, gesamträumliche Strategie ein-
gebettet werden. 
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